
















1 8  0  2 .

Im  Namen des Allmächtigen 
G o t t e s .
Titel. I.
katholische, apostolische, 
römische Relegion ist die Religion 
^  des Staates; diese allein hat einen 
öffentlichen Gottesdienst. Das Gesetz sorget, 
daß sie weder in ihrer Lehre, noch in ihrer 
Ausübung geftöret werde-
T i t e l .  I I .
A rt. 2 . Das W allis  bildet einen freyen 
lind unabhängigen S ta a t , der von der Frän­
kischen , Helvetischen und Italienischen Repub­
lik abgesondert, und von diesen drey Repub­
liken unterstützt is t, die zu diesem Ziele seine- 
Unabhängigkeit gewähren.
A rt. D ie Gewährleistung der Unab­
hängigkeit der Helvetischen Republik, so wie 
selbe in dem eilften Artikel des Friedens­
schluß^ zu Luneville. ist erklärt worden, sott 
auch von Seite Frankreiches auf das W allis
angewendet werden; weil dieses Land in Sem 
Zeitpunkte, wo dieser Friedensschluß ist ge­
macht worden, einen Bestandtheil Helvetiens 
bildete- ,
A rt. 4. Die fränkische Republik wird 
einen freyen und immerwährenden Gebrauch 
einer kommerzialen und militärischen Straße 
haben, welche durch das W allis  über den 
Sympelnberg von dem Departement des M on t­
blanc bis auf das Gebiet der Italienischen 
Republik gerichtet ist.
T i te l .  I I I .
A rt. 5. D ie S tra ß e , welche wirklich 
auf dem Sympelnberge angelegt w ird , soll 
auf Umkosten der Fränkischen umd Ita lie n i­
schen Republik gemacht und unterhalten wer­
den. D ie Eigenthümmer, derer Güter für 
diese Straße schon find genommen worden, 
oder noch genommen werden könnten, sollen 
von diesen zwey Republiken allein entschädi­
get werden. D ie Valefianischen Regierung
M  über die D irektion , welcher dieser Straße 
zu geben ist, zu Rathe gezogen werden.
Art- 6. Das W a llis  soll auf seine Um­
kosten die wirkliche bestehende Straße von 
S t.  Gingour bis auf B r ig  unterhalten: jene 
Theile, welche fehlen sollten, wieder machen , 
und den Reisenden und dem Durchzuge der 
Waaren auf ihrem Gebiete Sicherheit ver­
schaffen.
Art- 7. Das W allis  ist nicht verpflichtet- 
feine Päße zu bewahren ; die Fränkische Re­
publik allein nimmt die Beschwerde auf sich, 
selbe zu Beschützen; ihre Truppen, welche da­
zu gebrauchet werden, sollen von ih r bezahlt 
und alle nöthige Werke auf ihre Umkosten ge-. 
macht und unterhalten werden
Art- 8- D ie Fränkische Republik soll in 
dem W a llis  alle nöthige Einrichtungen und. 
Anstalten machen, so daß der Dienst ihrer 
Durchzugstruppen in Rücksich der Einquartie­
rungen , Lebensmittel, F u tte r, Fuhren und 
Lieferungen aller A rt keine Schwierigkeit leide, 
und niemal dem Lande zur Last falle.
A rt. 9- Das W allis  verbucht sich, keine, 
andere neue Communikationsstraße m it be­
nachbarten Staaten zu eröffnen , ehe es m it 
der Fränkischen Republik sich hierüber ein­
verstanden haben wird.
A rt. ro. Die Fränkische und Italienische 
Republik verlangt auf dem Valesianischen 
Gebiete wegen der auf ihre Unkosten gemachten 
Straße über den Sympelnberg keine M au t- 
Zoll-oder Transitgebühr, unter was für ei­
nem Namen es seyn mag. Hingegen verpflich­
tet sich das W a llis , keines dergleichen Rechte 
ohne Einwilligung der Fränkischen und I t a ­
lienischen Republik einzuführen.
Art. n .  Das Wal l is , die Fränkische 
und Italienische Republik werden Pferdposten, 
welche sie zum Dienste der Straße nohtwendig 
errachten, und so viel es einen jeden dieser
Staate b e tr ift , gemeinschaftlich und zu glei­
cher Zeit aufrichten und unterhalten.
A rt. i r .  Die Hospizienauf dem Sym - 
peln-und S t. Bernardsberge, und die Wege, 
welche dahin führen, sollen im gutem Stande 
erhalten werden.
Art- i  z. Das W a llis  behält das Recht, 
anerkannte Regimenter m fremden Diensten 
zu haben.
A rt. 14. D a die Republik W allis  keine 
Bottfchafter, keine politische und kommerzial 
Agenten als in die drey gewährleistenden Re­
publiken schicket und nur pon ihnen derglei­
chen annimmt; so werden die Bottfchafter 
und kommerziale Agenten der Fränkischen Re­
publik an den O rten, wo W a llis  keinen A- 
genten h a t, die Valesianischen Bürger beschüt­
zen, welche sie um ihre Dienste ansuchen werden.
Art- i ; .  Das W a llis  , K ra ft seiner Un­
abhängigkeit bleibt im völligen Rechte, in 
dieser gegenwärtigen Verfassung Abänderun­
gen zu machen, in so weit diese die Artikel 
dieses Titels und diejenigen des zweyten, der 
diesem vorgeht, nicht verletzen; denn diese blei­
ben buchstäblich bestimmt und unabänderlich*
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T i te l .  IV .
Eintheilung des Gebietes.
Art- 16. Das W allis  bildet eine Repu­
blik, welche derselbigen Verfassung und den- 
selbigen Gesetzen unterworfen ist.
S itten ist der Hauptort der Republik ? 
und die höchsten Behörden halten da ihre 
Sitzungen.
A rt. l?- Das Gebiet der Republik ist in 
zwölf Zehnen abgetheilt.
Diese Zehnen sind:
B rig ^   ^ ^ 3 « den selbigen Gren-
V isp , vzen und m it denselbigen
Raren und M ö re l, / Hauptorten, diesiei?S7
Kuck / ! hatten-
S ld e r, -
S itte n , in den Grenzen seines wirklichen 
Distriktes, m it Nendaz,Weysona und Salins.
Hermenze, eben so, Nendaz, Weysona 
und Salm s ausgenommen.
M artinach t, ^
Sembrancher, (. I n  den Grenzen ihres
S t.M au ritzen , s wirklichen Distriktes-
M o n th ey ,
Diese sechs letzter» Zehnen behalten ihre 
Hauptorte, die sie als Distrikte hatten.
^  ro
T i t e l .  V.
politischer Zustand der Bürger.
A rt. iL . Valesianischer Bürger sind:
a. Diejenigen, welche laut der in der Hel-  ^
vetischen Republik über diesen Gegenstand 
in K raft stehenden Gesetze im W allis  Ak­
tivbürger , und in irgend einer Gemeinde 
Gemeinder sind, oder sich als Gemeinder 
auf eine leichte, durch das Gesetze für diese 
Klaffe der Einwohner zu bestimmende 
Weise, werden aufnehmen lassen.
b. Alle Fremde, welche ein Gemeindrecht kau­
fen , weiln sie zuvor von dem Landrath 
laut der Bedingnisse, welche das Gesetz be­
stimmen w ird , werden naturalisirt wor­
den seyn-
A rt. 19. Niemand kann das Bürgerrecht 
ausüben, wenn er nicht zwanzig Jahre alt, und 
wenigstens ein Jah r in dem Bezirke der Re­
publik säßhaft gewesen ist. Niemand hat das 
Stimmrecht in einer andern Gemeinde als in 
derjenigen, wo er Gemeinder ist
Art. 20. Niemand kannzuGemeindämtern 
gewählet werden, wenn er nicht das Alter von 
2 1. erfüllten Jahren ha t; zu den Zehnenämtern, 
jenes von 2; Jahren; zu den höchsten Staars- 
amtern, jenes von 22 Jahren. Die geistlichen 
Funktionen sind mit den civilischen Aemtern 
, unverträglich
A rt. 2 i Das Gesetz bestimmt die F ä lle , 
welche den Verlurst, oder die Einstellung des 
Bürgerrechtes bewirken.
T i t e l .  VI.
Zustand der Grundgüter.
A rt- 22. Kein Grundstück ist m it einer 
ewigen und unablöslichen Beschwerde belastet-
Art- 2z. Alle dergleichen Beschwerden-, 
die wirklich bestehen und nammentlich die 
Zehnen und Bodenzinse können losgekauft 
werden.
A rt. 24. Die A rt des Loskaufes soll aufs 
späteste bis am Ende des Mayenlandrathes 
i8uz bestimmt werden.
Titel. V I I .
Gemeind - und Zehnenbehörden.
A rt. 25. Eine jede Gemeinde hat einen 
Gemeindrath, der aufs höchste aus zwölf Glie­
dern und den Gewaltshabern der Gemeinde, 
besteht. E r hat die Verwaltung der Gemeind- 
güter, die Bestimmung der Ausgaben, die 
Vertheilung der Beschwerden und die Einrich­
tung der Ortspolizey auf sich.
Der Präsident, die Gewaltshaber und 
die Glieder des Rathes werden von der all­
gemeinen Bürgerversammlung gewählet; diese 
bestimmt die Dauer ihrer Funktionen.
A rt. 2 6 . Den Häuptern des .Gememd- 
rathes' ist die Vollziehung der Gesetze und die. 
Verwaltungsverordnungen, welche ihnen von 
dem Präßdenten des Zehnenrathes zugeschickt 
werdenaufgetragen.
A rt. 27. I n  einem jeden Zehnen ist ein 
R a th / welcher aus dem Zehnenpräsidenten 
und dem Präsidenten eines jeden Gemeindra- 
thes besteht.
D ie Gemeinden / welche mehr als hundert 
Aktivbürger haben, senden über das noch einen 
Deputirten durch hundert auf den Zehnenrath, 
der immer einer der Gewaltshaber seyn muß.
Art. 2 8 . Der Zehnenrath macht die W ah­
len , welche ihm zugeeignet sind; richtet die 
Zehnenausgaben ein; vertheilet die Beschwer­
den unter die Gemeinden; m it Vorbehalt, 
daß diese sich an den S taatsrath, der zu die­
sem Ziele auf die im 59 Artikel vorgeschriebe­
ne A rt zusammen gesetzt is t, wenden können; 
er berathschlaget über die allgemeinen Geschäf­
te des Zehnens.
A rt. 29. Der Präsident des Zehnenrathes 
beruft die ordentlichen und außerordentlichen 
Versammlungen desselben zusammen.
E r ist m it Rechte immer einer der De­
putirten des Zehnens auf den Landrath, er 
ist beauftraget, unter den Befehlen des S taats­
rathes , die Gesetze, Verordnungen und Be- 
schlüße zu vollziehen, und brauchet zu diesem 
Ziele die Häupter der Gemeindräthe, welche 
ihm in diesem Stücke untergeordnet sind-
A rt. 3 0 . Die Präsidenten dis Zehnen­
rathes empfangen eine Entschädigung, welche 
von dem Landrathebestimmet werden soll- Das 
Gesetz verordnet die W ah la rt derselben.
^  13
Titel. V IH .
von der Regierung.
A r t . ^ i .  Die Republik w ird von einem 
Landrathe und einem Staatsrathe regieret.
A rt. 32. Der Landrath besteht aus den 
Deputirten von jeden Zehnen. Den Präsiden­
ten einbegriffen, wählet ein jeder Zehnen einen 
Deputirten durch 2000 Seelen. Das Gesetz 
w ird  über die Fraktionen beschließen. Ein 
jeder Zehnen kaun nicht weniger als zwey 
Deputirte haben.
D er Hochwürdigste Bischof von S itten 
hat in  dem Landrathe Sitz und S tim m . E r 
ist der einzige Geistliche, der dabey gegenwär­
tig  seyn kann.
A rt. 33. D ie Deputirten auf den Land­
rath werden von den Zehnenräthen gewählet, 
die sich deßwegen am ersten Sonntage des 
Mayens versammeln- S ie  bleiben zwey Jahre 
all ihrer S te lle , und sind wieder wählbar.
A rt. 34. Um auf den Landrath wählbar 
zu seyn, muß man das Amt eines Gesetzge­
bers , Richters oder Verwalters in den höch­
sten; Behörden oder im Zehnen bekleidet ha­
ben, oder das Amt eures öffentlichen Schreibers 
ausüben, oder eine Officierstelle irr den Linien- 
truppen besessen haben.
Art- Kein Bürger, der seit 178° ge­
bühren ist, kann auf den Landrath deputirt 
werden, wenn er nicht die französische und 
deutsche Sprach versteht. ^
*-^r 14,
A rt. z§. Der Landrath nönnt aus seiner 
M itte  seiner Präsidenten und Vieepräsidenten- 
Einer von beyden muß immer von den Zehnen 
oben der Raspilie, der andere aber von denje­
nigen unter denselben seyn- S ie  werden für 
zwey Jahre gewählt, und find wieder wähl­
bar/ so lange sie Glieder des Landrathes sind.
A rt. Z7- D ie Glieder des Landrathes er­
halten eine Entschädigung / die von dieser Ver­
sammlung selbst bestimmt wird-
Art. 38- Der Landrath versammelt sich 
zweymal des Jahres/ nämlich den i;M ayens 
und den i ; Wintermonats. Ih re  ordentliche 
Sitzungen dauren nicht länger als r ; Tage; 
Loch kann der Staatsrath hie Dauer dersel­
ben verlängern / und den Landrath außeror­
dentlich zusammenrufen; er kann auch durch 
ein Kreisschreiben / und durch den Kanal des 
Landrathspräsidenten die Glieder des Landra­
thes zu Rathe ziehen.
A rt. 39 Der Staatsrath besteht aus ei­
nem Präsidenten / der Landshaupmann betitelt 
w ird / und aus zwey Staatsräthen. S ie  
werden von dem Landrathe in-oder außer 
seinem Schooße gewählet; sie haben einen Land­
schreiber ; der von ihnen erwählet wird.
Art- 4v. Die Entschädigung der Glieder 
des Staatsrathes werden von dem Landrathe 
bestimmt / und können nur von den Anwesen­
den Gliedern bezogen werden.
A rt.4 i-  I n  dem Staatsrathe können nie- 
mal zwey Glieder von dein selbigen Zehnen seyn.
^ 4  i ;
Art.' 42. Es ist ein Landshauptmann 
S tatthalter und zwey Vicesiaatsräthe. S ie  
ersetzet: in Todes-und Abwesenheitsfällen ihre 
Prinzipalen. S ie  werden von dem Landrathe 
in-oder außer seinem Schooße gewählet, und 
wenn sie Glieder des Landrathes sind; so 
hören sie auf es zu seyn.
Art.4z.Um Landshaupmam, Landshaupt­
mannstatthalter, Staatsräthe und Vieestaats- 
räthe können gewählet werden, muß man die 
Stelle eines Gesetzgebers, Richters oder Ver­
walters in den höchsten Behörden vor oder seit 
1798 bekleidet haben.
A rt. 4 4 . Die Glieder des Staatsrathes 
bleiben drey Jahre an ihrer Stelle. S ie  wer­
den alle Jahre drittelweis erneuert. Die er­
ste Erneuerung aber fängt erst 1805 an. D ie 
austretenden Glieder können nicht mehr als 
nach dem Verlaufe dreyer Jahre wieder gy  
wählet werden.
Titel. IX .
Von der Gewalt des Landrathes:
A rt. 4 ;. Dem Landrathe gehört die Ge­
setzgebenden Gewalt; kein Gesetz kam in Be- 
rathschlagung gezogen werden, welches nicht 
von dem S tra tsra the , zu diesem Ziele m it 
seinen Stellvertretternvereinigt, ist vorgeschla­
gen worden.
A rt. 46. D ie Wahlen in dem Landrathe 
welchen durch geheimes Stimmenmehr gemacht.
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A rt. 47. D ie von dem Landrathe be­
schlossenen Gesetze sollen in dem Bezirke der 
ganzen Republik vollzogen werden, sobald sie 
von dem Staatsrathe besiegelt und öffentlich 
bekannt gemacht worden sind.
Art- 48 Der Landrath nimmt alle Jahre 
im Mayenmonate die Rechnungen für das 
verflossene Ja h r von dem Staatsrathe an, und 
macht selbe bekannt; der Staaksrath legt ihm 
zugleicher Zeit eine Uebersicht sowohl der Ein­
künfte als der Ausgaben vo r, welche für das 
künftige Jah r zu machen sind.
Art. 4 -. Der Landrath ernennt zu geist­
lichen Würden und Pfrümden, zu welchen die 
vormalige Regierung des W allis  ernannte.
A rt. so . A u f den vorläufigen und noth­
wendigen Vortrag des Staatsrathes hat der 
Landrath das Recht zu begnadigen, und die 
Strafen zu verändern.
Titel. X.
Von der Gewalt des Staatsrathes.'
Art- Dem Staatsrathe ist die Vo ll­
ziehung der Gesetze und die ganze öffentliche 
Verwaltung, die darauf einen Bezug hat / auf­
getragen.
Art. 52. Der Landshauptmann als P rä­
sident des Staatsrathes siegelt die Gesetze/ und 
macht sie bekannt; unterzeichnet die Beschlüsse 
des Rathes; sie werden von dem Landschreiber 
unterschrieben. E r
L? ^  '
E r hat über das in seinem Departement 
die innere und äußere Sicherheit der Republik; 
unterhält die Relationen m it fremden Mäch­
ten, was sich auf Freundschaft/ Politik  und 
Handelschaft bezieht; er hat die Verwaltung 
des Kriegswesens / und verordnet über die 
bewaffnete Macht.
E r nimmt die Depeschen und Petitionen 
an / welche dem Staatsrathe zugeschickt wer­
den/ theilet sie in die gehörigen Fächer aus; 
und besorget überhaupt alle Geschäfte/ wel­
che nicht ausdrücklich einem andern Departe­
ments zugeeignet sind.
A rt. 5Z. Einer von den Staatsräthen 
besorget die civilische und kriminalische Rechts­
pflege/
D ie innere Polizey. >
Den öffentlichen Unterricht.
D ie Verhältnisse m it der geistlichen Behörde/ 
D ie  Verwaltungsgeschäfte.
D ie  öffentlichen Gesundheitsanstalten.
A rt. 54- Der andere von den S taats­
räthen ist beladen/
M i t  der Verwaltung der Nationalgüter.
M i t  der Einnahme und Verwaltung der öf­
fentlichen Einkünfte von jeder Gattung. 
M i t  der Anlegung und Unterhaltung der S tra ­
ßen/Brücken/ uvd andern öffentlichen 
Arbeiten.
M i t  der Obsorge über M ine»/ Pulver und 
Salpeter-
B
M it der Aufsicht über die Handelschaft und
Industrie.
A rt. 55. E in  jedes Glied des S taats­
rathes ist verpflichtet, »die Geschäfte, welche 
fein Fach betreffen, dem Staatsrathe vorzu­
tragen , welcher dann darüber berathschlaget 
und entscheidet.
E in jedes Glied ist für die Verzögerung, 
sowohl in  Rücksicht des Vortrages, als der 
Ausfertigung, der seinem Fache anhängigen 
Geschäfte, verantwortlich.
A rt. ; 6. Der S taa tsra th , der m it dem 
Finanzwesen beladen ist, soll eine Bürgschaft 
leisten, die von dem Landrathe angenommen 
w ird.
A rt. 5^. Der S taatsrath stattet alle 
Jahre im Maymonate dem Landrathe seine 
Rechnungen der Einnahmen und Ausgaben 
ab ; wenn er unterläßt, selbe im oben bestimm­
ten Zeitpunkte abzulegen, oder ein Defizit an 
dem empfangenen Gelde vorhanden ist; so soll 
ihn der Landrath als wirklich abgesetz erklären.
A rt. >>8. Der Staatsrath verordnet über 
die bewaffnete Macht. D ie Zahl der Truppen 
und die Einrichtung derselben wird durch 
das Gesetz bestimmet. ,
A rt. sy. Der S taa ts ra th , m it den Prä­
sidenten der Zehnenräthe vereinigt, entscheidt 
die m der Verwaltung vorfallenden Streite.
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Titel .  X I .
Von den richterlichen Behörden.'
A rt. 60. Eine jede Gemeinde kann in  
ihrer M itte  einen Richter erster Ins tanz , 
unter dem Namen Kaftlan, haben, vor wel­
chen alle eivilische Händel gabracht werden, 
er fä llt auch ein Endurtheil über eine Sum m e, 
die durch das Gesetz bestimmet ist. Dieses 
Am t ist nicht unverträglich m it demjenigen 
eines Vorstehers des Gemeindrathes.
A rt. 6 i. D ie Kastläne der Gemeinden 
werden auf einen vierfachen Vorschlag des 
Gemeindrathes von einer jeden Gemeindver-- 
fammlung gewählet. Diese W ah l w ird alle 
SweyJahre am letztenSonntageAprils gemacht-
A rt. 6r. D ie Gemeindskastläne bleiben 
Zwey Jahre an ihrer S te l le , und sind alle­
mal wieder wählbahr. S ie  legen den Eid in 
die Hände des Großkastlans ab.
Art- 6z. I n  einem jeden Zehnen ist ein 
Richter unter dem Namen Großkaftlan; die­
ser hat einen Statthalter.
A rt. 6 4 . Der Statthalter des Großkast­
lans ist i ll  den Händeln der Gemeinden, wel^ 
che keinen Kastlan habe», Richter erster I n ­
stanz.
A rt. 6 ;. Von dem Urtheile erster I n ­
stanz appellirt man zum Zehnengericht, wel­
ches aus dem Großkastlan, oder seinen S ta tt-
B  r
^  20 ^
Halter und sechs Beysitzern besteht. Diese 
Beysitzer werden unter den Gemeindrichtern, 
alten Richtern / Großkaftlänen und ihren 
S tatthaltern in idem Zehnen selbst / oder in 
den benachbarten Zehnen gewählet. Das Ge­
setz bestimmt die W ahlart.
A rt. 66. I n  keinem Falle kann ein Rich­
ter bey einem Appellationsgericht in einem 
Handel / der von ihm schon in erster Instanz 
beurtheilet worden ist/ Sitz und S tim m  haben.
A rt. 67. Der Grosikastlan wird alle zwey 
Jahre von dem Zehnenrathe gewählet/ der 
sich am ersten Sonntage des Mayenmonats 
versammelt. E r legt den Eid in die Hände 
seines Vorführers a b ; das erstemal aber in 
die Hände des Präsidentendes Disiriksgerichtes-
? Art. 6z. Der Grosikastlan ist nur einmal 
wieder wählbahr. Wenn er vier Jahre in 
diesen: Amte gestanden ist / so kann er nicht 
eher/ als nach dem verlaufe zweyer Jahre, 
wieder gewählet werden.
A rt. 69. Um zur Stelle eines Großkast- 
lanes zu gelangen / muß man in dem Zehnen 
säßhaft und Richter / oder Schreiber gewesen 
seyn; und / von iZ io  cm zu zählen/das Recht 
studiert haben.
A rt. 7 0 . Der Statthalter des Großkast- 
lans wird auf die selbige A r t/ für die selbige 
Zeit und unter, den selbigen Bedingnissen / wie 
sein Prinzipal, gewählet. E r Vertritt die Stelle 
des Großkastlans, wenn dieser seine Funk-
^  21 T r ­
itonen nicht verrichten kann. E r legt den E i-  
in dessen Hände ab.
Art- 71. I n  den kriminalischen Händeln 
und der Correktionspolizey richtet der Großkast- 
laii/ oder sein Staathalter m it zwey Beysitzern 
den Prozeß ein/ und bildet m it acht Beysitzern 
das Kriminalgericht erster Instanz- D ie 
Beysitzer werden auf dieselbige A bgew äh le t, 
wie im 6 ;. Artikel gesagt ist.
A rt. 7 2 . Es ist ein Appellationsgericht 
für die ganze Republik/ welches das Endur- 
theil über alle/ sowohl eivilische/als krimina- 
lische Händel / fä lle t; das Gesetz bestimmt die 
Organisation desselben.
A rt 74. I n  den eontradietorisch - civ ile  
schen und kriminalischen Prozessen werden die 
Kastläne / Beysitzer und die Glieder des Ap- 
pellationsgericht für ihre Vakationen nach einer, 
durch das Gesetz zu bestimmenden Taxe/ bezahlet 
w erden; die inquisitorisch-kriminalischen und 
Correktionspolizey - Prozesse werden auf Um- 
kosten des Staates geführt; m it Vorbehalt 
des Rekurses wider denjenigen laut Rechtes.
A rt. 7 4 - Von dem Augenblicke an / wo 
diese gegenwärtige Verfassung w ird angenom­
men worden seyn; sollen alle/an dem ersten 
Jenner 1798 bestehenden / sowohl eivilische, als 
kriminalische Gesetze, allein in K ra ft seyn, bis 
der Landrath hierin einige Abänderung w ird 
gemacht haben. Dieser Artikel aber soll nicht 
auf die Feodalmatieren anweisbar seyn.
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A rt. 75- Unterdessen bis die krimimlische 
Gesetze werden untersuchet werden , kann das 
Appellationsgericht, wenn es von ihm thunlich 
errachtet w i r d , dem Landrath eine Linderung 
der S trafe vorschlagen. Es w ird deßwegen 
dem Staatsrathe die Prozedur und seinen 
Bericht darüber zuschicken.
'' A rt 75. Dieselbige Person kann zugleich 
richterliche und Verwaltungsstellen bekleiden-
Der Landrath der Republik W a l l i s  
hat nach Anhörung des Berichtes feine Ver- 
fassnngskommissionund nach reifer Ueberlegung 
einhellig beschlossen, daß diese gegenwärtige 
Verfassung, die in 76 Artikeln besteht, 
im  Namen des Valeßanischen Volkes ange­
nommen is t, um die Grundverfassung der Re­
publik W a llis  zu seyn.
Daß vier Originale desselben verfasset, 
von dem Präsidenten und den Sekretären des 
Landrathes unten an einem jeden B la tte  pa- 
ra p h irt, und m it dem, von ihnen unterzeich­
neten und m it dem Pettschaft der Republik besie­
gelten Annahmsakt, versehen werden sollen, 
um drey der gemeldten Originale den Gesandten 
der drey gewährleistenden Machte zuzustellen, 
und das vierte ihnen vorzulegen, damit es 
von ihnen kollattonirt und m it ihrem Siegel 
versehen werde um den Originalakt zu bilden, 
der in das Archiv der Republik gelegt und da­
rin  aufbewahret werden soll.
^  2Z
Auszug aus dem Protokolle des Land- 
rathes der Republik W a llis  den zo Augst- 
monats m it dem Siegel der Republik 
versehen.
l Der Präsident des Landrathes.
S t o c k a l p e r .
Die Sekretäre des Landrathes ^
Augustini und TousardDolbee.
D ie Gesandten der Fränkischen / Helveti­
schen und Italienischen Republik bezeugen , 
daß gegenwärtiger Verfaffungsakt eines der 
drey Originale der Valesianischen Staatsver­
fassung und der Annahme derselben sey / welche 
der Landrath beschlossen hat.
Bex den 13 Fruktidors im 10 Jahre der 
Fränkischen Republik / und S itten den z<- 
Augstmonats 1802.
Lurreau. Müller-Friedberg. Lambertenghi.








seit dem Herbstmonat 






S o den jährlichen Gehalt der höheren Staats­
und Zehnenbehörden festsetzt.
Wom zo Augstmonat «nS r  September i r o r .
^ ) b r  Landrath der Repuvlik 
Nachdem er den Bericht von seinem Conftitu- 
tionsausschusse über dieEntschädnisse angehört, 
die es schicklich ist, den verschiedenen Beam­
ten nach dem z->. z?- und 40. Artikel der 
Constitution anzuweisen'
Beschließt:
Dem Zehnenpräsidellten ist ein jähr­
liches Gehalt von Louisd'or bestinmtt.
2. Diese Beamten werden überdieß die 
Gefälle genießen / die aus dem Siegelrecht her­
kommen, als da smd Pässe, Legalisationen. re.
z. D ie Versendung der Depeschen des 
Staatsrathe an die Hauptorte der Zehnen, 
die nicht an der Landstraße liegen, so wie d ir 
Abfendung der Depeschen aus den Zehnen, auf 
die nächste Post geschieht auf Kosten der Re­
publik, welche den Zehnenpräsidenten fü r die
Allstheilung der Gesetze und Verordnungen in 
den Gemeinden keine Kosten frey h ä l t , es 
müsse dann seyn, daß der S taa ts ra th . selbe 
ausdrücklich beauftragt hätte/ sie durch Expresse 
zu versenden.
4. Für die Deputirte auf den Landrath 
ist ein Entschädniß von 4°  Batzen durch Tag 
ausgesetzt/ und fü r die Reise 7 Batzen durch 
Stund-
Es sind dem Laudshauptmann und 
Präsidenten des Staatsraths / als jährliches' 
Gehalt / i2o Louisd'or ausgesetzt / und ioo 
Louisd'sr jährlich für jeden der zwey Staats­
räthe.
Der Landshaupmannftatthalter und 
die zwey Vieeftaatsräthe erhalten jährlich als 
Entschädigung iv  Louisd'or/ und so dann ha­
ben sie täglich einen Gehalt von 4° Batzen; 
wenn sie in der Q ua litä t ihrer Amtsstellen 
zum Staatsrathe berufen werden.
7 Der Staatssekretär hat ein jährliches 
Gehalt von 65 Louisd'or.
8. I n  Betracht der/ dem Staatsrath an­
gewiesenen Besoldungen/ w ird den Gliedern 
derselben nichts für die Wohnung zugestan­
den / den Platz ausgenommen / wo sie ihre 
Sitzungen halten. D ie Umkösten des Bureau 
und der Secretär werden besonders bezahlt. 
S ie  werden durch die folgenden Landräthe 
bestimmt werden.
29
y. D ie , durch gegenwärtiges Gesetz, fest­
gesetzet: Gehalte werden aus dem öffentlichen 
Schatze bezahlt.
Gegeben im Landrathe zu S itten in den 
Sitzungen des zo Augufti und s September
1802. ,
Der Präsident des Landraths
S to e k a lp e r .
Die Secretär des Landraths
Augustini. Tousard Dolbee.'
D er S taatsrath beschließt / daß dieses ge­
genwärtige Gesetz m it dem Siegel der Re­
publik versehen und bekannt gemacht werde, 
<um nach seiner form m it In h a lt  vollzogen 
zu werden. S itten den 7 September -so-.
Der Landshauptmann der Republik
A u g u s t in i -  





Ueber die Bildung derGemeindrathe,die Er. 
nennung der Genieind-und Zehnenbehörden und 
über die Wahl der Abgesandten auf den Landrath.
Dom 4 Herbftmonat t8ür.
Landrath der Republik
Räch angehörtem B M W  seiner, über die 
Verfassung der organischen Gesetze niederge­
setzten Commission, für die B ildung -er Ge- 
meinds-und Zehnenräthe und die Wahlen, die 
ihnen kraft der Artikel 2 ; .  27. zo . 32. zz, 60. 
61. 67. 7«. des Verfassüttgs-Ms zugeeignet 
sind.
1. D er Staatsrath soll an einem, von 
ihm zu bestimmenden Tage, die Gemeindver- 
sammlungen zusammertrufin lassen, um die 
Wahlen der Gemeindräthe vorzunehmen.
2. Diese Versammlungen sollen sich un­
ter dem Vorsitze des ältesten Bürgers vereinigen, 
der einen Sekretär und zwey Stimmensamm- 
ler (Serutateurs) provisorisch ernennt.
3. Hernach sollen sie zur W ah l eines 
Präsidenten, zwey Stimmenzähler und eines 
Seeretärs schreiten. Diese W ah l soll durch 
ein relatiwes Stimmenmehr gemacht werden.
Zr 6»»
4- Das auf diese Weise eingerichtete B u * 
veau soll der Versammlung seine Vormeinung 
eröfnen, sowohl über die Zahl der Nathsglieder, 
welche sie im Sinne hat aufzustellen/ als über 
die Dauer / die sie ihren Funktionen bestimmen 
w ill. D ie Dauer kann nicht weniger/ als zwey 
Jahre seyn.
5. Das Bureau soll der Versammlung vor­
tragen / ob sie den Gliedern des Gemeindraths 
ein Eutschädniß geben wolle / oder nicht- I m  
ersten Fa ll soll die Versammlung eiugeladen ^ 
werden / dieß Entschädniß auf die Vormeinung 
des Bureau zu bestimmen.
6. D ie Versammlung soll über diese Ver­
schiedenen Gegenstände besonders / church abso­
lutes Stimmenmehr/ entscheiden-
7- S ie  soll alsdann zur W ah l des P rä s i-. 
deuten / der Staatsglieder / und der GewaltS-- 
Haber schreiten Diese W ahl soll durch absolutes , 
Stimmenmehr gemacht werden; wenn diese 
Mehrheit im ersten Mahle nicht vorhandden ist; 
so soll derjenige/ oder diejenigen welche am we­
nigsten Stimmen haben/ ausgestrichen werden/ 
und die Stimmen können alsdann auf die/ in 
der W a h l bleibende«/ Bürger falle«/ und so 
weiter im dritten und vierten M a h l/ bis die 
bsol ute Mehrheit vorhanden ist
8. Der Präsident desGemeindraths soll bey 
den Gemeindversammlungen den Vorsitz haben, 
und der Rahtschreibex des Gemeindraths soll 
auch der Seeretär der Versammlung -er Ee-
, z'^
üielnde! sehn. S ie  haben nur StimmensaMmler 
zu ernennen - falls Wahlen zu machen find.
9 -S ie  Versammlung soll also durch abso­
lutes Stimmenmehr entschelnen, ob fie gemäß 
des Rechtes, welches ih r die Verfassung ein- 
räümt, einen Kastlän haben wollen, od»r nicht-
i Wenn die Entscheidung bejahend aus­
fä llt , so soll der Gemeindrath, laut dem 
Artikel der Verfassung, innerthalb acht Tagen 
der Versammlung vier Candidaten vorschla­
gen Die Gemeinde soll unter den vorgeschla­
genen Candidaten einen Kastlan erwählen D ie 
W ah l soll auf die selbige A rt gemacht werden, 
wie jene der Glieder des Gemeindrathes.
i r. D ie , vod den Präsidenten des Ge­
meindrathes rechtmäßig zusammenberufene Ge- 
meindversammlung, soll unter den vorgeschla­
genen Candidaten einen Kaftl an wählen- D ie 
W a h l soll auf die nemliche A rt gemacht wer­
den , wie jene der Glieder des Gemeindrathes
i  r. Der Kastlan soll einen S tatthalter 
haben, der ebenfalls aus der Zahl der vier 
vorgeschlagenen Candidaten soll ausgenommen, 
und auf die selbe A r t , wie der Kastlan, ge­
währet werden. Dieser soll einen Gerichtschri- 
ber haben, der von ihm ernannt wird.
iz . W ann fich mehrere Gemeinde verei­
nigen wollen, um gemeinschaftlich einen Kast­
lan (Richter der ersten Instanz) zu haben; so 
sollen fie die, durch die Verfassung vorgeschrie­
bene Presentation, der vier Candidaten,
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durch eine Deputation machen lassen, welche 
aus einem Bürger auf 2s Aktiv-Bürger he­
ischet. Dieser Dsputirte soll aus dem Rathe 
erkohren. werden.
i  z. D ie Fraktionen der Hälfte, und einer 
darüber sollen für vollständig gerechnet wer­
den/ also daß ;8 Aktivbürger zwey Deputirte 
schicken sollen / um den Presentationsrath zu bil­
den. 6; werden drey schicken/ und so weiters- 
D ie Gemeinden / welche nicht 2; Aktivbürger 
haben /sollen doch einen Deputirten senden.
14. Diese Deputation soll sich an dem volk­
reichsten D r te  dieser Gemeinden versammeln, 
sie soll überdies in Rücksicht der Einrichtung 
des Bureau und der Wahlen der 4  Candida- 
ten eben dieselben Formen befolgen/ welche 
schon vorgeschrieben sind- ' ' -
15. Diese Prescntation soll vor die all­
gemeine Versammlung dieser Gemeinde gebracht 
werden/ die sich deßwegen an dem volkreich­
sten Orte versammeln soll / als wenn sie 
nur eine Gemeinde bildete- Diese Versamm­
lung soll ebenfalls in der Errichtung ihres 
Bureau/ und der W ahl eines Richters die­
selben Formen befolgen/ welche schon über die­
sen Gegenstand vorgeschrieben sind.
16. D ie/ nach der Vorschrift des i6teir 
Artikels der Verfassung organisirten Zehnen- 
räthe, sollen vier Tage nach gemachter W a h l 
derGemeindräthe in deMHauptortedes Zehnens 
zusammen berufen werden. Für-as erste M a h l
' . , . L
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hat der Präsident des DiftriktgerichteS dabey 
den Vorsitz.
17. S ie sollen den Zehnenpräsidenten durch 
geheimes und absolutes Stimmenmehr ernen­
nen. E r kann in-oder außer ihrer M itte  genom­
men werden. ,
- u. Der Zehnenpräsident hat einen Vice- 
präsidenten, der auf die selbigeArt erwählt w ird , 
wie der Präsident, im Falle wo der Großkast- 
lan die Stelle eines Zehnenpräsidenten m it der 
seinigen vereinigen sollte, soll der S ta tt­
halter sein Vicepräsident seyn.
19. S ie  wählen ebenfalls die Depntirten 
ihres Zehnens auf den Landrath, den Groß- 
kastlan und seinen Statthalter.
2s. D ie Gemeinden, welche 151 aktiv- 
bürger, und darüber haben, sollen zwey De- 
putirte auf den Zehnenrath schicken, die wel­
che 2.51 haben, sollen deren drey schicken, und 
so weiterS-
2 l. D ie Zehnen, welche eine Bevölkerung 
von zooi Seelen haben, sollen drey Depu- 
tirte auf den Ländrath schicken. Diejenigen 
welche 700 l Seelen haben, sollen vier Depu- 
tirte schicken, und so weiterS immer in dem nem- 
jichen Verhältnisse. <
2 r . ES soll ein Verzeichniß aller Personen 
beyder Geschlechter, die sich auf dem Gebiete 
der Republik befinden, gemacht werden, um 
auf eine gesetzliche A rt die Zahl der Deputir- 
en zu bestimmen, welche ein jeder Zehnen auf
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den Landrath abzuordnen hat. Dem Staats- 
rathe ist aufgetragen, zu verschaffen, daß die­
ses Verzeichniß verfertiget werde.
2Z. Die Staatsglieder, Richter, Präsi­
denten , Großkastläne, ihre S tatthalter und 
die Deputirten, welche kraft dieses gegenwär­
tigen Gesetzes werden gewählt werden, bleiben 
bis am Ende des Aprils 1805 - in ihrer S te lle , 
hernach werden die Wahlen regelmäßig nach 
der Vorschrift der Verfassung gemacht werden.
24. D ie Bekanntmachung und Vollzie­
hung dieses gegenwärtigen Gesetzes ist den 
wirklichen Distrikts - Präsidenten aufgetragen. 
S ie  sind berechtiget, in den Gemeinden Beam­
te zu ernennen, welche m it a ller, zu diesem 
Ziehle nöthigen Gewalt, versehen seyn werden.
2 5 . D a  der Zehnen Raren kein D iftrikts- 
gericht hat; so ist der Staatsrath berechtiget, 
da einen besondern Commissär zu ernennen, 
der zu diesem Ziehle die Stelle des Präsiden­
ten des Distriktgerichtes verketten soll-
2§. Dieses gegenwärtige Gesetz soll gedruckt, 
publiziert und angeschlagen werden.
Gegeben im Landrathe zu S itten in der 
Sitzung des 4^" Herbstmonat i8or.;
Folgen die Unterschriften.'
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und mit dem Siegel versehen.





Ueber die Bildung des Appellatisns - pein­
lichen und obersten Gerichtshofes.
V»m 4 Herbstmonat i 8c>:.
Landrath der Republik 
Räch dem er den Bericht seines konstitutio­
nellen Ausschusses über die organischen M aaß­
regeln angehört hat, welche zu ergreifen sind , 
um den Appellations-den peinlichen und den 
obersten Gerichtshof nach den 6;. 71. und72. 
Artikeln der Constitution zu organisieren.
. Beschließt:
1. D ie Beysitzer des Appellations-und 
peinlichen Gerichtshofes werden durch den 
Zehnenrath im geheimen Scrutinium  nach der 
MolutenStimmenmehrheit aufeine dreyfache, 
durch den Großkaftlan , seinen S ta ttha lte r, 
und einen Landrathsdeputirten, der der älteste 
pon der Ernennung ist, und die sich deßwegen 
versammeln, gemachten Vorstellung, ernannt.
2. Die sechs erst ernannten Beysitzer sind 
fü r die bürgerlichen Händel. I n  den peinli­
chen Händeln, und in jenen, die die Züchtigen­
de Polizey betreffen, werden die zwey letzt er­
nannten ihnen beygesellt werden, um den Ge­
richtshof der acht Beysitzer auszumachen,
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welche durch deu 60-Artikel der Constitution 
vorgeschrieben sind-
z. Die zwey letzten Beysitzer werden die 
Suppleanten der sechs erstem in bürgerlichen 
Händeln seyn.
4. Der Gerichtsschreiber bey dem Appel- 
lations-und peinlichenGerichtshofwird von dem 
Großkastlan ernannt-
s. Die Organisation des obersten Ge­
richtshofes ist dem nächsten Landrathe über­
lassen; unterdessen soll in bürgerlichen Händeln 
kein fatal Termin Vorbeygehen, falls der Ap­
pell in der,von dem Gesetze vorgeschriebenen 
Zeit / ist eingeworfen worden.
6. W as die großem-dringend-und pein­
lichen Fälle / die in dieser Zwischenzeit vor­
kommen/ anbelangt/ist der S taatsrath bevoll­
mächtigt , zu diesem Endwecke ein T ribuna l, 
welches das Endurtheil spricht/ zu errichten; 
und die Honorarien derselben zu bestimmen-
Gegeben im Landrathe zu S itten in der 
Sitzung des 4 . Herbstmonat 1802.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterzeichnet 
und m it dem Siegel versehen re.
> Folgen die Unterschriften.
^  - 38
Gesetz
Ueber das Siegel der Republik.
Dem 4tcn Hcrbstmonat isor.
^ E r  Landrath der Republik 
Nach angehörtem Bericht seines konstitutionel­
len Ausschusses über das Siegel, so die Re- 
publik.anzunehmen hat.
; Beschließt:
Die Farben der Republik werden seyn: 
weiß und roth, auf diesem Grund werden zwölf 
Sternen gesetzt werden. Die Legende wird 
seyn: Lißilium keipubllCT VslexlX. D ie Siegel 
der verschiedenen Behörden werden unten den 
Nahmen jener Autorität haben, die sie brauchet.
Gegeben im Landrathe zu S itten in der 
Sitzung vom 4ten. Herbftmonat 1822.
- Der Präsident des Landrathes.
S to c k a lp e r .
Die Sekretare'des Landrathes
Auguftini und Tousard Dolbee.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und mit dem Siegel versehen, re.
D  r Landshauptmann der Republik 
A u g u s t in i .




welches B o n  ap a r t e ,  ersten Consul der 
französischen Republik zum wiederherfteller der 
Unabhängigkeit von w allis  ausruft.
Dom -8  Oktober I8 o r.
^ ) § r  Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen, und staatsversaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths-
J n  Erwäglm g, daß dies der erste Land­
rath ist, der sich zu Folge der Traetate und 
der Staatsverfassnng, die dem W a llis  seine 
Unabhängigkeit zurückgestellt haben, vereinigt 
hab ,
I n  Erwägung, daß die Wiederkehr einer 
Regierung, die dem Wattiser Volke seine alte
Areyheit, die Erhaltung seiner Gesetze, und 
der, ihm so theueren Gebrauche/ zusichert, einem 
jeden ächten Walliser eine unschätzbare W oh l­
thatgewesen ist.
I n  Erwägung, daß diese W ohlta t haupt- 
sählich der Großmuth des ersten Consuls der 
französischen R e p u b lik u n d  Präsidenten der 
italienischen Republik zu verdanken ist.
I n  Erwägung, daß es sowohl den per­
sönlichen Gesinnungen der obersten Behörden, 
als ihrer Pflicht gemäß ist , daß das erste 
Gesetz, so im Rahmendes walliser Volkes ge­
tragen w ird , ein, für jenen großen M a n n , 
dem die Republik W a llis  ihre W ohlfahrt 
schuldig ist, bleibendes Denkmahl der Ehre, 
rmd der Erkanntlichkeit sey.
Verordnet:
i .  Der erste Consul der fränkischen und 
Präsident der italienischen Republik B  » n a - 
p a r t e  ist hiemit im Rahmen des walliser 
Volkes als Wiederherstellet der Unabhängig­
keit der Republik W a llis  ausgerufen.
r. D ie Huldigung dieses gegenwärtigen 
Gesetzes soll Ih m  durch eine besonders Ge- 
sandschaft dargebracht werden-
?. Dieses gegenwärtige Gesetz soll ge­
druckt , kund gemacht, angeschlagen, und 
alljährlich den ;ten Septembris, als am Jahrs­
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tage der Ausrufung -er Unabhängigkeit W a l- 
lis  wieder publiziert werden.
Gegeben im Landrathe zu S itten  dm rg 
Oktober i8o r.
Dcrlprasident des Landraths 
S ig r is t e n -  
Die Secretar des Landraths
Desepibus- Dufour.
Der Staatsrath beschließt/ daß dieses ge­
genwärtige Gesetz in seinem Nahmen unter­
schrieben/ m it dem Siegel der Republik ver­
sehen und bekannt gemacht werde / um nach 
seiner Form m it In h a lt  vollzogen zu werden.
S itten den u ten  Wintermonat 1802.
Der Landshauptmann der Republik





G e s e t z .
Ueber die polizey des Fuhrwesens. 
Dom Zo Sctober i«or.
'E r Landrath -er Republik- ^
5lu f den vorläüfigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß der Unterhalt vieler 
Brucken und Straßen in der Ebne beträcht­
liche Auslagen erfordert/ und daß man dem­
nach für ihre Erhaltung wachen soll.
I n  Erwägung/ daß durch die Abschaf­
fung der helvetischenGesetze dasGewicht derWa- 
gen in derRepublik annoch nicht bestimmt ist.
Verordnet.
r . Die Ladung keines Wagens soll das 
Gewicht von 40 Zentner Markgewichtes / m it 
Einbegriff des Wagens / und seiner Zubehör- 
den übersteigen.
2. I n  abhängigen Straßen/ soll kein Rad 
änderst, als vermittelst eines darunter gelegten 
sogenannten Stiefels eingehemmt werden, un­
ter s Franken Buße.
3 . Ein Wagen m it zween Rädern kann 
nicht schwerer, als m it einem Gewichte von 
fünfundzwanzig Zentner, jenes des Wagens,
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und seiner Zuvehörden eingerechnet/ geladen 
werden.
4. Esist verbothen, einen kleinen Wagen/ 
an einen großen geheftet, mitzuführen.
Ein Fuhrmann, der überwiesen wird , 
mehr, als das erlaubte Gewicht auf dem W a ­
gen zu führen, w ird eine Buße von zwölf 
Franken das erste M a h l, von vier und zwanzig 
das zweyte, und von acht und vierzig das 
dritte M a h l bezahlen.
6. D er Staatsrath ist beauftragt, die 
Verfügungen dieses Gesetzes vermittelst der Zei- 
tnngsblätter im Auslande bekannt zu machen.
Gegeben zu S itten  den 30 Octobris - 802.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 
und mit den: Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz
welches die Ausfuhr des Getreides verbiethet. 
Dom Z0 Wcimnonat 182-.
^ E r  Landrath der Republik.
A u f den vorläüsigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
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I n  Erwägung, daß dieses Ja h r die 
Aerndte überhaupt schlecht ausgefallen, daß 
die Scheuern wegen der Folgen des Krieges, 
Aufenthaltes und Durchmarsches fremder. 
Truppen, und einzelner Soldaten leer, der 
Preis des Getreides und aller Lebensrnittel 
schon itzt, obwohl inr.Herbste, außerordentlich 
theuer und dieEinsammlung derGartengewächse 
sehr gering w ar, und bereits größtentheils von 
den zahlreichen Truppen verzehrt sind.
I n  Erwägung, daß es eine der ersten Pflich­
ten der höchsten Behörden ist, das Vaterland 
vor allgemeinem Mangel zu schützen, welcher 
Unzufriedenheit, Krankheiten und Tod ver­
ursachet.
Verordnet:
1. D er Verkauf des Getreids aller Gat­
tung, des Mehls ,B rods  und Erdäpfel ist unter 
der S trafe von hundert Franken und der Con­
fiscation verbothen.
Die Consiskation ist auf die nähmliche A rt 
zu verstehen, wie sie im Gesetze, belangend die 
Contrebande des Salzes, ausgedruckt ist.
2. Der dritte Theil der S tra fe , und der 
Consiskation soll dem Angeber zukommen.
Z. I m  Falle dieses Gesetz in Rücksicht 
der guten Nachbarschaft-, und des Gegenrechtes 
m it angränzenden Staaten , oder in Betracht 
dringender Umstände gewisser Gegenden der 
Republik unvorsehbare Ausnahmen nöthig
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haben sollte; ist der Staatsrath bis auf den 
nächsten Landrath bevollmächtigt, unter der 
größten Behutsamkeit, solche Ausnahmen zu 
machen.
4. Der Staatsrath ist beauftragt unge­
säumt, das für die allgemeine Vorsorge nö­
thige Getreide, vom Auslande anschaffen, und 
um einen mäßigen Preis verkaufen zu lassen; 
indessen über das dazu nöthige Geld einzulehnen.
Gegeben im Landrathe zu S itten den zo 
Oetvber 1802.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz
Ueber die Eigenschaften, die erfordert werden 
um zur Ausübung der Verrichtungen eines Advokats 
gelassen zu werden.
Dom zo Oktober r«or.
Landrath der Republik 
A u f den vorläüfigen und scaatsverfaßlichen 
, Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung, daß so sehr ein redlicher 
und aufgeklärter Advokat der Gesellschaft zur
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Handhabung der Gesetze, zur Vertheidigung der 
W ittw en und Waysen, und der untertruckteu 
Unschuld kostbar is t, eben so sehr derjenige 
die Geiffel seines Landes ist, der seine Talente 
bloß dazu anwendet, Prozesse anzuzeddeln, oder 
selbe in die Länge zuziehen, der durch Unschik- 
lichkeit, oder Nachläßigkeit den Verlust der 
Rechte seiner Clienten verursacht, oder durch 
eine übermäßige Habsucht seine schadhaften 
Dienste um einen Preis wiedmet, der den . 
größten Theil des Werthes, der ihnen anver­
trauten Händel, verschlinget.
I n  Erwägung, daß es eine Pflicht der 
Behörden ist, dem Misbrauche abzuhelfen, 
den man aus einer eben so Verehrmrgswürdigen, 
als nützlichen Dienstverrichtung machen könnte.
Verordnet:
Niemand kann die Verrichtung eines Ad­
vokaten vor irgend einem Gerichtshöfe ausüben, 
wenn er nicht von dem Staatsrathe die E r­
laubniß dazu erhalten h a t, oder ein offener 
Schreiber ist.
Die Vollziehung dieses Gesetzes soll am r. 
Jenner i8oz. den Anfang nelsmen, damit ein 
jeder genugsam Zeit habe, sich mit dieser E r­
laubniß zu versehen.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 
Oktober 1822.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und mit dern Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften, e
Gesetz
So bestimmt, welches der Werth seyn müsse, 
auf das ein Handel des Appels vor dem obersten- 
oder Zehnengcrichtshofe empfänglich sey.
Vom r .  Wintermonat i8 o r.
Landrath der Republik
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths
Zu Folge des 6o. Artikels derStaatsverfassung.
I n  Erwägung, daß der S ta a t, da er 
einen leichten und geschwinden Gerichtsgang 
bestimmt, dem Prozeßgeiste kein M itte l an 
die Hand geben so ll, die Unschuldigen und 
Unwissenden zu unterdrucken.
I n  Erwägung, daß die Händel von ei­
nem kleinen Werthe nicht verdienen vor die 
Verschiedenen Appellations - Behörden ge­
bracht zu werden; deren Kosten den Werth 
der Hauptsache verschlingen.
Verordnet:
i.' D ie Rechtshandel, so die Summe 
von fünf und zwanzig Franken nicht überstei­
gen , können nicht vor den. Großkastlan ge­
bracht werden.
^  48 ^
' Die Händel/ deren Hauptwerth nicht 
mehr / als die Summe von zweyhundert Fran­
ken beträgt / können von den Sentenzen eines 
Großkastlans nicht vor dem obersten Gerichts­
hof gezogen werden.
3- S ind  ausgenommen die Ehrenhändel, 
bey welchen es erlaubt ist/ einen Appel in den 
verschiedenen Graden der Instanzen einzu­
werfen / so gering auch immer deren Geld­
betrag seyn mag.
Gegeben im Landrath zu S itten den 
Wintermonat.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
mid mit dem Siegetwersehen rc. ^
Folgen die Unterschriften.
Gesetz
So die Straft wider den Scheichhandel des Salzes 
be,nmmr.
Dom r .  Wintcrmonat iz o r .
^ E r  Landrath der Republik
Auf den Vorläufigen und staatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsrath.
v  I n
^  4 9  1 ^ »
I n  Erwägung/ daß der ausschließliche 
Verkauf des Salzes um einen mäßigen Preis, 
eine nöthige Maaßregel der Vorsorge der Re­
gierung / um die BevorräthigUng dieser Gat­
tung Lebensmittel der ersten Nothwendigkeit 
zuzusichern/ und beynebens ein M itte l ist/ ei­
nen beträchtlichen Zweig der öffentlichen E in­
künfte auf eine/ dem Vermögen der In d iw i-  
duen angemessene/ Weise festzusetzen.
I n  Erwägung/ daß dieser ausschließliche 
Verkaufdes Salzes/ohne dem Schleichhandel 
(Contrebande) Schranken zu setzen / nicht be­
stehen kann / und daß/ die dawider zu verhängen­
den S trafen / um desto strenger seyn müssen;  
weil der S taa t keine beständige Wache / derm 
unterhalt zu kostspielig seyn würde / aufrichten^ 
weder die Maaßnahme einer persönlichen Taxe 
ergreifen / noch Untersuchungen / die immer 
außerordentlichen Beschwerlichkeiten unterwor­
fen seyn würden / anstellen w ill. l
Verordnet:
-- D er Verkaufdes Salzes ist dem Staate 
m  der ganzen Republik ausschließlich vorbe­
halten; und ist sowohl den Gemeindschaftm 
überhaupt / als allen Partikularen insbesondere 
verbothen.
2. Alle diejenigen/ die auf dem Gebiethe 
der Republik/ ohne dazu vom Staatsrathe 
beauftragt zu seyn/ Salz kaufen/ verkaufen,
D
so
- oder in dasselbe hineinschaffen; werden außer 
der Confiskation das erste M a h l, wenn das 
eingebrachte verkaufte, oder gekaufte S a lz  
nicht dreysig Pfund übersteigt, zu einer S tra ­
fe von 202. Franken, wenn es darüber ist, zu
einer Strafe von - - - - 400 Franken-
das zweyte zu einer von - 622 —
das dritte M a h l zu einer von - 6so —
und dreymonat langen Gefängnisses , und das 
vierte M a h l zu, einer zwölfjährigen Verban­
nung verurtheilt werden.
z. D ie Confiskation soll das ganze S a lz , 
welches w ird arretirt werden seyn, und als 
Contrebande könnte befunden werden, die 
Pferde, Wagen und Schiffe, deren man sich 
bedient, um selbes herbeyzuschäffen, die Le­
bensrnittel, Waaren, und Effecte, die sich da­
rauf befinden, und die den Schleichhändlern, 
oder ihren M ithaften ( Complices) zugehören 
können, in fich begreifen.
4. D ie nemlichen Strafen find wider die­
jenigen verordnet, so diesen Schleichhandel 
verheimlichen, oder an demselben irgend einen 
Antheil haben.
Der dritte Theil der S tra fe und der 
Confiskation wird dem Angeber zukommen-
Gegeben im Landrath zu S itten den 2, 
Herbstmonat 18^2.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und mit dem Siegel versehen rc.
Folgen -ie Unterschriften.
^  s l  ^
Gesetz
Ueber die Schaffung der öffentlichen Schreiben.
Vom Äinttrm onat i r o r .
^ ) E r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichm
Vorschlag des Staatsrath.
I n  Erwägung , daß es dem Staate sehr 
darangelegen ist / eine Weife zu bestimmen, 
nach welcher die geschwornen Schreiber/ diese 
dem Staate sehr wichtige Classe der B ü rger, 
geschaffen werden sollen.
I n  Erwägung/ daß der oberste Gerichts­
ho f/ vermöge des Verhältnisses/ welches M i ­
schen seinemBeruft/Und demjenigen derSchreiber 
abmaltet/ am besten zu urtheilen im Stande ist, 
welche Eigenschaften zur richtigen Bekleidung 
dieser Gattung Verrichtungen erforderlich find.
I n  Erwägung / daß alle Stände ohne 
Ausnahme, verpflichtet sind; dem neugebohrnm 
Staate ein Opfer zu bringen, und zu seiner 
Einrichtung einem Beytrag zu liefern-
Verordnet:
i .  D ie Schaffung der geschwornen Schrei­
ber ist dem obersten Gerichtshöfe auf den B e­
richt einer/ aus seiner M itte  durch ihn ernan-
^  52
ten, und aus drey Gliedern bestehenden Com­
mission, die solche Candidaten gehörig p frü ft, 
zugeeignet.
2. S ie werden in voller Sitzung vom 
Landrichter beeidet, und erhalten das Schrei­
ber D tpplom , welches vom Landrichter und 
Landgerichtschreiber unterzeichnet seyn soll.
z. Der Eyd bestehet in dem, wie folget: 
S ie  schwören dem Vaterlande, seiner Verfas­
sung, und seinen verfassungsmäßigen Beamten 
die gebührende T re u , und versprechen, die von 
Berufswegen ihnen Aufliegenden Pflichten, 
unverbrüchlich zu erhalten. siL vLV8 n.1.08
4. Das diesfalls ausgefertigte D ipplom 
soll vom Ländshaupmann und Landsschreiber 
im  Namen des Staatsraths unterschrieben, 
und m it dem Siegel der Republik versehen 
werden.
5. Ein jeder solcher Schreiber w ird der 
Staatskasse fünf und zwanzig Franken, vier 
dem Landrichter, eben so viel dem Schreiber 
des Gerichtshofes, und einem jeden Examina­
toren vier Franken abtragen.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 2. 
Wintermonat r 8or.
Folge« die Unterschriften:
Der Staatsrath beschließt rc- unterschrieben 




Ueber die Bedingungen und Art der Naturalisation, 
Dom 2ten Wintermonat i8o».
Landrath der Republik.
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß der 18. Artikel der 
Staatsverfassung dem Gesetze die Bestimmung 
der Bedingnisse überläßt, unter welchen ein 
Fremder naturalifirt werden kann, und daß 
es sowohl dem Fremden , der verlangt natu­
ra lifir t zu werden, als der Republik, die im 
Falle seyn möchte, nützliche Bürger zu erwer­
ben, daran gelegen ist, daß diese Bedingnisse 
festgesetzt werden.
I n  Erwägung , daß ein Fremder, wel­
cher begehrt naturalifirt zu werden, sowohl 
für seine Anhänglichkeit an dem Lande, in 
dem er verlangt als Bürger angenommen 
zu werden, als für die M it te l, zur Unterstützung 
der Gesellschaft beyzutragen, an deren Vortheile 
er Antheil haben soll, eine Gewährleistung dar­
biethen soll,
Verordnet:
i .  Der Landrath kann auf den staatsver­
faßlichen Vorschlag des S taa ts ra ths , unter 
den Bedingungen, welche gegenwärtiges Ge­
setz vorschreibt, Fremde- naturalisieren.
D  r
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2: Jene/ welche sich um die N atura li­
sierung bewerben/ sind gehalten zu beweise«/ 
daß sie im Lande Eigenthümmer einer Liegen­
schaft sind/welche zwey tausend Franken werth 
K
z. Ein jeder Fremder/ welcher naturali­
siert w ird / soll eine Summe von loosF ran- 
Len der Staatskasse entrichten / und überdieß 
die Kosten seines durch das Bureau des Land- 
rathes verfertigten Dipploms bezahlen/welche 
«ruf sechszehn Franken gesetzt sind.
4. Für der Republik geleistete Dienste / oder 
aus Bewegursachen, welche auf den Vortheil 
des Staates abzwecken / kann die Naturalisie­
rung / als ein Geschenk zugesagt werden.
5. D ie Ausübung des Richtes/ welches 
durch die Naturalisierung ist erworben wor­
den / bleibt eingestellt/ bis derjenige/ der es 
erhalten hat / im Lande Gemeiuder geworden ist.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 2. 
Wintermonat 1802.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
, Folgen die Unterschriften.
Gesetz
Ueber den Unterhalt der Landstraße 
Vom 4. Wintermonat r8 o r.j
^ ) E r  Lalldrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths -
I n  Erwägung, das die Republik W a llis , 
dem 6. Artikel der Staatsverfassung gemäß, 
verpflichtet ist, die bestehende Landstraße von 
S t.  Giugoulph bis nach B r ig  auf ihren Ko­
sten zu erhalten, und jene Theile, welche fehl­
bar werden sollten, wieder zu machen.
I n  Erwägung, daß die Republik, zu Fol­
ge dieser Verbindlichkeit, nicht länger anstehen 
kann, ihre Straßen in guten Stand zu setzen : 
daß wenn in der Anwendung der Arbeit eine 
Verzögerung gebracht würde, die Strassen sich 
immer mehr und mehr verderben würden, so 
daß der Republik beträchtliche Verbesserungen 
zur Last fallen könnten, da indessen durch die 
Beschleunigung derselben, die Strassen mit min­
deren Kosten können unterhalten werden, und 
das Land um desto eher die Vortheile, welche 
es von dem Durchpasse der Reifenden und der 
Kaufmansgüter erwarten soll, benutzen.
I n  Erwägung, daß wenn die Landstrassen 
nicht.zum gleichen Nutzen aller Gemeinden
D  4
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sind, es denselben doch mehr, oder weniger dar­
an gelegen ist, dieselben zu unterhalten und daß 
sie uberdaß auch des Eintrags theilhaftig wer­
den , den die Republik aus dem Zollen und 
Transit beziehet.
I n  Erwägung, -aß alle Gemeinden m it 
Nutzen und Beschwerden mitinterreffirte Theile 
find an den zwischen W a llis , und seine Unab­
hängigkeit garantierenden Republiken geschlos­
senen Traktaten, wovon der Unterhalt der 
Landstrasse eine der hauptsählichften.Bedin­
gungen ist-
I n  Erwägung andrerseits, daß, da dis 
S taa ts  - Casse außer Stande is t, alle an den 
Straßen zu machende Arbeit in Namen der 
Gesammtheit an Gelde verrichten zu lassen, es 
nöthig ist, daß alle Gemeinden an denselben 
durch Gemeindwerken beytragen.
Verordnet:
r . D ie , zur Verbesserung der Landstrassen 
nöthige A rbe it, soll ohne Verschub gemacht 
werden.
2. Dieser Arbeit werden zwey Oberinspek­
toren vorstehen, diel der S taatsrath ernennen 
w ird , und deren der eine ob der Rasptllie, 
der andere unter derselben die Oberaufsicht 
haben wird-
Es w ird Seynebens in einem jeden Zehnen 
ein S traß - Commissär, den gleichfalls -er 
Staatsrath ernennt, seyn,
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Die einen sowohl/ als die anderen sollen 
durch Tage/ an den sie werden gebraucht wer­
den/ eine dem Vermögen des Staatsschatzes 
angemessene / Besoldung erhalten.
z. Der S taa t nimmt über sich / die M e i­
stershand / als nähmlich des Mauerers / des 
Schmids / Zimmermanns / der Mineurs / und 
des Pulvers für die, in den Felsen zu machende 
Arbeit, zu bezahlen.
D ie nöthige Handarbeit und die Gemeind- 
werken sollen von den Gemeinden verrichtet 
werden.
4. Einer jeden Gemeinde w ird ein ange­
messener Theil der abgezeichneten Straße an­
gewiesen werden, welchen sie unter der Aufsicht 
des Zehnen-Commissärs,und so daß die Arbeit 
genehmiget und gutgeheissen werde, zu ma­
chen verpflichtet ist.
D ie Unterhaltung der S traßen, so wie 
es im dritten Artikel gesagt ist, sind die Ge­
meinden gehalten auf sich zu nehmen, sey es, 
daß selbe an den zu verbessernden Strassen an- 
gränzen, oder davon entfernt seyn, sey es , 
daß selbe sich in der Ebne, oder auf den B er­
gen befinden. D ie Gemeinden des eines Zeh- 
nens können von dem Oberinspektor berufen 
werden, um indem Bezirke eines andernZehnen 
zu arbeiten, und die ihnen allda bestimmten 
Theile der Landstraße zu machen.
I n  der Vertheilung der abgezeichneten Stras­
se aber., die unter den Gemeinden w ird gemacht
D  5
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werden, w ird einer jeden, gemäß ihrer Bevöl­
kerung , ihrer Entfernung, der Weite der Com- 
munikationsstrassen von einer Gemeinde zur 
andern, die eine jede derselben besonders zu 
erhalten h a t, und laut dem größer» oder 
kleinern V orthe il, soieine jede derselben von der 
Landstraße, ungeachtet ihrer Entfernung, genie­
ßet, angewiesen werden.
6. Sobald die Zolls-und Transitsrechte 
verhältnißmäßig m it den Ausgaben für die 
Strassen werden eingeführt seyn,.und daß die 
Finanzen es zulassen, einen Theil der gewöhn­
lichen Einkünfte dazu anzuwenden, w ird den 
Gemeinden eine, der durch eine jede derselben 
gemachten A rbe it, verhältnißmäßige Entschä­
digung bewilligt werden.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 4. 
Wintermonat 1802.
" Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 





welches den Lauf des Geldes bestimmt.
Vom 5. November I8o r.
Landrath der Republik 
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung/ daß der 74 . Artikel der 
Staatsverfassung über den gesetzmäßigen Lauf 
der Müntzforten in der Republik möchte Zwei­
fel übrig gelassen haben / welche zu heben dem 
Staate daran gelegen ist.
Verordnet:
D er 74. Artikel der Staatsverfassung ist 
au f den Werth der Müntzen nicht anwendbar. 
Alle Gold / S ilber und Scheidmüntzsorten / 
die am letztverflossenen 5ten Septembris gang­
bar waren/ werden in Zukunft in dem nem- 
lichen Werthe / den sie zu dieser Epoche hatten, 
angenommen werden-
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 5. 
Wintermonat 1802.
Folgen die Unterschriften-
Der Staatsrath beschließt rc- unterzeichnet 




Ueber die Einrichtung des obersten Gerichthofes.
Dom e. W intermonat iSsa.
^ E r  Landrath der Republik.
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlichen 
 ^Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung , daß der 72 . Artikel der 
Staatsverfassung die Organisation des ober­
sten Gerichtshofes der Bestimmung des Ge­
setzes überlassen hat/ und daß seine täglich an­
geforderte Einsetzung nicht aufgeschoben werde» 
kann.
I n  Erwägung, daß es einem durch un­
glückliche Zufälle erschöpften / wieder aufkei­
menden Staate daran gelegen ist eine genaue 
Gerichtbarkeits-Pflege m it einer Oeeonomie 
der Formalitäten zu verpaaren.
I n  Erwägung / daß der unw iderru fli­
che Ausspruch über Leben / und Güter der B ü r­
ger nur jenen/ so eine genaue Kentniß der 
Menschen / der Rechte / der Formen/ und das 
allgemeine Vertrauen besitzen/ kann anvertraut 
werden.
I n  Erwägung / daß die Großkastläne jene 
sind, welche am meisten diese Eigenschaften 
besitzen sollen, laut den durch die Constitution 




i .  Der oberste Gerichtshof besteht aus 
den Zehnen Großkastlänen.
Der Großkastlan von dem Zehnen, woher 
der Handel auf höhere Behörden berufen ist, 
w ird in jenem, keine S tim m  und Sitz haben.
r .  Der President des Gerichthofes, unter 
dem Namen eines Landrichters, (6rsn6 - luZe) 
hat einen S ta tth a lte r, welcher den Namen 
eines Landrichters S tatthalter führt. Einer 
aus jenen soll von den Zehnen o b , der ander 
von den Zehnen unter dem Raspillie Was­
ser seyn. E in jeder unterzeichnet die Appellations­
Mandate des Theils der Zehnen, wo er wohnt.
z. JmAbweftnheits/Krankheits, oder V or- 
wendungs- (Lxception.) F a lle , soll der Groß­
kastlan durch seinen S tatthalter ersetzet werden,
4- D er oberste Gerichtshofversammelt sich 
alle Jahre den tten J u n i , und iten Decem­
ber, fü r die Appellations-Urtheilen in e ivili- 
schen Handeln, wie auch für jene der erimina- 
lischen, und Correktionspolizey, welche an die 
ordentlichen Sitzungen überschickt sind. D er 
Gerichtshof w ird von dem Landrichter zusam­
men berufen, und bleibt beysammen, bis alle 
Händel vollendet sind-
I m  Falle, daß durch den Staatsrath 
der Landrath verlängert würde, sollen gleich- , 
falls die Sitzungen des obersten Gerichtshofes 
verspätert werden. Das Publikum sott aber
^  6 2
davon gebührender Weise benachrichtiget wer­
den.
s. Der Landrichter, und sein S ta ttha l­
ter werden alle zwey Jahre im M aym onat, 
durch geheimes absolutes Stimmenmehr von 
dem Landrathe gewählt, sie sind wieder wähl­
bar, so lange sie Großkastläne sind. Diejenigen, 
welche das erste M a h l erwählt werden, blei­
ben in ihrem Amte bis zu der Wahlerneue­
rung von 18S5.
7. Der Gerichtshof wählt sich alle zwey 
Jahre einen Gerichtsschreiber, unter dem Na­
men eines Landgerichtsschreiber. E r soll die 
französische, und deutsche Sprache besitzen.
8. Der Gerichtshof ^ernamset sich selbst 
einen Gerichtsweibel.
9 .  Um ein Urtheil tragen zu können, wilch 
die Anzahl von 9 Richtern erfordert. Wenn 
diese Zahl nicht vollständig ist; so ist der Ge­
richtshof bevollmächtigt, Stellvertreter (sup- 
pleanten) aus den, der Sitzung nächstgelenen 
O rten, zu er namsen.
10. Das Entschädniß der Mitglieder des 
obersten Gerichtshofes, und seines Schreibers, 
wie auch die Besoldung seines Weibels werden 
tageweiß bestimmt, und durch die Partheyen 
abgetragen, laut einem T a r if, so durch ein 
besonders Gesetz soll bestimmt werden.
Der S taa t bezahlt einem jeden aus ihnen 
die Reise-Kosten, gleichwie den Gliedern des 
Landrathes.
6z
, r 7. D ie appellierten Rechtshändel sollen 
dem obersten Gerichtshöfe in jener Sprache, 
wie sie vor dem Zehnen Gerichtshöfe geführt 
werden , abgehandelt werden. Es soll dem 
Gerichtshof ein sammentlicher Auszug in der 
andern Sprache geliefert werden.
i2. I n  den eriminalischen, und Corree- 
tions - Polizeyhändeln wählt sich das Gericht 
aus seiner M itte  einen Berichtabstatter(R.3p-> 
porteur.) in jeder gewöhnlichen Versammlung 
vorn iten Juny und tten Decembris-
i  z. Alle eriminalische Capital -  Händel 
sollen vor das oberste Appellations-Gericht 
gebracht werden Die mindern eriminal und, 
Corrections - Polizeyhändel können vor dieses 
Gericht appellirt werden in den durch das 
Gesetz bestimmten Fällen.
14. I n  den Urtheilen, die eine Leibstrafe 
enthalten, soll der Prozeß ohne Aufschub dem 
Staatsrath zugeschikt werden welcher den ober­
sten Gerichtshofs zusammen rufet.
15. Alle eriminalische-und-corrections 
Polizeyhändel, so eine Geldstrafe, oder zeit- 
länglichen Gefangenschaft enthalten, wovon 
apppelliert w ird , sotten auf die nächste öffent-. 
liche Sitzung überschoben werden- Der Appel­
lant soll eine Landrechtsmäßigen Bürgschaft 
leisten.
16. I n  den eriminalischen, inquisitorisch, 
und correetionellen Polizey Händeln bezahlt 
laut -er Taxe der S taa t die Vakationen, wie
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auch aller Gerichtshöffe; der S ta a t hat aber 
seinen Zulauf auf das Vermögen der Delin­
quenten, und eines jeden Mitschuldigen ins­
besondere' (8oii6Lirement) nach allen verausbe- 
zahlten rechmäßig erkannten Schulden.
r / .  Jeder Richter, und Beysitzer, so sich 
von den, vor ihrem Richterstuhl gezogenen P ar­
theyen, oder zu ihren Günsten hätte bestechen 
lassen, sollen für lebenlänglich als unfähig zu 
allen ämtern erklärt seyn, auch können sie in 
erreiguenden Fällen zu schwereren Strafen 
verurtheilt werden. Zu diesem Ziehle w ird  
sie der S taatsrath dem gebührenden Gerichts­
höfe überliefern.
-8. Alle noch nicht durch gegenwärtiges 
Gesetz vorgesehenen Fälle , werden laut den 74 . 
Artikel der Constitution entschieden werden.
Gegenben im Landrathe zu S itten  den 6. 
M nterm onat 1522.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und mit dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz
6 5  ____________
Gesetz
Durch welches den geistlichen Gewalten für die 
Handhabung der guten Sitten und der, der Religion 
gebührendenMrfurcht, der Beystand der cwilischen 
Auto.it Neu zugesichert wird.
Dom 7. Wintermonat i 8s r .
^ ) § r  Landrath der Republik'
A u f den vorläufigen, und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths-
J n  Gemäßheit des ersten Artikels der S taats- 
Verfassung.
I n  Erwägung, daß die Regiermrg nicht 
nur den Religionsdiener zur Handhabung der 
gutenSitten, undErhaltung der ihr gebührenden 
Ehrfuhrcht ihren Beystand schuldig ist, sondern, 
daß es derselben daran gelegen, daß dieser 
Beystand wirksam genug sey, um die Ziegel- 
lofigkeit in Schranken halten zu können-
Verordnet:
D ie Magistratspersonen jeder Classe, jeds 
in ihrer P fa rrey , sind verpflichtet, ih r ganzes 
Ansehen dahin zu verwenden, daß zur Hand­
habung der, derReligion gebührendenEhrfurcht, 
und guten S itten den ehrwürdigen Pfarrern
E
die wirksamste Unterstützung geleistet werde. 
S ie  werden hierin in allem die alten Gebräu­
che befolgen.
Gegeben im Landrath zu S itten den 7. 
Wintermonat 1822.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz.
Ueber die Competenz der Gemeindräthe in betreff 
der Ortspolizey.
Dom 8. Wintermonat 1822.
Landrath der Republik.
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß die Gemeindräthe 
durch den 2 ;. Artikel der Staatsverfassung 
vegwältiget sind / Verordnungen für die O rts- 
Polizey zu errichten.
I n  Erwägung, daß der 75. Artikel der 
nemlichen Staatsverfassung dem Gericht des 
Großkastlans die Entscheidung aller Correk- 
tionspolizey Händel zueignet.
I n  Erwägung, daß es wichtig is t, die 
Gränzen zwischen der Ortspolizey und der
^  6 7
Correktionspolizey deutlich zu bestimmen, um 
allem S tre it der Gerichtsbarkeit vorzubeugen, 
und damit einer jeden Behörde ihre Compe- 
tenz bewußt sey.
Verordnet:
r. Eine jede in K ra ft der, in dem74> A r­
tikel der Staasverfassunq beybehaltenen Ge­
setze , oder in K ra ft eines Dekrets des Land­
rathes aufzulegende Leib-oder Geldstrafe ge­
hört der Gerichtsbarkeit der erim inal, oder 
Correktionspolizey zu.
2. Eine jede Geldbuße, zu der jemand 
in K ra ft einer, durch den Gemeindrath zum 
Nutzen der Ortspolizey getragenen Verordnung 
verfällt w ird , gehört zu der Gerichtsbar­
keit , und zu der Competenz des Rathes, der 
selbe bestimmt hat.
z. Sollte  diese Geldbuße angestritten wer­
den , w ird der eivilische Richter über selbe, so 
wie über alle übrigen Civilhandel entscheiden.
4. D ie von den Gemeindräthen abgefaß­
ten Verordnungen können in keinem Falle den 
allgemeinen, von dem Gesetzgebenden Corps 
ergangenen Verordnungen, wtedersprüchig seyn.'
D ie in K raft einer Gemeindsverordnung 
aufzulegende Geldbuße kann niemals die S um ­
me von 2; Franken übersteigen.
6. Es wird durch ein Gesetz über jene 
Vergehen Vorsehung gemacht werden, die m it 
einer schärferen Strafe belegt werden sotten.
E r
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7. Der Ertrag dieser Büßen wird der 
Gemeinde zugchören, welche einen Theil da­
von, sey es dem Angeber, oder wem sie es 
schicklich erachten w ird , zueignen kann.
8. Sollte sich ein Partikular durch eine 
Verordnung der Gemeindräthe beschädiget be­
finden , kann er sich an den S taatsrath 
wenden, welcher in der, durch den Artikel 
der Staatsversassung vorgeschriebenen Weise, 
darüber entscheiden wird.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 8. 
Wintermvnat 1802.
Folaen die Unterschriften.
Der StaatSrath beschließt rc- unterschrieben 
und mit dem Siegel versehen.
-olgen die Unterschriften.
Gesetz
welches die Einfuhr des Biers verbiethet.
Dom 6. Wintermonat is o r .
^ E r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und ftaatSverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß das B ie r ein unge­
wohntes Getränke in diesem Lande ist, in wel­
chem eS überflüßig Wein giebt.
I n  Erwägung, daß die Einbringung die­
ses Getränkes schädlich ist.
^  6-  
Verordnet
Die Einbringung/ so wie auch der Ver­
kaufes B iers auf dem Boden dieser Republik, 
ist verbothen unter der S trafe !der Confiska- 
tion/ und hundert Franken für das erste M a h l, 
und zweyhundert Franken für das zweyte M ah l, 
wovon der dritte Theil dem Angeber ist.
Gegeben im Landrathe zu S itten den §- 
Wintermonat i8o r.
Folgen die Unterschriften.>
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz
Ueber dieLestrafung der fleischlichen Vergebungen 
Vom 6. Wintermonat !8o r.
Laudrath der Republik
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlicheu 
Vorschlag des Scaatsraths-
I n  Erwägung, von was für einer Wich­
tigkeit es dem Staate ist, auf die Reinheit der 
öffentlichen S itten wachsam zu seyn-
E
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I n  Erwägung, daß bey der Menge der 
Ursachen / die sich zu ihrem Verderbniß ver­
einigen , die Wachsamkeit der Regierung un­
vermögend ist, den Fortschritten der Ausschwei­
fungen Einhalt zu thun , wenn ih r nicht eine 
heilsame Furcht vor einer, ihren Abstuffungen, 
und den Umständen angemessene S tra fe z u  
H ilfe  kömmt.
Verordnet:
^  Die am it-« Jenner 1798. wider alle 
verschiedene Fälle der fleischlichen Vergehungen 
undVerbrechen, verordneten und durchgehends- 
üeblich gewesenen Geldstrafen werden andurch 
im  ganzen Umfange der Republik um das 
Doppel geschärft.
2, D ie Mitschuldigen zahlen der eine für 
den andern.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 6. 
Wintermonat 1802.
'  Folgen die Unterschriften.'
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 
und mit dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz
Ueber die Rösten der Lriminal-und Zucht-Iustitz- 
pflege, wie anch über die Verfolgung der Verbrechen, 
und den Einzug der Geldbußen.
Vom 6. Wintermonat l8 o r .
^ E r  Landrath der Republik
A u f deu vorläufigen und staatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths
I n  Erwägung, daß K raft unserer alten 
Gesetze die Kosten, welche die Criminal Justttz- 
Pflege betrafen, entweders den Zehnen, oder 
besonderen Herren oblagen, und das hin­
gegen die Bußen den erwähnten Herren, oder 
den Richtern zugehörten, welche die Gerechtig­
keit ertheilten.
I n  Erwägung , daß der Grundsatz der 
Einheit erfordert, daß diese Kosten in der 
ganzen Republik aus eine gleichförmige Weise 
bestritten werden , damit in keinem Zehnen die 
mindeste Nachläßigkeit, welche der allgemeinen 
Ordnung nachteilig w äre, statt habe.
I n  Erwägung andrerseits, daß es den 
Grundsätzen einer guten Iustitzpflege angemes­
sen ist, daß die Richter keinen Antheil an den 
von ihnen auszusprechendenBußen haben sotten, 
daß es aber sich gezimmet, daß man ihnen ein 
Entschädniß für die Sorgen zusichere, welche
E  4
^  72 ^
sie habe» / daß die Laster gestraft, und die öf­
fentliche Ruhe erhalten werden.
I n  Erwägung endlich, daß es Umstän­
de giebt, wo der Beschuldigte, obwohlen er 
aus Abgang genügsamer Proben frey gelassen 
wird, jedoch m it starken Jndieien beladen bleibt, 
wodurch die Gerechtigkeit gegründet wäre, ihn 
anzulangen, und folglich sie berechtigen, ihn 
Die Prozeß - Kösten aushalten zu machen , zu 
welchen er durch seine verdächtigen Handlun­
gen Anlaß gegeben hat-
Verordnet:
i .  D ie Errichtung, und Erhaltung der 
Gefängnissein dem Hauptort eines jeden Zeh­
nen , so wie auch der Galgen, und andere durch 
unsere Gesetze übliche peinliche Werkzeüge fal­
len dem Staate zur Last. Die damit verknüpf­
ten Umköften können nicht ohne Gutheißung 
Der Regierung verordnet werden.
3. Der S ta a t ist ebenfalls mitdemUnter- 
halte desGefangenwärters ,und der Gefangenen 
beladen, jedoch nur in soweit, als das Vermö­
gen der Verbrecher nicht hinreichend ist, die 
Kösten zu bezahlen, welche sie veranlasset haben.
3. Das Nemliche verhält sich mit dem Un­
terhalt des Scharfrichters, dessen Lohn für 
jede Exeeution, so wie auch sein Reisgeld, und 
Die A rt, wie er in den Gemeinden logiert wer­
den soll, wo er um eine Exeeution zu machen 
sich verfügt, auf den alten Fuß verbleiben.
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Der S ta a t wird diesem Lohne eine jährliche 
Summe zusetzen, welche von dem Staatsrathe 
wird bestimmt werden.
4. Hingegen wird die Staats-Casse alle 
und jede Bußen und Confiskationen beziehen, 
welche von den Gerichtshöfen in criminal S a ­
chen ? und in Sachen der züchtigenden Polizey 
ausgesprochen werden, m it Entrichtung jedoch 
des Theils davon dem Angeber, den ihm daß 
Gesetz in den Fällen, die selbes bestimmt, 
anweiset.
5- DerlGroßkastlan w ird alle sechs Monate 
dem Staatsrathe von allen ausgesprochenen 
Bußen, und Confiskationen Rechnung ablegen.
6. Der Staatsrath ist befugt von dein 
Ertrag dieser Bußen eine Summe voraus zu 
nehmen, welche er dem Großkastlan übergeben 
W ird, sowohl zum Entscyädmß seiner Bureau 
umtosten, als der besonderen M ü h e , und 
S o rg fa lt, die, er mag gehabt haben, um alle 
und jede Anfälle zu bestrafen, die man auf 
die öffentliche Ordnung gewagt hat.
7. Das M inim um  dieser Summe wird 
i« dreyfig Franken bestehen.
8. Der Ueberrest dieser Bußen w ird , laut 
wie es der erste, zweyte und dritte Artikel oben 
verfügen, angewendet werden. Wenn ein Ü ber­
schuß steh befindet, soll er in die Staats-Casse 
gelegt werden, und wenn er aber nich hinrei­
chend ist, w ird die Staats-Casse diejenigen 
Summen Herschiessen, welche nöthig sind, um 
die Kosten zu bestreiken.
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9- Bey einem jeden Zehnen Gericht w ird 
einer der Beysassen, den das Gericht dazu 
ernennen w ird , das Am t eines Berichtstellers 
(Mpporteur) für alle Verbrechen, seyn sie eri- 
m inal oder zu der züchtigenden Polizey ge­
hörend , versehen. Der Gerichtshof soll selbst 
die Zeit bestimmen, während welcher eines sei­
ner Mitglieder dieses Amt versehen soll.
i  o. Der Berichtsteller wird auch beauftragt 
seyn, die Einnahme aller Bußen, und Con- 
fiskationen zu machen. E r w ird von dem E r­
trag derselben den zehenten Theil haben, das 
- ist zehen durch hundert-
11-. Alle Castläne, S ta tth a lte r, und V o r­
gesetzte der Gemeinden, wie auch dieWeibel, 
sind kraft der, ihrem Am t besonders ankleben­
den Pflicht, gehalten von allen Verbrechen, die 
im  Umfange und Bann ihrer Gemeinden be­
gangen werden, und die -ihnen bekannt sind , 
die ersten, den Großkaftlau des Zehnens, oder 
den im Amt sich befindenden Berichtsteller, die 
anderen aber den Ortskaftlan einzuberichten.
12. Der Berichtsteller w ird für seine 
Schlußreden (  Lonclusions) ein Gehalt von 
fünf und zwanzig Batzen haben.
lz . W ann ein Beschuldigter von dem 
Verbrechen, dessen man ihn anklagte, freyge­
sprochen w ird , und es aber aus der Prozedur 
erhellet, dass er auf eine auffallende A rt durch 
seine verdächtigen Handlungen Gelegenheit ge­
geben hat ihn gerichtlich zu behandeln, oder
' ^  75 
das wider ihn so schwere Jndieien überbleiben^ 
daß er m it dem stärksten Verdachte beladen 
bleibt, ist der Gerichtshof befüßt ihn so­
wohl zu den Kosten der Gefangenschaft, als 
denen des Prozesses zu Verfällen.
14 Diese Verfällnng soll wohl erörtert 
werden / und wird nicht gültig seyn, wenn sie 
nicht von den zwen D ritte ln  der anwesenden 
Richter beschlossen worden ist.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 6. 
Wintermonas 1802.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz
Ueber die Menge der Richter- welche zur 
Gültigkeit ein 0 Urtheils in Cciininal-Zuchtpolizey, 
und civil Händeln erfordert wird,
Wom 8. W intermonat I8 o r.
Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
Nach eingesehenem 6 ;. und 71. Artikel der 
Staatsverfassunq.
I n  Erwägung, daß das Zusammentreffen 
der Krankheits-Abwesenheits undVerwerfungs 
Ursachen der Vollständigkeit der Versammlung 
aller Glieder des Zehnengerichtshofes öfters 
Hindernisse in Weeg leget.
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I n  Erwägung, daß die Staatsverfassung,' 
da sie das Maximum der Zahl der Richter 
bestimmt, nicht in Absicht hat, aller Anwesenheit 
zur Gültigkeit eines Urtheils gebothweise zu 
verlangen.
I n  Erwägung, daß die Einsetzung der 
Gerichtshöfe in dem nemlichen Sinne in der 
helvetischen Republik festgesetzt worden ist, auf 
das den Weitläufigkeiten vorgebeugt werde, 
die aus der Schwierigkeit, alle Glieder eines 
Gerichthofes vollständig versammeln zu können, 
in civil, und criminal Sachen entstanden seyn 
würden.
Verordnet:
Die Urtheile des Zehnengerichtshofes,' 
der nach dem In h a lt  der Staatsverfassung 
in civil Sachen von sieben, und in criminal S a ­
chen von neun Gliedern zusammengesetzt seyn 
soll, werden nur in sofern gültig seyn, als sie 
wenigstens durch fünf Richter in eivilischen, und 
sieben im eriminalischen, wie auch irr den Hän­
deln der züchtigenden Polizey getragen worden 
sind-
Gegeben im Landrathe zu S itten den 8; 
Wintermonat 1802.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterzeichnet 
und mit dem Siegel versehen re.
Folgen -je Unterschriften,' , ,
77 ^
Tari f
der Gerichts - Gebühren für die Gerichtshöfe 
der Republik W a llis .
Gesetz
Ueber die Gerichtsgebühren.
Dom 8. W intcrmonat i r o - .
^ E r  Landrath der Republik 
Nach eingesehenem Vorschlag, den ihm der 
S taatsrath , dem 45. Abschnitte des S taats- 
verfaßlichen Aktes gemäß, gemacht hat.
I n  Erwägung, daß die Abänderungen - 
welche in der Einrichtung der gerichlichen O rd­
nung gemacht worden sind, mich in dem T a r if 
der Gerichtsgebühren, der bisdahin in Uebung 
w ar, Abänderungen nöthig machen.
I n  Erwägung, daß der im Jahre l - 65-' 
abgefaßte und beschlossene T a rif erhöhet werden 
muß , wenn man ein billiges Verhältniß m it 
den Aenderungen behalten w ill,  welche in dem 
Preise der Lebensmittel seit gemeldtem Zeit­
punkte vorgefallen sind-
I n  Erwägung überdieß , daß der 73 . Ab­
schnitt derStaatsverfassnng diese Abänderungen.
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heimlich vorgeschrieben hat, da er verordnet : 
daß in den civil-und crinünal Händeln die Tag­
leistungen der Richter laut der Schätzung, die 
das Gesetz festsetzen wird, würden bezahlt werden.
Verordnet:
Der nachstehende T a r if w ird den Tribu- 
nalien zu einer Richtschnur dienen.
T i t e l  I .




Art- r. Der Kaftlan w ird für eine Beschlags 
bewilligung (MandatumLarrä) ziehen 
A rt. 2. Für ein Vorladungsmandat - .
A rt. 3 Wann in einem Mandate mehr als 
eine Person vorgeladen w ird , kann der 
Richter für eine jede einen Batzen mehr 
begehren.
Art. 4. Für eine Contumatz . . . .
A r t - F ü r  eine Erscheinung vor Gericht 
bezahlt eine jede Parthey dem Richter 
A rt-6. W ann sie durch einen Fürsprecher 
verbeystandet sind, bezahlen sie . - 
A rt. 7. Den Partheyen für ihre Erscheinung 
vor Gericht . . . . . . . .
Und für W eg- und Zehrungskosten






A rt 8. Den Fürsprechern, wenn sie einen 
haben, fü r ihre Erscheinung . . ^4
Ohne Zehrungskosten auf der Reise.
A rt. 9. Der Cvmmissarius prineipalis und 
adjunctus beziehet fü r jeden Zeugen zu
Art. Für einürtheil über fahrendeSachen
A rt. n  .F ü r ein Urtheil über liegende Hab- 
schaften . » . » > . » » »
Für die Urtheile eines Zwischenspruches 
(interlocutoire) oder über eine Jneiden- 
talfrage, die nicht über eine vollführte 
Prozedur sprechen, bezieht er das Halbe-
A rt. i r .  Für das Verhör eines Zeugen . .
A rt. i  z. Für ein Kostenverzeichniß drey Batz. 
und einen Batzen von jeder Seite.
A r t - 14- Für die Bestellung eines Vormundes 
(Vogtes) und für die Besieglung, oder 
Unterschrift . . . . . . . .
Atr.' is .  Für Abhörung einer Pupillenrech 
nung die nicht länger als drey Stunden
dauert  ..............................
F ü r jene die längere Zeit brauchten,
24. Batzen durch Tag gerechnet.
A r t-1 6. Für ein Zugsmandat oder B r ie f
A r t - 17.Für Zulassung einesZeugnisses oder 
Protestatz des Leibgedinges . . .
A rt. 18. Für einen Augenschein in dem Orte 
seiner Wohnung . . . . . . .
F ü r gesagte in derEntfernung einer S t.  
Is t  der streitige O rt über eine Stund 
entfernet, bezieht er überdas für jede 








A rt. 19.Für eine rogatorische Bewilligung, 
oder regirisitorial B r ie f /w ie  für ein 
Vorladungsmandat.
A rt. -o Für einPublikationsmandat inGelds- 
tagen, wie für ein Fürbothsmandat
A r t -2 >. Für eine Geldhinterlage . . .  5
Wenn die Geldhinterlage über vierzehn 
-Tage beym Richter verbleibt, bezieht 
er über die obgefagten fünf Batzen von 
gemeldter Zeit a n , annoch zwey und 
ein halbes Prozent.
A rt. 22. Für eine Besteglungin dem Orte,! 
wo er fäßhaft ist . . . . . . .  6
I n  der Entfernung einer halbenStund ^ 
Für die Entfernung einer Stund . .
Für jede Stunde über die erste . .
A rt.rz . Für ein Inventarium , für welches 
ein halber Tag angewendet w ird .
Für die übrigen einer längern Dauer 
jede Tagleistüng gerechnet zu . . .
I s t  es außer dem Wohnorte, bezieht er 
durch jede S tund
A rt. 24. Für Sitzung in Geldstagen, dh 
nemltche Gebühr, die in dem Lz, A r­
tikel angesetzt ist.
Art- Für Sitzung in den gerichtlichen 
Verte ilungen, denen er beywohnt, die 
nemliche obgesagte Gebühr.
A rt. 26 FürBekräftiqunsakt eines gerichtlich 
gemachten Verkaufes eines liegenden 
Guts unter 200 Franken . . . l z  
Von 200. bis looo. . - . ' ! 6









A rt. 27- Für eine jede abgefaßte Kundma­
chung , oder M andat . . . ' - .
A rt. 28. Für die Einregiftrierung einer Con- 
tumaz
A rt. 2 9 . Von jeder Parthey / die vor Gericht 
erscheint . . . . . . . . . .
A rt. zo. Für die vor lGericht gemachten 
Dietaturen von jeder Seite des Gerichts 
manuals . . . . . . .
A rt. 31. Fürjede vor Gericht/ oder bey Ge­
richtsschreiberey eingelegte Beylage
Art- 3 2 . Für Ausfertigung eines Urtheiles 
über bewegliche Güter . . . . .  s
F ü r Ausfertigung eines Urtheiles über 
Liegenschaften . . . . . . . .  16
F ür Ausfertigung des- Urtheiles eines 
Zwischenspruchs/ (Interlocutoire) das 
über den Hauptgegenstand nicht ent­
scheidet, w ird nur die Hälfte bezogen-
A rt. 3 z. Für das Verhör eines Zeugen - 4
A rt. 34-Für ein Kostenverzeichniß - . z
Und für eine jede überschriebene Seite 
einen Batzen.
A rt. 35. Für eine Pfandserhebung, wenn die 
Gerichtsschreiber sich dabey einfinden, 
und das G ut nicht über eine Stunde 
entfernet is t, und zu dieser Verrichtung 
nur ein halber Tag nöthig ist . - - 




Ueber das für eine jede Stunde Wegs.
A rt-z6 . Für einen Localaugenschein soviel/ 
als dem Richter
A rt. z?- Für eine häusliche Durchsuchung, 
dem Curial und Richter so viel / als 
im vorgehenden Artikel steht.
Art- 38. Für die Ernamsung eines Vormun­
des (Vogtes) und Ausfertigung eines 
Vogtbriefes
A rt. zy. Für Einschreibung einer Pupillen- 
rechnung beziehen sie ebenso viel/ als 
der Richter.
Art- 40 Für ein Zeugniß des anerkannten 
Leibgedinges eben so viel.
A rt. 41. Für ein Inventarium  / desgleichen.
A r t. 4 2 .  Für Sitzung in Geldstagen/ auch 
das nemliche.
Art- 4Z- Für Verbal der Versieglung/auch 
so viel-
A rt. 44 Für Sitzung in gerichtlich gemach­
ten Vertheilungen das nemliche.
A rt. 45. Fürjede angegebene Ansprache in 
Geldstügen in den Geldstagrodel ein­
zutragen . . . . . . . . .
Art- 46. Fürjede Ausfertigung der Assigna- 
tionen / oder Zubekanntnissen . , .
A rt. 47- Für Expeditionen aller Gattung ge­
richtlicher Akten von jeder Seite . .
A rt- 48. D ie Gerichtsschreiber sind gehalten 
unter der Aufschrift ihrer Ausferti­
gungen anzuzeigen/ wie viel sie für ihre 
'Gebühren bezogen habett/damit man sich
Ba>;
bey dem Koftenverzeichniß darnach rich-i 
tm  könne, und damit mansche, ob zu 
viel gefordert worden. !
Dritter Abschnitt.
von  den Gerichtsrveibeln der Gemeindkastlänen
Datz
A rt 49-Furjede PublikationundVorladung
A rt- 50. FürReisepfennig, für jede Gattung 
und Menge ihrer Verrichtungen durch 
jede S tund Wegs  .....................
A r t 5 -.Für AbschriftenderMandaten,wenn 
selbe nicht i2 Linien enthalten . . . 
Wenn sie aber mehr als 12 Linien ha­
ben, beziehen sie die nemliche Gebühr, 
welche den Gerichtsschreibern für die 
Ausfertigungen angesetzt ift.
A rt. Beyden Sitzungen der Geldstagen 
von jeder Zubekanntniß, oder Uebergabe 
eines jeden Stückes Guts . . . .
A rt. 73. Bey den Erscheinungen vor Gericht 
bezahlt jede Parthey dem Weibel .
A rt. 54 Für eine Pfanderhebung in dem 
O rte der Sitzungen des Gerichthofes - 
Erfordert diese Verrichtung mehr als 
zweyStunden, ist die Tagleistung zu , 6 
Patzen durch Tag, m it Einbegrifdes 
Reisegeldes, angerechnet.
A rt. 55- Für ihre Gegenwart in den local 
Augenscheinen, wenn sie dazu berufen 
. sind ; beziehen sie die im vorgehenden 
Artikel vorgeschriebene Gebühr. z 
F , r
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M .s 6 . Für ihreGege nwartbey dem gericht­
lichen Verkauft der beweglichen, oder 
unbeweglichen Güter (Liegenschaften) 
beziehen die Weibel den halben Theil 







A rt. 5 7. Für die Aussage einem jeden Zeugen-
Art- 58. Demselben für seinenWeg durch jede 
S tund , wann er zu Pferd kommt-
Reiset er zu F u ß .........................  .
M a n  wird die S tu n d , sowohl für Her- 
als Rückreise, nur für eine anrechnen 
sowohl in diesem , als in einem jeden 
andernFalle, wo das Gesetz Zehrungs- 
kosten, oder Reisegeld bestimmt.
Art.59-DenErfahrnen fü r diePfandschatzun- 
gen, und alle übrigen gerichtlichen 
Verrichtungen, durch jeden Tag - .
S ie  werden jedannoch, für was immer
-r Verrichtung es seyn mag, niemahls 
minder als 4 Batzen beziehen.
T i t e l  II.
Gerich tshö fe zweyter Instany oder Appellations- 
Tribunalienincivilischen Sachen.
Batz
A rt. 6°. DemGroßkastlan, und demGerichts-j 
schreibet' für ein jedes U rthe il, einem! 
jeden
-s
^  8 ;  '
A rt 6 s. Jedem der 6 Beysitzer eben auch 
für jedes Urtheil. . . . . . . .
W ann die mündlichen Verfechtungen 
. über sechs Stund daueren, werden die 
Sporteln verdoppelt werden 
A rt. 62. Dem Großkastlan und jedem der 
Beysitzer für ihre Reise durch S tund 
A rt. 6z. Dem Großkastlan für die Unter­
schrift des Appellationsmandates zu 
seinem Gerichte , und jenes zur Auf­
rechthaltung des Appells/ für jedes 
derselben . . . . . . . . .
A rt. 6 4 . Dem Gerichtsschreiber des Groß- 
kaftlans für die Verfassung gesagter
M a n d a te . ........................................
A rt. 6 ; Dem Großkastlan für das Kosten-
verzeichniß..........................................
Und überdas von einer jeden Seite 
geschriebener Rechnung . . . .
A rt. e s. Dem Gerichtschreiber eben so viel.
Art- 67. Den Richtern für örtliche Augen­
scheine aus dem Orte ihrer Sitzungen / 
wenn es eine Stund weit entfernet / oder
m in d e r ................................................. zo
Wenn sie entlegner/ ist das Weggeld 
bestimmt, wie es im 62 A rt angesetzt ist 
A r t-68. Der Curial des Großkastlans für 
Ausfertigung allerGattung gerichtlicher 
Akten, bezieht so viel, als es denGericht- 
schreibern der Gemeinden angeschrieben 
steht.
Art- 69 Dem Weibel des Großkastlans für 




Das Reisegeld ist das nemliche, wie es 
die Weibel der Gemeindrichter beziehen.
A rt-70. Demselben von jeder vor Gericht 
erscheinenden Parthey . . . . . .
A r t  7 1 - DeuPkrtheym für ihre Erscheinung'
A rt. 72. Denselben sür Reisegeld Batzen 
von jeder Stund.
A rt. 7Z Für den Aufenthalt während eines 
Tages in dem Orte des Tribunals .
Art- 74. Für die Erscheinung vor Gericht der
A rt-75. Für die Ausfertigung der Zwischen- 
sprüchen, oder der Urtheilen über eine 
Jnzidentalfrage, welche über den 
Hauptgegenftand nicht entscheiden/ dein 
Großkaftlaw und seinem Gerichtschreib 
Den Beysitzern . . . . . . .
A rt.?6.Für eineWeiterziehungzu dem ober­
sten Gerichtshöfe (Appellatjonsmandat)
Für die Ausfertigung / welche von je­
der Seite bezahlt werden/ jede Seite 
soll aufs mindeste zwölf Zeilen / und 
jede Zeile sechs und dreysig Buchstaben 
enthalten.
Ti t e l .  III.
Gerichtshof des Großkastlans und seiner Beysttzcr 
in Rriminalund Correktions-Polizeysachen
Bak
Art. 77 Dem Großkastlanfur jedesMandat
Art. ^8- Dem Gerichtsschreiber für Verfas­






Art- 79-DemWelbel fürAnkündung derselben! s 
Art. 80. DemGroßkaftlan für das Verbal 
.einer eingelegten Klage .  - - - 8
Art. 81. Dem Gerichtsfchretber für gesagtes k 8 
A rt »2 Für das Verhör eines Zeugen dem 
Großkastlan , seinen zwey Beysitzern / 
und dem Gerichtsschreiber, einem jeden
derselben . . ...............................
A rt. 8 z. Für jedesVerhör einesAngeklagten 
dem Großkastlan, seinem Gerichts­
schreiber / dem Richter , der die Stelle 
eines Examinators v e rtr it t , jedem .
Dem gemeinen Beysitzer . . . .
A r t -84. Für das Urtheil, oder Sentenz 
dem Großkastlan, und dem Gerichts-
- schreiber je d e m ...............................
Jedem der acht Beysitzer . . .
A r t .8 ;. W ann die Richter zusammentre­
ten , und kein Urtheil tragen, beziehen 
sie nur die Hälfte der im vorgehenden 
Artikel bestimmten Gebühr.
A rt- 8§. Für die Sentenzen, durch welche 
allein Geldstrafen, und ein, auf eine 
Zeitlang dauernderVerhaft, gesprochen 
w ir d , dem Großkastlan und Gerichts­
schreiber einem jeden . . . . .
Den Beysitzern, jedem . . . .
A rt 87. Dem Gerichtsschretber für die An­
kündigung eines Urtheils zu Tod .
A rt. 88. Demselben für die Ankündigung 
aller übrigen Sentenzen in kriminal 
und Corrections-Polizey Sachen. . .





_  ^  8 8
Slrt. 89 DemWeibel für jedes Zeugenverhör 2 
A rt. 90. Demselben für jedes Verhör - - i 4  
A rt-9l.Demselben/für jemanden zu verhaften r 5 
Art- 9^. Wenn diese Verhaftnehmung außer ' 
demHauptorte geschieht/ bezieht er noch 
überdas für jede S tund Wegs . . .
A rt. 9 ; Demselben für einen Gefangenen
loszulassen . . - .   ....................
A rt. 94. Dem Großkaftlan und dem Ge­
richtsschreiber / um der Vollziehung des 
Urtheils beyzuwohnen / einem jedem 
Den zwey Beysitzern / jedem . . .
Dem W e ib e l....................................
A rt. s ; - Der Gerichtsschreiber wird für die 
Ausfertigung der Schriften die nemli- 
che Gebühr, wie für die Civilhändel 
vorgeschrieben is t, beziehen.
A rt. 9 6 . Das Reisegeld der Zeugen / und 
für ihre Aussage / ist auf dem nem- 
lichenFuß bestimmt/ wie in den eivili- 
schen Sachen.
Art- 97- Dem Wundärzte für die Besichti­
gung eines Körpers / wenn er dazu be­
rufen wird . . . . . . . .  .120
Demselben für die Besichtigung eines 
Verwundeten . . . . . . . .  5"
Demselben für seinenWeg durchStund 6, 
A rt. 96 Dem Gerichtsschreiber für das Ver­
bal der Besichtigung des Körpers . 22 
Art. Dem Weibel für seine Gegenwart bey ! 
einem kriminal Urtheil . . . . .  es
Demselben um einem Urtheile in Cor- 
rektiouspolizeyfällen beyzuwohnen . 8
^  8 -
Batz
A rt loo.Dem Kerkermeister für seine Sorge, 
und dem Gefangenen die Nahrungs­
mittel zu tragen, für jeden Tag drey 
Batzen, wenMnuk einer da ist; kommen 
andere ins Gefängniß, bezieht er durch 
jeden derselben . . . . . .
Art- i o i. Dem Kerkermeister für jedes Ver­
hör des Gefangenen
Art. ic r .  Dem Weibel um den Kerkermei­
ster zu den Gefängnissen zu begleiten, 
ebenso viel als diesem.
T i t e l  IV.
Oberster Gerichtshof im civtlischenF«che
sDatzi
A rt. i  o zDemVrasidenten für dieUnterschrift 
des Mandates zu Aufrechthaltung der 
Appellation.......................................... ,
A rt. 124. Demselben für Tagleistung einer 
Sitzung. . . . . . . . .
Art- 105. Ebenso viel einem jeden Richter 
und dem Gerichtsschreiber.
A r t - 106. Dem Weibel durch jeden Tag
Art- 107. Dem Fürsprecher für seineErschei- 
nung und Vertheidigunsrede . .
Art. 108. Dem Präsidenten für die Besieg 
lung der ausgefertigten Sentenz .
A rt loy.Dem  Gerichtsfchreiber für gesagte 
Ausfertigung eben so viel.
A rt, t 12 Den Partheyen, so wie es in dem 
Artikel der Gerichtshöfe zweyter I n  







Art- r n .  D ie Reise der Richter ist auf dem 
nemlichen Fuße bestimmt, wie jene der 
Abgesandten auf den Landrath.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 8- 
W interm onat,802.
Der Präsident des Landraths 
S ig r is t e n .
I m  Namen des Landrathes
Die Secretär des Landraths
Desepibus- Dufour.
Der S taatsrath beschließt, daß dieses ge­
genwärtige Gesetz in seinem Namen unter­
schrieben, m it dem Siegel der Republik ver­
sehen und bekannt gemacht werde, um nach 
seiner Form m it In h a lt  vollzogen zu werden.
S itten den u ten  Wintermonat 1802.




9 l  ^
Gesctz
Durch welches das, Recht in derRepublik pu'ver 
zufabviciercn, und zu verkaufen dem Staate vorbe­
halten wird.
Wem 17. M a y , 8 v z .
Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen, und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  E rwägung, daß die Fabrieierung, 
und der Handel des Pulvers in die Zahl der 
Rechte gehören, in Rücksicht derer es wichtig 
ist, das sie dem Staate vorbehalten werden.
I n  Erwägung, daß einesteils die all­
gemeine Sicherheiterheischet, daß die Republik 
m it einen hinläglichen Vorrathe derlev Materie 
versorgt sey, und das andrerseits; wenn 
W a llis  seine eigenen M itte l braucht, sich die­
selbe zu verschaffen , das Ausgehen der B aa r- 
fchaft in das Ausland zum Theil verhindert 
wird.
I n  Erwägung, daß die Verfertigung des 
Pulvers m it derjenigen das Salpeters in der 
innigsten Verbindung stehet-
I n  Erwägung , daß der Handel dieser 
beyden Materien emGegenstand der allgemeinen 
Nutzbarkeit werden und überdies einen Zweig 
der Einkünften des Staates abgeben kann.
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Verordnet:
r. Die Verfertigung des P u lve rs , und 
dessen Verkauf sind dem Staate ausschliessungs- 
rveis vorbehalten.
2. Der Staasrath 'ist begwältiget, das 
ausschließliche Recht der Pulver - Fabrikation 
zu verpachten.
E r ist gleichfalls begwältiget das aus­
schließliche Recht das Pulver auf demlGebiethe 
der Republik zu verkaufen / wenn er es schick­
lich findet zu verpachten.
4. I m  Falle / wo der ausschließlicheVer- 
kauf des Pulvers sollte eingeführt werden / ist 
dem Staatsrathe aufgetragen / denselben solche 
Bedingungen anzuhängen / die geschickt sind 
zu verhindern/ das dem Publikum dadurch 
weder in Hinsicht auf den Preis / noch auf 
die Q u a litä t irgend ein Nachtheil erwachse.
s. DerStaatsrath soll Vorkehrungen tref­
fen , das durch den ausschließlichen Verkauf 
des Pulvers die Bevorräthigung/ des zum S tra ­
ßenbau über den Simpelnberg nöthigenPulvers, 
nicht verhindert werde-
- 6. I n  allen Fällen ist der Staatsrath be­
auftragt darauf zu wachen/ daß die Republik 
hinlänglich mit Pulver versehen sey / und das 
keines in das Ausland verstaust werde/ bis man 
einen hinreichenden Vorrath davon im Innern  
haben wird-
9?
7- Nachdem Verhältniß der' Bedürfnisse 
-er Republik ist der Staatsrath bevollmäch­
tiget den Ausverkauf des Salpeters zugestatten, 
oder zu verbiethen.
8- E r ist beynebens bevollmächtiget den 
Preis zu bestimmen, im welchem die Salpeter 
Fabrikanten den Salpeter dem Pulverfabri­
kanten, wenn er dessen bedürftig ist, sollen ver­
abfolgen lassen.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 17  ^
M a y  1802.
Der Präsident des Landrathes.
S ig r i s t e n -  
I m  Namen des Landrathes
Die Sekretäre des Landrathes
D ufour. Desepibus-
Der Staatsrath der Republik W a llis  be­
schließt, daß dieses gegenwärtige Gesetz in seinem 
Namen unterzeichnet, m it dem Siegel der Re­
publik versehen und nach seiner Form und I n ­
ha lt öffentlich bekannt gemacht werden solle.
S itten  den 17- Brachmonat iscs .
Dcr Landshauplmann der Republik 
A u g u s t in i -  





Betreffend die w irths - Schenk-und Rassehäüfer.
Dom -4 . M ay l8oz .
^ ) b r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß die allzugroße Frey­
heit Wein zu verkaufen , einen traurigen / und 
schädlichen Einfluß auf die S itten , und Ver­
mögen h a t; daß die allzugroße Anzahl der 
W irths  - und Schenkhäußer nicht weiter soll 
ausgedehnt werden, als daß fie für die Reifen­
de, für die Ja h r und Wochenmärkte, und zum 
mäßigen Gebrauch des Landmanns hinlänglich 
sind, und daß endlich ihre allzugroße Menge 
nichts als Unordnung verursachet-
I n  Erwägung, daß der Gewinn des 
Weinverkaufs einiger Partikularen gar nichr 
in das Gleichgewicht m it den Beweggründen 
des öffentlichen W o h ls , der S ittlichkeit, und 
der Ruhe der Fam ilien , welche die Vermin­
derung der Schenkhäuser fodern, gesetzt wer­
den kann.
I n  Erwägung, daß der 74- Artikel der 




1. Nach Bekanntmachung des gegenwär­
tigen Gesetzes, ist jedermann verbothen, W ein 
oder andere geistige Getränke in seinem zu 
verkaufen, er habe dann von der Gemeinde 
Erlaubniß erhalten.
2. W er ohne diese Erlaubniß davon ver­
kauft, w ird gehalten seyn eine Buße von 25. 
Franken für das erste M a h l,  und doppelt für 
jeden Rückfall zu bezahlen.
z. Vom ersten Artikel sind ausgenommen 
diejenigen, so dergleichen Getränke an den Ja h r­
märkten auf öffentlichem Platz verkaufen.
4- D ie Entscheidung der Bußen, so durch 
tzieses Gesetz bestimmt sind, ist dem Zchnden- 
Gerichtshof zuständig, laut dem ersten Artikel 
des Gesetzes vom 8ten Wintermonat i8c2. 
und sie werden durch den Rapporteur des Zehn- 
dengerichts, laut dem roten Artikel des Gesetzes, 
vom 6ten gemeldten Monats bezogen.
5. D ie  Bußen der 25. Franken gehören 
derGemeinde; von jenen aber welche dieseSum- 
me übersteigen, gehören 2 ;. Franken der Ge­
meinde, das übrige fällt dem S taa t anheim, 
m it Vorbehalt der dem Rapporteur zugespro­
chenen Gebühr.
6. D ie Erlaubniße Wirthshäuser m it - 
oder.ohne S ch ild , oder Kaffehäuser zu errichten, 
können nur durchidenStaatsrath ertheilt werden.
^  96
Alle / welche seit dem ersten Jenner 
* 7 ) 8- Wirtshäuser m it oder ohne Schild , 
oder Kasse errichtet hciben, sollen ihren dies- 
fa lls erhalteneniTitelderZulassung demStaats- 
rathe vorweisen , um die Bekräftigung zu 
erhalten.
8. Der Staatsrath w ird diese Erlaubniß 
niemahls bewilligen, ohne darüber den Ge- 
meindrath angehört zu haben.
s- D ie Erlaubniß der W irths  , Schenk - 
und Kaffehäuser w ird nur auf eine bestimmte 
Zeit gegeben werden
io. I m  Fa ll eines M  isbrauchs, oder ei­
ner Zwiftigkeit zwischen dem Gemeinrath und 
dem Begehrenden wegen der Erlaubniß Wein 
Zu schenken, w ird der Staatsrath darüber 
entscheiden, laut dem 59-Art- der Constitution.
i l. Dieses Gesetz wiederruft nicht den 18. 
'ry. 22. und 21. A rt. des Gesetzes des Finanz - 
Systems, welches die W irthe, die Weinschenke, 
und Kaffewirthe der Patentegebühr unterwürf­
ig  macht.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 24 
M a y  isoz.
Folgen die Unterschriften-
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 




Ueber die polizey der Gasthöft, Wirthshäuser, 
Weinschenken, und Raffeehäuser.
Vom r-s. May i«°Z.
^ E r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlich'en
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung, daß es sowohl in Be­
ziehung auf die Gesundheit , als auf die den 
S itte n , und öffentlichen Ruhe nothwendig is t,  
über die Polizey des Verkaufes des W eins, und 
ariderer Getränke, einförmige Grundsätze auf­
zustellen.
I n  Erwägung, daß ein allgemeines, über 
diesen Gegenstand zu errichtendes Gesetz den 
Gemeindrathen noch mehr Ansehen verschaffen 
kann, und geschickt ist, ihren Eifer zur Wach­
samkeit , und zur Steuerung der Unjugen, 
die durch die Ausschweifungen in den W irth s ­
häusern , Gasthöfen, Weinschenken - und Kaffee­
häusern so häufig erzeugt werden, zu beseelen.
Verordnet:
i. Ein jeder W ein-Brandwein-Kaffee - 
und andrer Getränkverkäufer, der überführt 
wäre, daß M aaß , und die Getränke verfälscht
G
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zsshaben,follzu einer Buße von vierzig Fran­
ken fürs erste , und zum Doppel für das zwey­
te M a h l verfällt werden.
2. I m  Falle der Betrug des Maaßes 
den vierten Theil davon ausmacht, und die 
Verfälschung der Getränke den vierten Theil 
dessen Werthes ve trift; oder daß diese Verfäl­
schung durch verschiedene / der Gesundheit nach- 
theilige Ingredienzen, sollte gemacht werden, 
soll der Verbrecher diesfalls criminaliter behan­
delt werden.
z. Es ist einem jeden, derWein, oder geistige 
Getränke verkauft, verbothen, nach neun Uhr 
abends vom 2iteu Merzen bis zum 2Uen 
Herbstmonats, und vom 2iten Herbstmonat 
dis zum 2,ten Merzen nach acht Uhr abends 
. W e in , oder andere Getränke auszuschenken ; 
doch sind die Reisenden in  ihrem Absteigquar- 
t ie r , so wie die Auswärtigen an Marktägen, 
und Vorabenden derselben losgezählt.
4. D ie Gemeindräthe sind jedoch bevoll­
mächtiget die Stunde der Verschließung der 
O rte , wo Wein und andere Getränke ver­
kauft werden, den örtlichen Umständen, und 
dem allgemeinen Nutzen gemäß, vorzurücken, 
vder zurück zu setzen-
I n  der, durch daß Gesetz , oder den 
Gemeindrath bestimmten Stund, soll der W ein- 
und andere Getränkverkänfer seine Gäste mah­
nen , von dannen zu ziehen; versäümt er es 
zu thun, so soll er zu einer Buße von vier
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Franken das erste M a h l / und zu einer drey­
fach höheren bey jedem Rückfalle gestraft 
werden; weigern sich die Gäste, nach dem sie 
auf solche Weise gemahnt waren, sich davon 
zu begeben, so sollen sie eine Buße von sechs 
Franken zahlen.
6. Alle Wirthshäuser, Gasthöfe, Kaffee­
häuser und Weinschenke sollen an S o n n -  
und Feyertagen während des Gottesdienstes, 
ausgenommen für die Reisenden in ihrem Ao- 
steigsquartier, geschlossen seyn.
Alle diejenigen, die während dieser Zeit 
an gedachten Orten saufend, oder Wein aus­
schenkend sollten angetroffen werden, werden 
bey ihrem rechtmäßigen Obern angeklagt, lind 
sollen eine B u ß e , die ersteren von vier, die 
letzteren aber von acht Franken zahlen.
7. D ie Gastgeber, Wirthe, Kaffee, Wein -  
und andere Getränkausschenker, die wissent­
lich in ihrem Hause ausschweifende Handlun­
gen dulden, sollen das ersteMahl zu einer Buße 
von fünfzig Franken, das zweyte M a h l aber zu 
dem Doppel, und das dritte M a h l zu einen: 
fünfzehentägigen V e rh a ft, und zur immer­
währenden Beraubung des Rechtes , W ein 
und andere Getränke zu verkaufen, verurtyeilt 
werden.
8. Jene der erwähnten, und alle andere 
Partikularen, so ohne rechtmäßige Erlaubnis 
zu haben, zugeben sollten, daß bey ihnen ge-
' G  r 
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tanzt' w ird / sollen zu einer Buße von sechs- 
zehen Franken das erste M a h l, und für jeden 
Rückfall zum Doppel verurtheilt werden- D ie 
Tänzer/ und Musickanten aber sollen jedes­
mal vier Franken zahlen.
D ie Erlaubniß tanzen zu können/ soll 
von dem Herrn P farrer»/ und von dem 
Gemeinrath ertheilt werden; wenn aber diese 
hierüber einer verschiedenen Meinung wären / 
soll es an den Zehnen-Präsidenten überbracht 
werden.
9. D ie W irthe / Gastgeber / und Kaffee­
schenke/ die den Mündeten / Minderjährigen / 
und ander«/ denen die Besuchung der W irths ­
häuser von ihrem Vormunde/ Curator/ oder 
durch eine Sentenz sollte untersagt worden seyn, 
den Eingang in dieselben gestatten / sollen jedes­
mal eine Buße von vierzig Franken zahlen / 
wenn ste hierüber von der Gerechtigkeit/ oder 
auf Anhalten des Vormundes gewarnet wor­
den sind
10. I m  Falle einer Zänckerey in einem 
Gasthofe/ W irths-und Kaffeehause/oder Wein­
schenke , soll der W ir th  verpflichtet seyn, die 
Zanckenden / oder die sogar zur Thathandlung 
schreitenden Personen/ zum Frieden zu mah­
nen ; ist diese Ermahnung fruchtloß / so soll 
er es auf der Stelle dem Präsidenten / oder 
Viee-Präsidenten des Zehnens / oder dem 
Rathe des O rts  / oder den nächsten öffentlichen 
Beamten melden. Sollten sich auch M ilitä r-
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Personen in der Zänckerey vermengt befinden / 
so soll er einen aus ihrem O bern, Komman­
danten , Offizier, oder Unteroffizier davon be­
nachrichtigen , und in  Ermanglung dieser B e­
nachrichtigung soll er zu einer Buße von zwölf 
Franken verfällt werden.
11. Diejenigen, die auf die Ermahnung 
des W irthes , oder seiner Leute sich nicht so 
fort zur Ruhe begeben sollten, sollen außer 
der, auf das vorher verübte Verbrechen gesetz­
ten S tra f,  zu einer Buße von sechs Franken 
verfällt werden.
12. D ie durch gegenwärtiges Gesetz ver­
ordneten Bußen sollen von dem Zehnenge- 
richtshof ausgesprochen, und von dem Bericht­
steller eingezogen werden.
D ie von fünfund zwanzig Franken, und 
darunter, sollen den Gemeinden zukommen; 
diejenigen aber, l so diese Summe übersteigen, 
fallen dem Staate anheim I n  jedem Falle 
soll das dem Berichtsteller fü r den Einzug Zu­
gesprochene davon abgezogen werden
Gegeben im Landrath zu S itten den 24 
M a y  isciz.
Folgen die Unterschriften.
D er Staatsrath beschließt te. unterschrieben 




welches die Einfuhr fremder weine verbiethet.
>
Wom -4 . M ay r»oz.
Landrath der Republik.
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß die Weine ein P ro- 
Dnckt des Waltiserlandes sind, die von Seiten 
Der Regierung eine vorzügliche Aufmerksamkeit 
Verdienen, daß die Menge, so das Land her- 
V orbringt, zum Gebrauch seiner Bewohner 
hinreicht; und daß den, von den benachbarten 
Staaten gemachten Verbothen gemäß, seine 
Weine unerachtet ihrer übertreffenden Güte, 
rm Auslande nicht abgesetzt werden können.
I n  Erwägung, daß in dieser Lage die 
Einfuhr fremder Weine dem Rebbau W e rft 
uachtheilig wäre, und das Ausgehender P aa r- 
schal!, für ein Erzeugniß, so im Gegentheil einen 
Handelszweig zum Vortheile des Landes ab­
geben M e ,  veranlassen würde-
I n  Erwägung jedoch, daß es nöthig ist, 
Dafür zu sorgen, daß die Ausnahmen, die die 
-Ortsbeschaffenheit einiger Theile des Landes, 
Der Verkehr der guten Nachbarschaft, oder 
zufällige Umstände erheischen, gemacht werden.
io z  ^
Verordnet:
1. D ie Einfuhr fremder W eine, und 
Brandweins ist unter der S trafe der Con­
fiskation , und einer Buße / die fürs erste M a h l 
aus hundert Franken , und für einen jeden 
Rückfall aus dem Doppel derselben bestehen 
soll / verbothen.
2. D ie Confiskation, und die Bußen sol­
len nach Abzug des Antheils des Bericht­
stellers getheilt werden, und zwar so, daß ein 
Viertel davon dem Angeber / ein Viertel den 
Armen der O rte , wo die Confiskation w ird  
statt haben, und die Hälfte dem Staate an­
heim fallen.
z. S ind  davon ausgenommen die Eigen- 
thümmer der Weinberge im Ausland / die' 
den W ein/ so auf ihrem Grund und Boden 
gewachsen/ ungehindert einführen können.
4. Der Staatsrath ist bevollmächtiget, 
hievon m it Rücksicht auf Partikular - Bedürf­
nisse / und Gewohnheiten einiger Theile der 
Republik/ wie auch um des guten Verständnis­
ses / und Handels willen m it benachbarten 
Staaten/ die nöthigen ^ Ausnahmen zumachen.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 24. 
M ay  i 8°z.
Folgen die Unterschriften.
D er Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 




 ^ Ueber die polizey der Fremden.
 ^Bom  -4  M ay !8oz.
^ E r  Landrath der Republik
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths
I n  Erwägung, daß die Regierung, die 
darauf bedacht seyn soll, die friedlich gesinnten 
Fremdem, so im Falle sind, durch die Republik 
zu reisen, oder in derselben sich aufzuhalten , 
zu beschützen ; eben auch darauf machen soll, 
daß sich keine gefährlichen, oder verdächtigen 
Ind iv iduen in dieselben hineinschleichen.
I n  Erwägung, daß diese Aufsicht eine 
der Verbindlichkeiten ist, zu der sich die Republik 
durch die Conftitution, um den Reisenden, und 
demDurchzuge derWaaren aufihrem Gebiethe 
Sicherheit;» verschaffen, anheischig gemacht hat.
Verordnet:
1. Es soll kein Fremder in das Gebieth 
der Republik eingelassen werden - wenU er 
nicht m it einem giltigen, und m it den üblichen 
Feyerlichkeiten versehenen Paß ausgerüstet ist-
2. Ein jeder Fremder, der daß Gebieth 
der Republik betritt, sott der m it der Besieh-
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tigung der Pässe beauftragten Behörde des 
O rts  den seinigen ausweisen; wird dieser giltig 
befunden, so soll darauf das Datum des Ta­
ges, an welchem er das Gebieth der Republik 
betreten, der G renzort, durch welchen er 
eingekommen, und jener, wohim er sich zu 
begeben gesiunet is t, geschrieben werden; w ird 
der Paß aber für fehlerhaft befunden, so muß 
der Fremde wieder zurückkehren.
, z Ein jeder Fremder, der in demJnneren 
der Republik entweder ohne Paß, oder m it 
einem, auf den Grenzen nicht besichtigten, an­
getroffen werden sollte, soll so fort angehalten, 
und zum Präsidenten, oder Vieepräsidenten des 
Zehnens geführt werden, der ihn alsdann 
gerichtlich verhören, seine Schriften untersu­
chen, und nach der verschiedenen Beschaffenheit 
der Unregelmäßigkeit desselben entweder zurück­
weisen , oder in Verhaft kziehen so ll, um ihn 
durch den Gerichtshof des Großkastlans rich­
ten zu lassen. >
I m  Fa lle , die Reisenden eine hinreichend? 
Rechtfertigung verwenden, und verlangen s E  
ten , daß ihnen gestattet werde, ihres Weges 
weiter zu gehen, so kann ihr Begehren ihnen 
bewilliget werden, wenn lsie diesfals genügsame 
Bürgschaft leisten.
4. Alle Uw.kösten welche die Reisenden da­
durch, das sie sich uicht dieser Vorschrift gemäß 




s- Die Gastwirthe, und andere, die m it, 
oder ohne Schild Fremde beherbergen, find 
verpflichtet ein Register, in welches die Rei­
senden eingeschrieben werden sollen, zuführen.
Es soll dieses enthalten: den Namen, 
den Karakter, und das Vatterland der Rei­
senden ; den O r t , woher sie kommen, und jenen, 
wohin sie gehen. S ie  werden alle Morgen 
um acht Uhr aufs späteste dem Präsidenten 
des Rathes, und in dessen Abgang demjenigen 
Ortsrathsherrn, so dessen Stelle vertrittet, 
über die Reisenden, die sich bey ihnen die vorher­
gehende Nacht über aufgehalten haben, Rechen­
schaft ablegen.
D ie Gastgeber und W irth e , die die E r­
füllung dieser Pflicht außer Acht lassen sollten, 
sollen jedesmahl zu einer der Staatskasse an­
heim zu fallenden Buße von zwanzigBatzen ver­
fä llt werden, und verantwortlich seyn alles 
dessen, was sich aus ihrer Nachläßigkeit erge­
ben könnte.
6. Alle civilische Beamte haben das Recht 
die Reisenden ihren Paß ausweisen zu lassen, 
und jeder rechtmäßig aufgeforderte Reisende ist 
verpflichtet, ihn auszuweisen unter S tra f  in 
Verhaft gesetzt zu werden, und alle Prozeß - 
und andere Köften, so aus seiner Gefangenschaft 
entspringen werden, zu bezahlen.
7. Keine Zehnenbehörde kann einem Frem­
den , sowohl um m  dem Innern der Republik 
zu reisen, als sich in das Ausland zu begeben,
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einen Paß ausstellen, wenn er nicht einen gil^ 
tigen, und nach der Form seines Landes erfor­
derlichen Paß ausweiset, oder hinlänglich die 
Nothwendigkeit, daß ihm ein solcher verwilli- 
get werde, darthut- Dieser Paß soll alsdann 
Ausdrücklich den O r t  anzeigen, wohin er stch 
begeben w ill.
8- Es sollen zur Rachsetzung der Land­
streicher Polizeyhäscher aufgestellt werden, de­
ren Einrichtung dem Staatsrathe überlassen 
ist-
9. Das gegenwärtige Gesetz soll gedruckt, 
und öffentlich angeschlagen werden, damit stch 
Niemand des Vorwands der Unwissenheit be­
dienen könne.
Gegeben im Landrathe M  S itten den 24. 
M a y  i«oz.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 




Ueber die Appeüatioiis-rrt in kriminalischen , >!i- 
Huisitorisihen, und Lorrektionspolizey Händeln.
Dom -4. M ay lüoz
E r Landrath der Republik 
A u f den vorläüfigen, und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
. I n  Erwägung, daß es der Parthey, die 
sich von einem Urtheil , so ein Zehnengcricht 
getragen ha t, verletzt zu seyn glaubet, zuge­
sagt ist, an den obersten Gerichtshof in krim i- 
nalischen, inquisitorischen, und Correktionspo- 
lizeyhändeln zu appellieren; daß aber die Ap- 
pellationsweise nicht regelmäßig bestimmt, und 
der Appellierende nicht weiß, wem er seinen 
Appel anküuden solle. -
I n  Erwägung, dkß es wider die Wohl-- 
anstänvigkeit w äre , daß ein Gerichsthof alle­
mahl als Gegenparthey so zu sagen angegriffen 
würde, wo es um dergleichen appellation zu 
zu thun.wäre-
I n  Erwägung, daß in dergleichen Fällen 




l - Diejenigen, welche sich von einer Sen­
tenz der Zehnengerichte in Correktionskrimi- 
nalinguisilorischen Sachen beschwert befinden, 
werden ihr Appellationsmandatdem Bericht- 
abstatter des Gerichtshofes zusenden / so das 
U rthe il, von welchem appelliert w ird, getragen 
hat.
r .  Der Appellant w ird fünfzehen Tage 
vor der ersten darauf folgenden Sitzung des 
obersten Gerichtshofes seine Vertheidigungs­
schrift dein Berichtabstatter des Zehnengerichts 
mittheilen , welcher auf selbe schriftlich ant­
worten w ird , ohne verpachtet zu seyn, dem 
Appellant seiner H ifsm ittel Kenntniß zu geben. 
D er Berichtabstatter, und der Appellant 
werden ihre Schriften dem Berichtabstatter 
des obersten Gerichtshofes an dem Tag eingeben, 
der von dem Landrichter angesetzt seyn wird, und 
der oberste Gerichtshof w ird auf diese Schrif­
ten ohne weitere Schutzreden sprechen.
Der Appellant wird bey Ausnehmung 
des Avpellationsmandats verpflichtet seyn, bey 
dem Großkastlan eine hinlängliche Bürgschaft 
einzugeben-
Gegeben im Landrathe zu S itten den 24. 
M a y  iüOZ.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re- unterzeichnet 
und mit dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
^  H O  ^
Gesctz
welches verbiethet Vieh vom Auslande zum 
überwintern zu nehmen.
Dom M ay i8 sz .
^ ) b r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsversaßlichen
Vorschlag des Staatsraths.
W illens die Aufziehung oder den Handel 
des Viehes im Innern  zu begünstigen, und dem 
Einführen ungesunden Viehes in das Land vor­
zubeugen , wodurch Krankheiten darin gebracht 
werden könnten.
Verordnet:
1. Es ist einem jeden, wer es immer seyn 
m ag, verbothen Vieh aus dem Auslande zum 
überwintern zu nehmen.
2. Ein jeder, der Vieh vom Auslande 
zum überwintern ins Land führt, oder annimmt, 
soll für ein jedes Stück, so er wider das Ver­
both des gegenwärtigen Gesetzes wird einge­
führt haben, eine Büß vor: dreysig Franken 
zahlen, und soll überdieß für alles haften, 
was aus diesem Einbringen entstehen könnte.
z- Der D ritte l dieser Buße soll dem An­
geber , ein D ritte l derGemeinde, wo der Betrug
«V» m  ^
ist entdeckt worden / und ein D ritte l dem Staate 
anheim fallen.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 2 ;. 
M ay ' 8oz.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und mit dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz
ZuGünsten derjenigen, so sich gemäß des isten 
Artikels der Lonstitution als Gemeindcr wollen am 
nehmen lassen.
Dom May iSoz.
Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen und staatsversaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths-
Gemäß des § ü. des - 8. Artikels der 
Staatsverfassung, welcher sagt, daß das Ge­
setz eine leichte Weise, das Gemeindrecht zu 
Laufen, für diejenigen bestimmt, welche in 
W a llis  laut den, in helvetischer Republik da­
zumahl in K ra ft stehenden Gesetzen, Aktivbür­
ger w aren, und denen die Stäatsverfassung 
die Pflicht auflegt/ fich in irgend einer Gemein­
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de , wenn sie das Recht eines Bürgers von 
W a llis  genießen wollen, als Gemeinder auf­
nehmen zu lassen.
Willens , diesem Entschluß die Be­
schleunigung zu geben, um jene Einwohner, 
die es betrifft, zur Ruhe zu stellen, und ihnen 
die M itte l an die Hand zu geben, alsogleich 
in  die Ausübung des Rechtes der Aktivbürger 
eintreten zu können.
J n  Erwägung, daß die Gemeinden eine 
wahre Gesellschaft bilden, in welcher man, 
gemäß dem natürlichen Rechte, ohne das Be­
lieben der Mitgenossen nicht konnte zugelassen 
werden; und wenn das Gesetz die Gemeinden 
im  Namen des Interesse des Publikums ver­
pflichtet jene, die es denselben anweiset, in 
die Zahl ihrer Mitglieder sogar wider ihren 
W illen aufzunehmen, w ird es schon eine leichte 
Weise zu Günsten jener eingeführt haben das 
Gemeindrecht zu kaufen ; und daß die Gemein­
den beynebens nicht können gezwungen werden, 
ih r Gemeindrecht um einen geringeren Werth 
zu vergeben , als dieser natürlicher Weise 
gemäß ihren Gemeindgütern kann getragen 
werden.
J n  Erwägung, daß in dieser Republik 
der Kaufpreis des Gemeindrechtes so verschie­
den is t, daß ein jeder sich eines nach Verhält­
niß seines Vermögens anschaffen kann, sobald 
das Gesetz die Gemeind anstrenget, jenen, der 
sich anmeldet, m it Abtrag dessen, was Rechtens 
ist, aufzumhmen. J n
^  n ;  6 ^
I n  Erwägung beynebens, daß die Staats­
verfassung sich allein über die Erleichterung des 
Kaufes irgend einer Gemeinde geäußert, und 
nicht verstanden hat, das man nach Belie­
ben die Vortheilhafteste, oder jene seines W ohn­
sitzes um einen ihrem W erth geringern Preis 
kaufen könne.
I n  Erwägung, daß die neuen Bürger 
des Landes, wenn sie befugt seyn sollten, w ill-  
kührlich die eine, oder änderte Gemeind sie an­
zunehmen verpflichten zu können, günstiger be­
handelt würden, als die alten Landsleute; in ­
dem diesen nicht der nemlicbe Vortheil durch 
das Gesetz zugeeignet w ird ; und wenn sie in  
ihrem Wohnorte nicht Gemeinder sind, ihnen 
nicht mehr, als den Fremden, erlaubt ist, in selber 
zu stimmen.
I n  Erwägung, daß die Regierung nicht: 
nur allein sich angelegen seyn läßt, den in  
dem § des Artikels der Staatsverfas­
sung enthaltenen Verheiß gegen jene, so des­
selben der Gegenstand sind, ein Genügen zn 
leisten, sondern, das sie auch begierig ist, selbe 
irr der Ausübung ihres Rechtes der Aktivbür­
ger unverzüglich eingesetzt zu sehen, wenn sie 
die durch eben diesen Artikel ihnen vorgeschrie­
benen , und durch das.gegenwärtige Gesetz er­
leichterten Bedingniße erfüllen, damit der 
zwischen den Bürgern, welche in völligem Ge­
nuß ihres Rechtes sind, und jenen, denen es 
allein abgeht, dieses Bedingniß in Erfüllung '
H
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zu setzen, um dasselbe zu genießen, stehende 
Unterschied ohne Verschob aufgehebt werde, 
und zu diesem Ende hin der von dem Gesetz 
ertheilten W ohlta t ein Ziel zu bestimmen.
I n  Erwägung endlichen , daß das Gesetz 
Niemand wider die gesellschaftliche Polizey be­
günstigen kann.
Verordnet:
1. Jene, welche laut den am ersten Herbst­
monats - vor. in helvetischer Republik in K raft- 
stehenden Gesetzen in W a llis  Aktivbürger sind, 
die sich dem 18. Artikel der Staatsverfassung 
§ gemäß in irgend einer Gemeind der Re- 
Publik als Gemeinder wollen aufnehmen 
lassen, sollen auf ih r Anbegehren unter nach­
folgenden Bedingnissen angenommen werden.
2. S ie  werden durch authentischen Ackt 
beweisen, sie eines untadelhaften Wandels 
sind, und daß sie im Land ein freyes Eigen­
thum von zwey tausend Schweizer Franken 
besitzen.
z. S ie  sollen jedem auswärtigen B ü r­
gerrecht entsagen, und erweisen, ihrem ursprüng­
lichen Bürgerrechte auch auswärts entsagt zu 
haben. I m  Falle einer Contestation, spricht 
der S tatsrath darüber-
4- Wenn die absolute Mehrheit der Ge- 
meinder durch giltige Gründe sich der Aufnah­
me der.Anbegehrenden des Gemeindrechtes
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widersetzet, w ird er die Gemeind zu seiner 
Aufnahme nicht zwingen können.
I n :  Fa ll sich Schwierigkeiten erheben soll­
ten/ w ird der Staatsrath selbe erörtern.
5. Die umdasGemeindrechtsichBewerben- 
den werden gehalten seyn/ zu beweisen/ daß ein 
Wallesianischer B ü rg e r, der sich in dem nem- 
lichen Falle / wie sie/ befindet/ in ihrem Vater­
lande unter den nemlichen Bedingnissen würde 
zu dem Gemeindrecht zugelassen werden. >
5. S ie werden der Gemeindkasse ein Ka­
pita l entrichten / welches durch den allgemeinen 
Gemeindrath wird bestimmt werden; und wel­
ches in keinem Falle den Theil/ der einem jeden 
Gemeinder im Fa ll der Vertheilung der Ge- 
meindgüter zukommen wurde / übersteigen kann.
Die Gemeindgüter werden in ereignendem 
Falle durch die Gemeinden selbst auf einen mä­
ßigen Werth geschätzt werden, also zwar/ das 
die Weise des Einkaufes laut beobachteten Ver­
hältniß dem Anbegehrenden leicht sey; und 
im Fa ll dieser vorgäbe, baß die Gemeind nach 
diesem Grundsatz zuviel begehrt, w ird der 
Landrath auf den, ihm von dem Staatsrathe 
gemachten konstitutionellen Vortrug, darüber 
entscheiden.
7. Die W ohltat des gegenwärtigen Ge­
setzes beziehet sich nicht auf die B ü rger, die 




8. Der Genuß der W ohlta t dieses Gesetzes 
w ird sich nicht über Ja h r und Tag von seiner 
Bekanntmachung an erstrecken. Diejenigen, 
welche sich derselben in bemeldter Zeit nicht wer­
den benutzet haben, sind von selber ausgeschlos­
sen/ und können nicht mehr als M itglieder 
in  irgend einer Gemeinde angenommen werden, 
als m it beyseitigem Belieben; jedoch werden sie 
durch dieses Verfügniß nicht beraubet, in die 
Ausübung des Rechtes eines Aktivbürgers ein­
treten zu können, sobald sie diese Bedingniß 
werden erfüllet haben.
9- Durch gegenwärtiges Gesetz sind die 
Gemeinden des gänzlichen nicht gehindert, das 
Gemeindrecht m it Nachlaß des Ganzen, oder 
eines Theils des Preises vergeben zu können.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 25. 
M a y  iroz .
Folgen die Unterschriften!
D er Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 




welches die verschiede icn Gegenstände be­
stimmt , welche den Gemcindräthcn im Fach der 
Ortspolizey übertragen sind.
Dom rk . M ay i8oz»
^ ) E r  Landrath der Republik
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
Nöthig errachtend auf eine ausdrückliche 
A r t die Polizey - Gegenstände zu bestimmen, 
welche in die Amtsverrichtungen der Gemeind- 
rathe einschlagen/ damit man allem Zwist/der 
zwischen ihnen / und den Gerichtsbehörden über 
die Gerichtsbarkeit vorfallen kann/ vorbeuge.
Verordnet:
D as Besügniß der Gemeindräthe in dem, 
was die Ortspolizey angeht/ dehnt sich auf 
die hierunten bestimmten Gegenstände aus-
1. A u f die Sauberkeit der Gasse»/ und 
öffentlichen Plätze/ die Unterhaltung des Pfla­
sters / und der Brunnen.
2. A u f die Anlegung / und Unterhaltung 
der Dämme / jedoch unter der Aufsicht der 
Staatsvorgesetzten/ was jene betrift/ welche 
die Gränzen gegen benachbarte Staaten aus-
H ;
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machen, und in Ansehung jener, an welchett 
die Beschirmung, und Erhaltung der Brücken 
und Landstraßen liegt.
z. Die Arbeiten aller Gattung, welche ei­
ne Gemeindbeschwerde sind, jedoch unter der 
Aufsicht der Vorgesetzten des Staates für die 
öffentlichen Arbeiten, welche den Gemeinden 
durch Gesetze und allgemeine Verordnungen auf­
erlegt sind-
4. A u f die Sorge, zu verhindern, daß 
man auf die Feldgassen, und Straffen, in wel­
chen man den Eingang, und Durchgang schul­
dig ist, keinen E ingriff mache, und alle Ge­
fahren abzuwenden, welche aus den bau-und 
Hinfälligen Gebäuden erfolgen könnten.
5- Die Errichtung der Bürgerwachen, al­
lein bloß für die innere Sicherheit, und R u­
he der Gemeinden, und ohne die alten Gebräu­
che überschreiten zu können.
6- D ie Aufsicht auf die Fleischbäncke, Be- 
chereyen und auf die Lebensmittel
7. D ie Aufsicht auf das Gewicht, und 
M a a ß ,.  und die Angabe dem Gerichte der 
züchtigenden Polizey im Falle eines disfälligen 
Verbrechens
8. D ie Aufsicht auf die Künste, und 
Handwercker-
y. D ie Aufsicht auf die Spithäler in den- 
Gemeinden, welchen sie vermöge alter Gebräu­
che zugehörte.
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10. D ie Polizey der Gast-und W irtshäu­
ser , und Weinverkäufer , wie auch die der 
Jahr-und Wochenmärkte / die allgemeinen Ge« 
setze vorbehalten, welchen sie gehalten sind, sich 
zu gleichförmigen.
i  r. Die Polizey über die Täntze, Schau­
spiele, und Maskeraden.
- 12. D ie Polizey über die durchgehenden
Fremde in Gemäßheit der besonderen über diese 
Gegenstände getragenen Gesetze.
13. D ie Aufnahme der Fremden, die die 
Jnnwohnungserlaubniß erhalten wollen, je­
doch m it dem Beding, daß die Räthe nur jene 
zulassen werden, welche m it giltigen schriftli­
chen Aufführungszeugnissen, und m it gesetzli­
chen Urkunden ihres Heurathstandes, jene an­
betreffend , versehen sind, die sich als verheu- 
rathet ausgeben, und daß sie überhaupt keine 
verdächtige Personen zulassen werden, wovon 
sie persönlich verantwortlich bleiben-
14. D ie Ernamsung der Feldwachen, und 
Förster für die Erhaltung des Eigenthumes- ,
i D i e  wider die Feüersbrünste zu tref­
fenden Vorkehrungen.
16: I m  Falle einer ansteckenden Vieh­
krankheit sollen die Gemeindräthe sogleich alle 
Maasregeln ergreifen, welche nöthig sind, um 
das weitere Umsichgreifen der Seuche zu ver­
hindern ; und sollen ohne Zögerung dem Zeh­
nen Präsidenten davon Bericht und Rechen­
schaft gehen.
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D ie Gemeiudräthe sind in diesem Falle 
verbunden sich genau dem 47ten Artickel der 
letzten Abscheidsrevifionen zu gleichzuförmigen.
'7  D ie Maaßregeln, welche wider die 
Wüthigen, und wider die gefährlichen Thiere 
zu nehmen sind-
18. D ie Logementer der Kriegslente.
19. D ie Vollziehung der Gesetze über B ett­
ler und Landläufer.
26>. D ie Ausstellung der Lebensscheine.
21. D ie durch gegenwärtiges Gesetz ver­
zeichneten Zukommnisse sind allen Ausnahmen, 
und Einschränkungen unterworfen, welche 
Durch die allgemeinen Gesetze eingeführt sind, 
oder durch nachkommende Gesetze möchten ein­
geführt werden, r
22. Alle im gegenwärtigen Gesetze nicht 
vorgesehenen Fälle sollen laut den alten gebräu- 
chen der Gemeinden gerichtet werden.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 26. 
M a y  lsoz.
5 Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterzeichnet 
und mit dem Siegel versehen rc.
Fdlgen die Unterschriften.
r r r
G e s e t z
welches den Ausverkauf des Futters, Stro­
hes , und Düngers verbiethet.
A u f den vorläüßgen, und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß der Gebrauch des 
Futters, S trohes, und Düngers (--.r. Mistes) 
auf dem Boden im Innern  der Republik in ei­
nem Lande, dessen hauptsächlicher Reichthum 
in der Viehzucht, und Feldbau besteht, von 
einem zu kostbaren Vortheile ist, als daß man 
deren Ausverkauf ohne Nachtheil gestatten 
könnte
I n  Erwägung, daß das Verboth des Aus­
verkaufes dieser Landeserzeugnisse blos eine ge­
rechte Wiedervergeltung in Rücksicht der uns­
rer Republik benachbarten Länder, und blos 
eine Erneuerung der Gesetze ist, welche dies- 
falls in einem Theil der Republik vorhanden 
sind.
Verordnet:
Es ist verbothen das Futter, das S tro h , 
und den Dünger, O.r. M is t)  von was immer 
einem Theil des Bodens -er Republik aus dem
Landrath der Republik
^  I2L ^
Land zu führen, und zu verkaufen, bey zwey 
und dreyfig Franken B ü ß , wovon der D r it ­
tel dem Angeber zukömmt.
Gegeben im Landrathe zu S itten den r?. 
M a y  l8 ° r.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re- unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
Geset z
Ueber die Anwerbung für das in Spanischen 
Diensten stehende Regiment.
Bom -7  M ay lSoz.
^ E r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths
I n  Erwägung, daß das in Spanischen 
Diensten stehende Regiment von Courten m it 
Einwilligung und Genehmhaltung der Repu­
blik ist errichtet worden , welcher es jährlich 
eine Vergeltung entrichtet.
I n  Erwägung, daß es der Gerechtigkeit 
angemessen ist, unredlich Handelnde, die nach 
dem ste fich haben anwerben lassen und beträcht­
liche Unkosten verursacht haben, fich weigern- 
zum Regimente zu gehen, zu einer Entschädi-
^  i 2 )
gung zu verhalten, und daß diese uach Ver­
hältniß der D auer, und der Größe der Un> 
kosten mäßig angeschlagen werden soll,
I n  Erwägung andererseits, daß wenn es 
der Gerechtigkeit gemäß ist, die Anwerbung zu 
unterstützen, es gleichfalls auch nothwendig ist 
den Ränken und der Betrügerey, deren sich die 
Werber in den Werbungen nicht selten bedie­
nen , zu steuern. Und in Anschau des Resul­
tats des Landraths von 1796, betreffend die 
Loskaufung derer,, die sich von freyen Stücken 
und ungezwungen haben anwerben lassen.
Verordnet:
Ein jeder, so für das in Spanischen 
Diensten stehende Regiment anw irbt, ist ver­
pflichtet, die Angeworbenen inner einem Zeit­
raum von 24 Stunden, vom Zeitpunkte ihrer 
Anwerbung angerechnet, dem Präsidenten, 
oder Viee-Präsidenten des Zehnen, wo sie an­
geworben worden sind, vorzustellen.
2. Der Präsident, oder Vice-Präsidentsoll 
von dem Angeworbenen in Abwesenheit des 
Werbers das Geständniß begehren, ob er von 
freyen Stücken Dienst angenommen, und wirk­
lich gesinnet sey zum Regiment abzugehen.
3. Wenn der Angeworbenesich ausdrück­
lich erklärt, daß er zwar Dienst angenommen, 
allein nicht gesinnet sey zum Regiment abzu­
gehen, so soll er für seinen W iederruf sechs- 
zehen Schweitzer Franken zahlen.
^  IS4
- 4- Wenn er zu erkennen giebt, baß er sich
zum Regimente begeben wolle, so soll diesfalls 
Dem Werber eine Bescheinigung ausgestellt wer­
den , sollte er aber nach dieser gemachten E r­
klärung sich weigern zum Regimente zu gehen, 
so soll er für seinen Wiederruf zwey und drey- 
sig Franken entrichten.
5- E rlä rt sich der Geworbene, daß er nicht 
freywillig Dienst genommen, so soll der Zeh- 
rienpräsident die Sache summarisch untersu­
chen, und wenn erhellen würde, daß der An­
werber List, oderNäncke gebraucht, so sott er 
vor den Zehnengerichtshof gezogen werden, 
welcher nach Beschaffenheit des Falles wider 
den Schuldigen eine Buße von zwanzig bis 
sechzig Franken aussprechen w ird , nebst der 
Vergütung aller Kosten und Nichtigkeit der 
Anwerbung.
6. Keine Werbung soll für gültig angese­
hen werden.
Wenn der Werber nicht m it einem, vom 
Regimente gehörig unterzeichneten, und von 
dem Departement der Kriegsverwaltung der 
Republik widimierten Patente versehen ist. -
s. Wenn der Angeworbene nicht, dem ersten 
Artickel gemäß, ist vorgestellet worden.
6- Wenn er nicht 16 Ja h r alt ist-
v .  Wenn die Anwerbung (Ln^em sn^m cht 
durch einen Schreiber oder durch einen e ivili- 
schen Beamten geschrieben und unterzeichnet ist.
7. Die
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7. D ie Angeworbenen, die nicht zwanzig 
Jah r erfüllt haben, können von ihren Ael- 
tcrn , oder Vormündern zurückgefordert wer­
den, wie auch die verheuratheten Männer von 
ihren Gattinnen, oder Kindern, und sollen ver­
mittelst acht Franken davon freygesprochen wer­
den , wenn sie nicht länger als vier Tage auf 
Kosten der Werber gewesen sind- S ind  sie aber 
über vier Tage auf ihren Kosten geblieben, so 
sollen sie für ihre Befreyung nebst Rückerstat­
tung des, auf die Anwerbung hin erhaltene» 
Geldes, zwey und dreysig Franken zahlen.
8. Es ist den Werbern unter der S tra fe 
Don zwey hundert Franken verbothen, S tu ­
denten anzuwerben , 'welche Strafe dem Staa­
te zufällt. Diese sollen unentgeltlich ohne Rück­
sicht auf die verursachten Kosten und Rückstat- 
tung des darauf empfangenen Geldes freyge­
lassen werden.
9. D ie Werber sind unter einer Buße von 
acht Franken, und unter der Nichtigkeit der 
Anwerbung verbunden dem Präsidenten der 
Gemeinde, wo sie geworben haben, eine ächte 
Copie des Vertrags aller Geworbenen zuzustel­
len , diese in acht Franken bestehende Buße soll 
sich für einen jeden Angeworbenen erstrecken, 
den sie ohne diese formalität erfüllt zu haben, 
weggeführt hätten.
Gedachte Werbungsverträge sollen von 
den Gemeindpräfidmten dem Staatsrathe zu­
geschickt
1 2 6
geschickt werden, um in das Protokoll des 
Kriegsdepartements eingerückt zu werden
Gegeben im Landrathe zu S itten den 27. 
M ay 180z.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsr.ath beschließt rc. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz.
Durch welches alles Fuhrwerk für Waaren, 
und aller? and Zeug an Sonn-und Fesitägen ver­
bothen wird.
Dom -7 . M ay iro z .
^ E r  Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und constitutivnsmäßigen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, das la llt des ersten M i ­
ttels der Staatsverfassung die öffentliche H al­
tung der Sonn-und Festtäge eine Pflicht der 
Regierung gegen die Religion des Staats ist.
I n  Erwägung, daß das Verboth des 
Fahrens, und Führens der W aaren, und al­
lerhand Zeugs schon vermög der Gesetze be­
stand , welche vor dem ersten Jenner 1792 vor­
handen waren, und die durch den ?4ten M i ­
ttel der Staatsverfassung wieder in K raft ge­
setzt worden sind. D a er aber nicht destoweni-
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aer die Pflichtm der Religion m it dem, wozu 
sich die Republik verbunden h a t , verträglich 
machen w ill
Verordnet:
1. Das Führen, und Fahren, der W aa­
ren , und allerhand Zeugs an Sonn-und Fest­
tagen, sey es auf Wägen, oder auf Lastthie- 
ren ( oder m it sogenantem S äum en) ist wie 
fürs Vergangene unter zwey und dreysig Fran­
ken Buße für jedesmal, verbothen. Welche 
Buße der Ortskirche zukömmt.
2. Die Festtäge, welche in gegenwärtigem 
Verboth begriffen sind, sind folgende: Nem- 
lich : die Beschneidung Christi, die heiligen drey 
Könige, Lichtmeß, S t  Joseph, M a riä  Ver­
kündigung ,der Ostermontag, die Auffahrt, der 
Pfingstmontag, der Fronleichnamstag, S t-Jo - 
hann der Täufer, S t .  Peter und P a u l, M a riä  
H immelfahrt, S t. Theodul, M a ria  Geburt, 
S t- M o r itz , Allerheiligen, S t-  Catharina, 
M ariä  Empfängniß, .der Weynachttag, und 
S t- Stephan.
z D ie OrtSbehörden, welche wissentlich 
vernachlässigen würden, gegenwärtiges Gesetz 
beobachten zu machen, fallen in die nemliche 
Buße, wie die Fuhrleute, welche es übertreten.
4. Von diesem Verboth ist ausgenommen 
die Fuhr der KricqSgcräthe, LebenSmittel und 
Feldspithäler, und anderer zum Kriegsdienst 
gehörenden Sachen, und jener, die Kraft der
Trac-
12.3
Traktate gefordert werden, welche die Repu- 
L lik geschlossen hat.
5. Gegenwärtiges Gesetz soll gedruckt, be- 
kanntgenmcht, und angeschlagen werden, da­
m it Niemand zu seiner Entschuldigung sich der 
Unwissenheit bedienen könne-
Gegeben im Landrathe zu S itten den 27. 
M a y  i 8°z.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und mit dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz
I n  bctref der Zollhäuser, des Zollens, des 
Transits, und Lrucke.irechte.
Dom -8. May lSoz.
Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß die Z o ll, und B ru - 
ckenrechte, was für Gattung sie immer seyn 
mögen, von einem sehr grossen Nutzen für den 
S taa t sind, sey es durch den E influß, den sie 
auf die Handelschaft haben, sey es durch die 
M itte l, die sie zur Unterhaltung der Brücken,
und
^  I S 9  ^
und Landstrassen darbiethen, und daß aus die­
sem zweyfachen Verhältniß die Einnahme da­
von m it der größten Achtsamkeit soll bezogen? 
werden.
I n  Erwägung, daß es nothwendig ist, 
alle jene Rechte dieser Gattung zu kennen, 
welche kraft der alten Gesetze bestehen, damit 
man keinen Zweifel, selbe zu entrichten, habm 
könne- ,
Verordnet:
1. Alle jene Rechte der Zollhäuser, Zol- 
lens , Transits, Brücken, und andere derglei­
chen , unter was immer für einer Benamsung, 
so wie sie in dem Zeitpunkt der Ausrufung der 
Unabhängigkeit unsrer Republik existierten, 
sind beybehalten, und bestätiget, so wie sie 
durch den Abscheid des Landraths im Christ- 
monat 1788 und >792, sind festgesetzt worden, 
gleichförmig dem Verzeichniß, welches dem ge­
genwärtigen Gesetze hier beygelegt ist.
2. D ie Z o ll, und Bruckenrechte, welche 
sinn Nutzen der Gemeinden, oder der P a rti- 
eularen im Zeitpunkt vom ersten Jenner »798 
sind bezogen worden, sollen ferners ihnen zu- 
gehören.
3. Diejenigen, welche vor dem ersten Jen- 
ner 1798 zur Unterhaltung was immer einer 
Brucken verbunden waren, sotten in dieser Ver­
bindlichkeit fortfahren.
^ 4  izo
4. Von dem 4ten und zten Artickel ist der 
Zollen von Ridda, und B a tia , und die Unter­
haltung dieser Brucken ausgenommen , so den­
jenigen zur Last gefallen, die diese Rechte ge­
nossen haben-
5. Der S taatsrath ist bevollmächtiget die 
Zollen, Transits und Bruckenrechte, und ande­
re dergleichen, auf ein Ja h r lang in jedem 
O r t , wo deren sind, zu verpachten.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 28 
M a y  -8 -^.
Folgen die Unterschriften.
D er Staatsrath beschließt re. unterschrieben, 
und versieglet, rc.
Folgen die Unterschriften.
. Verordnungen und Tarife.
Belangend die Gebühren des Transits, gro­
ßen, und kleinen Zollen, Sauftonduit, Hallage, 
und Brückenzolles, welche durch die Verfügungen 
des Gesetzes vom asten M ay 180; erneuert wor­
den sind.
V o n  der T r a n s i t s g e b ü h r .
Erstens. M an  ist den Transit schuldig für
alle W aaren, und'Lebensrnittel, für alle Thie­
re , für alles Vieh, welche von dem Ausland 
kommen, durch das Gebieth der Republik zie-
IZ I
hen, und aus demselben wieder ins Ausland 
gehen.
2tens. Diese Gebühr w ird nur einmal be­
zahlt, das ist, beym Eingang oder Ausgang, 
laut wie es von der Regierung bestimmt ist.
ztens- D ie Fremden, welche Schafe au­
ßer Lands im Frühjahr kaufen, selbe wäh­
rend des Sommers im Lande halten, und 
nachher selbe wieder aus dem Lande führen, 
sind gehalten davon die Transitsgebühr zu 
entrichten.
4tens- S ind  ebenfalls gehalten den Tran­
sit zu bezahlen, die Landsleute, welche, da sie 
fremde Schafe gekauft haben, selbe bloß acht, 
oder zehen Tage behalten, und nachgehnds wie­
der außer Lands verkaufen.
stens. D ie Transitsgebühr wird laut hier- 
unten folgendem Tarife bezogen werden.
I  «
T r a n s i t s - T a r i f .
Verzeichniß der Transitsartickel.





Zu S em -i 
Zu Brig,Ibranscher,f Au S t .
und in 
Baaden.




Ein jedes P ferd , oder großes M aulth ier ohne S a tte l, u.Bast 
Ein jedes Fü llen , oder kleine M aulth ier . . . .
D ie Kühe, oder Rinder, welche »hr Wachsthum erreicht haben
D ie  jährigen Kälber, das S tü c k .........................-  .
D ie  Schaafe, Hämmel, Iiegenböck, Ziegen, und Schweine 
D ie  gemeinen W aaren, .  » « -  der Zentner.
D ie  groben, und schweren W aaren, als Getreyd, Riß, 
Schumacherhartz, Eisen ,G laß , Citronen, Pome­
ranzen, Wetzsteine, und andere dergleichen, der Zentne^ 
D ie feinen und kostbaren W aaren, als feine Vergoldung, 
rohe und verarbeitete Seidenwaaren, Mousselinen , 
S am m et, Sackuhren, und andere S ilberwerck, 
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' v o n  dem g r o ß e n  Zöllen:
6. D er große Zoll wird zu B rig  , Sem - 
brancher, S t .  Moritz / und bey der Porte du 
S a ix / oder bey anderen Zollhäusern des Zeh­
nen Monthey, von allen Waaren / und Le­
bensmitteln im Vorbeygehen bey diesen H äu­
sern sowohl im hinauf / als im hinunter ge­
hen / bezogen/ sey es/ daß die Waaren vom 
Innern  des Landes kommewum in demAuslan- 
de verkauft zu werden ; oder daß sie vom Aus- 
lande kommen / um in dem Lande zu verblei­
ben / oder auch blos nur durchgehen / und die 
Transitsgebühr bezahlen / jedoch mit Vorbe­
halt -er Ausnahmen/ welche in den allgemei­
nen Verfügungen eingerückt sind.
7 .  D er große Zoll wird gemäß des hier­
unter; folgenden Tarifes bezogen werden.
T a r i f  des großen Zolles.












B kr. B kr. B  kr-sB kr.
Gemeine nnd feine Waaren / der Zentner. i 3 2 2 2
Schwere, und weniger kostbare W aaren, als
Getreyd, R iß / Schumacherhartz., Eisen/
! Glaß/Citronen/Pomerantzen/ Wetzsteine/ ,
und dergleichen Waaren / der Zentner- 3 3 2 I 2 i 2
Ferner / in der vorgehenden Klasse / der Käß / > I
die Schnecken - - -  - der Zentner- 2 3 2 I 2 i IFerner in gesagter Klasse / der Wein / und
B rantw ein / -  - - - der Zentner. 3 3 2 I 2
^ 4  iz ;
von  dem kleinen allgemeinen Zollen;
8. D er kleine allgemeine Zoll ist eine Ge­
bühr, die von allen Personen, Thieren, von 
allem V ieh , von allen W aaren, und Lebens­
mitteln in dem F a ll entrichtet! werden m uß, 
wo sie an selbe bey ihrem Durchgehen in ge­
wissen Orten lder Republik über die Gebühr 
des Transits und des großen Zolles gehalten 
sind. D ie  O rte , wo dieser kleine Zoll bezogen 









W aldilliers, odev 
Champery.
Beym Schifvon M a i>  
songer, Collombey, 
Jllarsa.
D ie  Porte du Saix.
Diese Gebühr wird laut hierunten fol­
gendem T a r if  bezogen
T a r i f  des a l lgemeinen k le inen Zolles.
























Ein - Aus-, 
qan gigang
B kr, B kr, B kr, B kr, B kr B kr B kr B kr
Aller Personen zu Fuß - - - - ° » .  
Aller Personen zu Pferd .  .  .  .  °
Aller Gattung Waaren, .  .  - der JentNe». 










Z. LO SDreyjährige Maulthier, - - .  . - dito Z. - e s 3> »se z. z. s s s r. SS» 2O - - - 3Zwcyiährige Maulthier. und Füllen, .  - - dito 2 . - - - r. - - - » - - 2. - - 2. - - - 2. s e s LO - - - RDie jährige .  .  « »  . dito r. 2. s « s 2. - s - r. » es 2» . . . 2. ^ se 5 - - LSäugende Maulthier .  .  - e dito - - - 2. e»s 2. s ss r. -SS 2. . . . 2. s s s 2 2Kühe ,  und Rinder,  welche ihr Wachsthum 
gemacht haben, ° - dito e s s 2 . -  - 2. c s - 2. - - - 2. 2. 5 - - 2Achsen *  .  - B  .  . dito r . - - 2. »es r. «s s r . s ss 2. SS. 2. s s e l 1 0 es s 2Kälber,  -  .  .  .  s  . dito i . - s - r . see sse i . »s» I . - - - r. ---! 2 2 IZiegen, und Iiegenböcke, dito - - - r . 2. 2^ --- 2. 2. 2« I - - - 3 -SS 2Schaafe, und Hämmel, ^ ° dito - - 2. es s 2. -- 2. - - - 2. r-.k- - - 3 2Lämmer, » . . . . dito - - - 2. es» 2. 2. - - - 2. »es 2.1 - - - 's- - - - 2Schweine, . . . . . dito 2. - - - 2. --- --- 2. - e s 2 2 ee s 2
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Von den kleinen Ortszollen?
y. Nebst dem kleinen allgemeinen Zoll sind 
bey Obergestellenbey der Gem my, bey S t .  
Petersbourg, Sembranscher, S t-M o ritz ,u n d  
M onthey, Oortszollen zu bezahlen, welches» 
wie auch die Gebühr des Uebergangs bey den 
Schiffen von Massonger, J llarsa, und Col- 
lombey fortfahren werden, laut ihren eigenen 
Tarifen und Gebräuchen bezogen zu werden.
von der Gebühr drs Zolles, Saufconduit genannt.
io . D ie Gebühr des Zolles, Saufconduit 
genannt, ist von allen fremden Waaren zu ent­
richten , welche durch den Zehnen Monthey , 
oder bey der Brucke von S t- Moritzen hinein 
kommen, um im Laude verkauft zu werden 
und die fremden Kaufleuten zugehören, welche 
nicht im Laude gebohren, oder wohnhaft sind.' , 
S ie  soll nebst dem großen, und dem kleinen 
Zollen entrichtet werden.
Diese Gebühr soll gemäß des hierunten 
folgenden Tarifs bezogen werden.
I  5
T a r i f  des Z o l l e s ,  G a u f c o n d u i t  genannt.
Für die Saifen , und den Klee, wird man zahlen, . durch Zentner 
Für O e l, Haßelnussen, und anderes Konfeckt, H a n f, und B ley -  - 
Ferner, gemeines wollenes Tuch, und Leinwänden - - - - - - -
 für Ta ffe t, und Seidenwaaren -  - -  -  -  -
—  —  für Mousseline, -  -  -  -  - -  -  -
—  —  für Silberwerk, - - - - - - -  -
 für Unschlitt, H äüthe, kurze W aaren, Honig, Hüte,
Risten, Schießpulver, Z inn, W ollen, -  -  -  -
 fürBrantwein, köstliche gebranteWässer,(Liqueurs)gearbeitetesLeder
 für Terbentin, Gallöpfel, Potasche, -  - -  -  ,
 für gezwirnte S e ide , -  - - - -  - -  -
 für Spitzen, . - - -  - - - - -
















Von der Gebühr des Lruck.nzoNcs.
11. D ie Gebührendes Brückenzolles sind 
alle Personen, W aaren, «nd Thiere schuldig, 
welche über die Brücken gehen, wo diese Ge­
bühren aufgestellt sind, und zwar ohne einige 
Ausnahm,noch Unterschied der Personen, Frem­
den , oder Leute vom Lande > doch den hierun- 
ten folgenden, und jene Vorbehalte ausge­
nommen, welche in den allgemeinen Verfügun­
gen eingerückt sind.
M a n  soll keine andere fodern, als jene, 
welche für die Orte und durch die hiernnten 
folgende Tarife angedeutet werden.
12. Es werden alle jene Ausnahmen bey­
behalten, welche kraft vorheriger Verträge, 
oder Tracktaten, statthaben, und durch das 
Gegenrecht begleitet sind.
V - kr. B .'k r. B . kr. B . kr. V kr B . kr. V . kr. B . kr.
Für eine Person zu Fuß , . .  . . . . . . » . . . . . . . ! - » - - - »SS i .
Für eine Kutsche/M it einem Pferd bespannt . . . .. - s , - - - - - - I .
Für eine Kutsche,  m it zwey Pferden bcspant . . . .. . . . . . . sss - - - - - - - s - «e» ss» ^ - s r.
einen Wagen m it i .  Pferd besp. gelad. od. nicht . . .. .. . . .. -SS - - - - - -SS sss ss s I ?
tinenWagen m it 2.Pferden besp.gelad. od. nicht
eine Wagen nutz.Pferden besp. gelad. sd. nicht
«in Wagen m it 4.Pfereden besp. gelad. od. nicht r . » .
Wage m it i .  Pferd besp. v. einer lad. v . ;  bis 7 I - 1. 2. r . 2 » l 2 . r . -  - 1 . 2.
Wage m it r.Pferd-besp.v. e ine rlad .v .n  bisigZ- 2. 2. 3 . . . 3» g sss r. -s s Z .
Wage m it z.Pferde besp.v.ciner lad.v.i7biS 20Z. 3 - 3 . ! 4 ' 2. 4. 2 . 4 r . 3 . Sss 4 . 2.
Wage m it ».Pferde besp.v. einer lad .v .rob is r;Z . 5. .. 6. »» 6. 6 sss 4 . sss 6.
DieLadung od.derSoum einesPferdes od. M au lt. . . . . ! . . 2. r. 1 sss - - - 2. --- 3'
D ie HM« Ladung/ oder der halbe Saum . . . - I . 2 . - - - 2. --- - s - --- r .
Die Ladung, oder der Saum eines kleine» Esels 2»
dito «  - - eines Manns - r.
dito durch, Lagel. )  -  -  .  - - . . - - - - - - - - - - 3»
Das Leder,  oder die H authe ,  die Ballen, -  » 
Die Manslad v.Lüchcr, Wollen, u. and. d. g. S . 
von G laß, und Erdgeschirr, und d-rr - l .




Silberwerck, Galonen, feine u. koftbahrenWaar. 
DaS große Hornvieh. -  °  - .. L. 2. .. 2 . 2. --- i . »SS
2.
2.
D ie Pferde , M aulth ier / und Füllen. - .  ° 2. .. .. 2.1 2 . --- i . -SS 2. SS» --- --- i .
D ie Esel. » »» 2. .. 2.! ' 2 . --- r. SS» 2. --- »SS --- 1.
D ie  Schaafe, H äm m el, und Lämmer - , I . I . .. i . ! i« is . SSS I . »k» --- --- 1)2
Die Ziegen, Aiegenböcke, und Schweine. . I . I . r. es- I . SS. I -.-I 1)2
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Von der Hallage Gebühr. '
r z. A lle , und jede Waaren ohne Ausnahnff 
welche von dem Auslande kommen, sey es im 
Falle des blossen Durchgangs sind an die Hal- 
lagegebühr laut des T a rifs , und des Rechts- , 
einer jeden Souste, (Kaufhaus) auf allen P l ä t ^  
zen, gehalten, wo selbe aufgestellt ist. ^ "
14. D ie Hallagegebühr von Leuck, und 
von Visp ist in der des Brückenzolles einbe­
griffen. Die von S t  Moritz ist im großen Zo ll 
einbegriffen.
rs- I m  F a ll, wo die Waaren über zween 
M onat lang in dem Kaufhaus (Souste) blei­
ben , ist man von selben eine neue Hallagege­
bühr zu bezahlen schuldig, und so weiters fü r 
jeden monatigen Aufenthalt.
16. Wenn W aaren, oder Effeckte, wel­
che in die Souste verlegt worden sind, dort 
über Jahre, und sechs Wochen verbleiben, ohne 
das jemand sie abfordere, und sie in der Ge­
meinde, in dem: Souste sie verlegt worden sind, 
wie auch in den benachbahrten Hauptorten aus­
gerufen worden sind, ohne daß der Eigmthü-
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mer, oder sein Sachverwalter sich gestellt habe, 
werden diese Waaren verfallen seyn, von de­
ren zween D ritte l der S taa t vergiebt, und 
der andere D ritte l der Souste,und demWaa- 
renförderer des O rts , wo sie sich befinden , 
gehören.
17. Alle jene, welche die Hallagegebühr 
schuldig sind, und die vorüber fahren, ohne sie 
zu bezahlen, oder weigern sie zu entrichten, 
sind zu einer Büß verfä llt, welche fü r das er- 
stemahl von vier Schweitzerfranken, und von 
acht Franken für jeden Rückfall seyn wird.
18. D ie Sousten, und'andere Gebäude, 
welche zur Niederlag bestimmt sind, werden 
gehörigermaßen durch den Ertrag der Hallage- 
gebühren erhalten werden, indem diese Gebüh­
ren bloß zu diesem Behuf bezogen werden.
Und die Förderer der Sousten sind ver­
antwortlich für W aaren, welche in ihre S ou­
sten verlegt werden. D ie unerwartete, und 
unvorgesehene Fälle sind jedoch ausgenommen.
T a r i f  der  H a l  l a g e Z e b ü h r.
L n tr--  , M arrj- S t .
B rig . S itten mont. I nacht. Moritze
8 . kr. -8. kr. D . kr. 8 . kr. 8 . kr.
Für einen Wagen m it einem Pferd bespant, und in  der
Souste abgeladen von ;  bis 7 Zentner, .  .  - - I 2 i 2 i 2 I 2
M it  zwey Pferden bespant, von n  bis 14 Zentner ° - ? - — ' ei ei —
M it  drey Pferden bespant, von 17 bis -0  Zentner 4 - 4
§
2 4 2 .4 2 4 2
M it  vier Pferden von -0  bis Zentner - « - O
Durch jeden Saum  > in der Sousten abgeladen -  - - '
Durch halben Saum '  - - -  - - - r
Durch einen m it i .  Pferd bespanten Wagen »
welcher nicht abgeladen wird -  « - Z — Z ---- ? — Z
M it  zwey Pferden bespant, und nicht abgeladen - .  . - 1 2 2 I 2 2
M it  drey Pferden bespant, und nicht abgeladen - - - - — 2 1 2 i 2 I 2 I
M it  vier Pferden bespant, und nicht abgeladen - - - — — Z — ii Z
Durch Saum - - -- -- »' « -> - — 2 2 2 — ' 2
Durch halben Saum  - -  - - - « ' * i i 1 I
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Allgemeine Verftigungen. '
ry. Die Gewichte/ welchem gegenwärti- 
gen Verordnungen/ und Tarifen verzeichnet 
sind/ werden von der Ridnerbrucken einbe­
griffen herab/ zu 18. Unzen das Pfund/ und 
von der Ridnerbrucken herauf zu 16. Unzen 
gerechnet
2 0 . D ie Einnehmer des Transits und des 
großen Zolles/ werden die Waaren zu S t.  
Moritz / Sembranscher/ und B r ig  machen ab­
laden und wägen.
21. Von dem großen/ und kleinen allge­
meinen Zo ll sind frey die Waaren, und Thiere, 
welche die freyen Landsleute/ und jene/ wel­
che in dem Lande wohnhaft sind / in dasselbe 
fü r ihren eigenen Gebrauch / oder den ihrer 
Familie/ oder Diensischaft einführen.
22. Von dem Brückengelds und Zollen 
auf den Personen / sind frey, die freym Lands­
leute, und im Land Angesessene, für ihre Per­
sonen, Pferde, und Wägen, wenn sie nichts 
fü r Rechnung anderer führen-
2z. Von dem großen, und kleinen Zoll 
sind frey die Landeserzeugnisse, und Dinge 
eigener Verfertigung, wenn nur ihre Herkunft 
genugsam bewiesen ist: W ie auch alles V ieh, 
welches in das Land zum Dienst der Fleifch- 
bäncken desselben eingeführt wird.
24. Von der Transits, großen, und klei­
nen allgemeinen Zollesgebühr sind fre y , die
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Pferde mrd Mautthiere m it Satte l und Bast, 
und die beritten werden,weilen diese als Werk­
pferde angesehen werden; Allein diese Pferde 
sind nicht frey von den kleinen, besonderen Zol­
len, noch Bruckengelde.
2 s. Alle und jede, welche gänzlich, oder 
zum Theil die Bezahlung des großen Zolles , 
kleinen allgemeinen Zolles, und desSaufcon- 
duitzolles versagen, ausweichen, oder über­
listen, werden unnachläßlich m it der Consis- 
kation ihrer Waaren, Lebensmittel, Thiere 
und Viehes bestraft werden.
26. Alle und jede, welche die Bezahlung 
eiuer der Brückenzöllen, welche durch gegen­
wärtige Verordnungen aufgestellt sind, verfu­
gen, oder übervorteilen, werden für das er­
stemal)! eine Buße von zwey und dreysig Fran­
ken , von 10 Batzen bezahlen, und im Ruck-> 
fa ll zur Confiskation ihrer Pferde, und des 
Wagens verurtheilt werden.
27 Die Handelsleute, Geschäftsträger, 
und Fuhrleute sind über dies gehalten, alle For­
malitäten zu erfüllen, welche von der Regierung 
für die Bezahlung aller gesagten Gebühre!) , 
und für das Gegenregifter ihrer Einnahme 
werden vorgeschrieben werden, bey Strafe, als 
Uebervortheiler derselben behandelt zu werden.
28. Die auf den Gränzen für die Tran­
sitsgebühr auf das V ie h , und den blossen 
kleinen allgemeinen Zoll bestellten Einnehmer, 
find gehalten, diejenigen, welche dort Waaren
R
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durchführen, sich den Zahlungsschein des Tran­
sits/oder großen Zolles, ausweisen zu lassen, 
welche sie bey den Zoll oder Tranfitshäusem 
entrichten sollen, welche durch die Verordnun­
gen angezeigt sind, und im Fa ll diese Bezab- 
lung nicht bewiesen w ürde, werden sie die 
W aaren hinwegnehmen lassen.
Gegenwärtige Verordnungen, und Tarife, 
sind durch den Staatsrath in Vollziehung des 
Gesetzes vom 28. M ay > 8 0 z .  gesammelt wor­
den , damit selbe dem gemeldten Gesetz ange­
schlossen , m it selbem ausgerufen, und nach 
ihrer Form und In h a lt  beobachtet werden.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 12. 
Heumonat 182z.
Folgen die Unterschriften.
D er Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz.
Ü  ber den Loskauf der Zehnten und Lehnsrechte
Dom zo. May
Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und constitutionsmäßige 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung daß dem 2 2ten Artik> 
der Konstitution gemäß, kein Grundstück m 
einer ewiger; und unablaßlichen Beschwer?
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belastet seyn soll, und das zufolge, des 24km 
Artikels die A rt des Loskaufes aufs späteste 
in diesem Landrath soll feftgesetz werden- >
I n  Erwägung, daß es außer der, durch 
die Staatsverfassuug zugesicherten Gewährlei­
stung , wichtig ist, der Ungewißheit, worin 
die Eigenthümmer der Zehnten und Lehnrechte, 
und die Zehnt-und Gültpflichtigen sich bereits 
seit mehreren Jahren befinden , ein Zieht zu 
setzen.
I n  Erwägung, daß die Zehnten und B o - 
denzinse ein wirkliches, durch Familienverthei- 
lungen, Täuschverträge und, Veräußermigm 
unter der Macht der Gesetze von Hand zu Hand 
übertragenes Eigenthum sind.
I n  Erwägung, das der Loskauf der Zehn­
ten und Grundzinse nicht eine Beschwerde ist, 
die den Eigenthümmern und zehnt-und gült- 
pflichtiqen Grundstücken auferlegt w ird ,  da es 
staatskündig ist, daß bey Schätzung der zehnt- 
und gültbaren Güter derley Beschwerden im­
mer in Anschlag gebracht worden sind, und 
ih r W erth m it dem P re is , der losgekauften 
Beschwerde, wirklich steigt; und daß man dem­
nach die Gülten und Zehnten weder ersatzlos 
abschaffen, noch um einen zu geringen Preis 
loskaufen zu lassen gestatten kann ohne denEigen- 
thümmern ihr Eigenthum gewaltsam und eigen­
mächtig zu entreißen um damit die Besitzer der 
Zehnt-und zinsbahren Güter zu beschenken-
I n  Erwägung, daß die durch Verm itt­
lung dss ersten Sonsuls der fränkischen Repu-
R  2
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blik -für die Schweißer Kantone errichtete Kon­
stitution die Loskauflichkeit der Zehnten und 
Bodenzinse gegen ein Entgeld ihres wahren 
Werthes gleichfals gewährt.
I n  Erwägung , daß in dieser Republik, 
wo der Constitution zufolge die Katholische 
Religion die herrschende is t, ihre Diener den 
konstitutionellen Grundsätzen gemäß, nicht 
Nur ein unläugbares Recht auf die Gewähr­
leistung ihres Eigenthums haben, sondern daß 
auch ihre Einkünfte so eingeschränkt sind, daß 
man den Loskauf ihrer Zehnten und Grund­
zinse nicht zu tief anschlagen kann, ohne die 
Gemeinden in die Nothwendigkeit zu setzen, 
die dadurch verursachte Verminderung der zu 
ihrem Unterhalte ausgesetzten Fonds, ander­
wärts zu ersetzen.
I n  Erwägung, daß auch der S taa t seinen 
Zehnten und Bodenzinsen weder ganz entsa­
gen, noch ihren Preis beträchtlich herunterset­
zen kann, ohne eine reichhaltige Quelle seines 
Einkommens zu versiegen oder zu vermindern, 
in  dem: Abgänge er zu der seiner Neigung , 
so zuwiderlaufenden, und dem Volke so ver­
haßten Grundsteuer seine Zuflucht nehmen 
Müßte, dir eine ungerechte Auflage seyn würde 
in  Rücksicht derer, die entweder ihre Beschwer­
den um einen hohen Preis losgekauft , oder 
Grundstücke, ungleich höher bezahlt haben, 
weil sie davon befreyt waren, und das er dem­
nach gesinnet ist, sich sowohl als Schiedrichter 
als in der Eigenschaft eines Gesetzgebers zwi­
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schen den Eingenthümmern der Gülten und 
Zehnten/ und den Gült-und Zenhtpflichtigen 
m das M itte l zu legen / um die Bedingun­
gen / unter welchem der Loskauf nicht verwei­
gert werden kann / zu bestimmen-
Verordnet:
1. Alle versöhnliche Lehnsrechte / und alle 
Rechte und Beschwerden / welche als solche 
bewiesen/ ihren Ursprung von den durch die 
Konstitution und Gesetze abgeschaften Vorrech­
ten/herleiten / sind unentgeldlich aufgehoben-
2. I n  diese Zahl gehören die Tallberig- 
keit (lÄHabilite) die todte Hand/ die P laids 
(klacitum) Huldigung l d e r  Aus­
r i t t  (  OsvLlLLäe) die Frohttdienste (Lorvees) 
das Zwangsrecht (Lannälite) und dergleichen, 
von welchen man beweisen kann/ daß sie von 
der persönlichen Lehnbarkeit / oder von be­
reits aufgehobenen Vorrechten herkommen.
z. Alle übrige Vodenzinsen/ dieLehns- 
rechte/ Zehnten und Ehrschätze.( l-rm6im iLn) 
können losgekauft werden-
4- Ein fünfzehnjähriger Besitz ist für den 
Eigenthümmer der Zehnten und Gülten ohne 
andere Urkunden ein hinreichender T ite l nach 
dem Landrechte; äe perLLptione rerum eccle- 
siLsticarmn et communit3tum und dem äe re- 
LOM08cenäi8 reääitibu8^
s-. D ie Grundzinse / Laudimien./ und 
Zehnten können gegen die Eigenthümmer nur
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durch die Gesammtheit der Gemeinden, auf 
deren Boden sie gelegen, losgekauft werden , 
und zwar zusammen genommen, nicht stück­
weise. Die Besitzer der gült-und zehntpflich- 
tigen Güter sollen sie alsdann gegen die Ge­
meinden loskaufen.
. 6. D ie Jnnhaber der zinsbaren Grund­
stücke können dieselben gegen die Gemeinde, 
vermittelst eines zu Günsten derselben zu er- 
richtendenSchuldbriefes/loskaufen.DerSchuld- 
vriefen der einen jährlichen Zins von vier durch 
hundert abwerfen soll, soll hauptsächlich auf 
die zinsbar gewesenen Güter m it Vorzug vor 
allen andern Hypotheken versetzt werden; weil 
diese Gültrechte schon einige vorherige Hypo­
these darauf hatten.
Diese Schuldbriefe sollen binnen einer 
Frist von zwanzig Jahren baar bezahlt wer­
den , ausgenommen man habe sich durch einen 
wechselftitigenVertragwas anders ausbedungen
7. Die Loskäüfe, deren Preis nicht fünfzig 
Batzen übersteigen, sollen baar bezahlt werden.
8. D ie Gültzinse und Zehnten werden 
inskünftig; bis zu ihrem Auskauf fort be­
zahlt werden.
y. Die rückständigen Zinse sollen an Geld 
entrichtet werden, laut der, durch gegenwär­
tiges Gesetz gemachten Taxe, aber die dem 
' S taa t für die Jahre 179". 1799 , und i 8<- > 
zugehörenden Zehnten sind den Zehntbaren
I f l
vermöge des Beschlusses der helvetischen Re-, 
Lierung von rbten Heumonat 1801 nachgelassen-
Um den Schuldnern die Bezahlung 
des Ruckstandes zu erleichtern, sind sie ver­
bünde»/ alljährlich nur einen rückständigen 
sammt dem laufenden Zinse zu bezahlen/ im 
Falle des Loskaufs vermittelst eines Schuld­
briefes sollen sie alljährlich einen rückständigen 
Zins / sammt dem Interesse des Loskaufs­
schillings entrichten.
Sollte  aber der Loskauf gegen eine baar 
zu bezahlende Summe statt haben/ so soll 
der sammentliche Rückstand zugleich abtragen 
werden.
11. W ann ein Lehen dergestalten m it 
Beschwerden belastet seyn sollte / daß es vor­
züglicher wäre solches fahren zu lassen als aus­
zukaufen ; so kann es dem Eigenthümmer über­
lassen werden / jedoch sollen ihm vorher die 
rückständigen Zinsen bezahlt werden.
12. I m  Falle daß dieses zinspflichtige 
Grundstück nur einen Theil einer Resperey 
und Cirkels ausmachen sollte / kann der E i­
genthümmer des Lehns nicht gezwungen wer­
den den Loskauf anzunehmen, es sey dann S a ­
che, daß man ihm die ganze Resperey und 
Cirkel, wovon dieses ein Theil wäre, abtret- 
ren würde-
13. D ie Respergüter sollen denjenigen zu- 
gchören, die solche besitzen, außer es wäre ,
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daß die Mitgenossen der Resperey, oder der 
Eigenthümmer des Lehns erweisen / daß die 
Respergüter durch sie gebildet worden/ in wel­
chen! Falle sie denjenigen zukommen / die sie 
bestellt haben-
14- Der Loskauf der Grundzinse soll von 
Seite der Zehntpflichtigen gegen die Gemein­
de nach der Proportion von sechs und zwan­
zig durch eins / und von Seite der Gemeinde 
gegen den Eigenthümmer zu vier und zwanzig 
durch eins gemacht werden.
15- D ie Laudimien sollen nothwendiger- 
massen m it den. Grundzinsen losgekauft wer­
den. Der Loskauf der Laudimien so rs  durch 
o/Q schuldig sind/ soll auf zwey durch hundert 
des Werthes des ehrschatzpflichtigen Grund­
stückes bestimmt werden/ und also verhältnis­
mäßig für die Laudimien/ so dem sechszchen / 
fünfzehen und fünf durch hundert unterworfen 
sind.
16. Der Auskauf eines Zehnten / der in 
der zehenden Garbe besteht /. w ird durch den 
achten Theil des Werthes des zehntpflichtjaen 
Grundstückes geschehen / das ist durch Swotf 
und ein halbes auf hundert/ von dem was das 
Kapital des zehnpflichtigen Grundstückes er­
tragt.
' 7- D ie Zehnten von einem geringern/ 
oder stärker» Anschlag als die/ so im zehenden 
Garben bestehen / sollen nach diesem Verhält­
niß losgekauft werden.
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l 8- D ie Gemeinden sollenden Eigenthüm- 
inern der Laudimien und Zehnten den drey- 
zehnten Theil des Loskaufungsschillings laut 
der A rt. 14- für die Grundzinsen festgesetzten 
Proportion abziehen.
19 Die in Natura oder Geld arrestierten 
Zehnten sollen auf dem nemlichen Fuße, wie 
d,e Grundzinse laut des A rt. -4. losgekauft 
werden-
20. Der Loskauf von Seiten der Gemein­
den gegen die Eigenthümmer der Bodenzinse 
und Zehnten kann stch durch Schuldbriefe, die 
ein jährliches Interesse von vier- durch hun­
dert abwerfen, und die zinsbaren Grund­
stücke , die der Gegenstand des Loskaufes sind, 
und alle gemeine Güter der Gemeinde zum 
Unterpfand haben, bewerkstelligen.
21. Vermittelst des, den Gemeinden durch 
die Artikel 14.und -8 bewilligten Benefiziums 
bleiben sie für alle Gült-und Zehntpflichtigen 
persönlich Bürge und Hauptzahler, für wel­
che sie sich stark tragen, ihre zinsbahren Güter 
loskaufen zu machen.
22 Ausser einem besondern gegenseitigen 
Verabkömnisse sind die Gemeinden verbunden 
inner einer zwanzigjährigen Frist den Eigen- 
thümmern der Gülten und Zehnten die Zahlung 
des Loskaufes verabfolgen zu lassen.
Die Zahlnissen können bruchweise zu tau­
send Franken durch Termin gemacht werden.
Is4
Der Preis des gült,und zehntschul- 
Ligen Getreides sowohl für die Zahlung des 
Rückständigen, als für den Loskauf der B o - 
denzinse, ist bestimmt, wie folget:
Bezeichung 
der Maßen.
Weizen K o rn !GerstenÜHaber-
B / kr. B . kr-I B . kr.«B  kr.
B r ig 2 4 2 14 „ I
Goms 37 --- 2 7 — 2 6 —^—  —
Leuck 2 8 --- 18 — 16 — —  —
Visp 2 2 --- iZ 2 12 — —  —
Raren 2l --- l 2 2 I l — —
Siders 27 2 18 — 16 - ----------
S i t t e n 42 — 27 — 24
Martinacht >21 — 14 — 12
S t  Moritzen»24 — — — I Z 2 _ __
Monthey — — — '3 __
2 4 .  W as den Preis der Großbohnen ; 
Kastanien , und anderer in dieser Tafel nicht 
angezeigten Lebensmittel be trift, soll man 
sich nach der, zwischen diesen Lebensmitteln 
und jener, deren Preis hier bestimmt ist, üb­
lichen Proportion richten.
Ein gleiches Bewandniß soll es auch in 
Rücksicht, der in dieser Tafel nicht begriffenen 
Maaßen haben, deren Preis laut der Pro­
portion , in welcher sie m it den bereits taxier­
ten stehen, bestinrmt werden soll.
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25. Die Schätzung des zehntbarm Grund­
stücke soll von Sachkundigen/ (e x p e rts ) wovon 
zwey von den interressirten Theilen / und der 
dritte vom Staatsrathe gewählt w ird / ver­
richtet werden.
r§. I n  betreff der Schätzung des W er­
thes der Grundstücke für den LoskaufderLau- 
dimien / soll der Lehenseigenthümmer erst seine 
Forderung / dann der Schuldner ihm rück- 
antwortlich seinen Anboth machen/ könnenfich 
alsdann die Vartheyen nicht einverstehen/ so 
soll laut des 25. Art. zur Taxe dep ehrschatzigen 
Grundstücke gesthritten werden Die Schat- 
zungskosten aber nach Verhältniß/ als ihre For­
derung und Anboth den einen oder den andern 
hätte lädieren können / beftritten werden-
- 7- Die Gemeinden / die die aufihrem B o ­
den haftenden Bodenzinse / Zehnten, und Ehr- 
schätze ( I^uä im ium ) los zll kaufen gesmnet 
find/ sollen es dem Eigenthümmer binnen einer 
Frist von einem Ja h r / voin Tage der Kund­
machung angerechnet / anzeigen / und sollen 
gehalten seyn / die Auskaufung entweder baar, 
oder durch Schuldbriefe in den/ auf die ge­
machte Anzeige unmittelbar folgenden zwey - 
Jahren / zu bezahlen-
28. Diejenigen / die inner erwähntem, 
durch den vorhergehenden A rt festgesetzten Ter­
min ihre Loskaufungsverbündlichkeit nicht 
werden erfüllt haben / sollen des Vortheils des 
gegenwärtigen Gesetzes verlustig seyn.
2Y. Jedoch soll der Auskauf zu jeder Zeit 
statt haben können, allein immer nur durch 
die Gesammtheit der Gemeinde gegen den E i- 
gerrthümmer, und zwar für das ganze G ült 
zusammen genommen, und dieser Auskauf soll 
alsdann zu dreysig durch eins gemacht werden 
laut des Art. der ersten Revision des Landrechts 
tle censuum leclemptione, und nach der, durch 
die Artikel 20. und 2 2 . vorgeschriebenen Weise.
zo. D ie Gemeinden können zum Auskauf, 
der auf ihrem Territorium haftenden Gülten 
und Zehnten nicht verhalten werden, da sie es 
aber zu thun rechtmäßig werden beschlossen 
haben, werden die Besitzer zinsbarer Grund­
stücke gezwungen seyn, sich gegen dieselben nach 
der durch die Art- 6. und 7 des gegenwärti­
gen Gesetzes vorgeschriebenen Weise loszukaufen.
D ie Gemeinden können nicht an die Stellen 
der Eigenthümmer tre ten, und Jnnhaber 
der Lehns-und Zehntrechte in Natura werden.
z l. Der Entschluß für den Loskauf der 
Bodenzinse und Zehnten soll von der Gemein­
de in einer allgemeinen Gemeindversammlung 
durch das absolute Stimmenmehr genommen 
werden, und die M ino ritä t soll alsdann der 
M a jo ritä t beypflichten.
z2. D ie Entscheidung über die S tre itig ­
keit der Scyatzungen der Gülrschuldigen Le­
bensrnittel, wie auch der Taxierung derGrund- 
stücke zum Auskaufe der Ehrschätze (L.suäimien)
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und der Zehnten und der übrigen Verordnung 
gen / für die Vollziehung des gegenwärtigen 
Gesetzes ßnd dem Staatsrath überlassen.
Gegeben im Landrathe zu S itten den zoi 
M a y  isO,'.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und mit dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
Ueber die polizey der wäldek
VvM  Z-r M ay l 8oZ.
^ E r  Landrath der Republik
A lls den vorläüsigen und staatsverfaßlicheui>
Vorschlag des Staatsraths
I n  Erwägung/ daß die Erhaltung der 
Wälder ein Gegenstand ist / an welchen! dein 
allgemeinen Wesen gelegen ist.
Daß das Anzapfen der Lerchbäume ihrem 
Wachsthum nachtheilig ist / und die Güte die­
ses Holzes, welches fürs Bauen so kostbar ist, 
beträchtlich vermindert.
Daß / wenn das Holz ein nützlicher Zweig 
des Handels ist/ die Ausfuhr desselben nichts 
destowmiger laut den Bedürfnissen einge^
^  i ; 8
Ichränckt werden muß, welche das Land, 
sey es für den B a u , sey es fürs Brennen hat
Das das häufige, unüberlegte Holzfällen 
für die angebauten Erden , für die Landstras- 
sen, und Brücken, wegen den Regenbächen, 
dem Herabrollen der Erden, und der sogenan- 
ten Lauwinen, die das Holzfällen verursachet, 
außerordentlich gefährlich seyn kaun.
I n  Erwägung', daß Gegenstände, an 
welche die W o h lfa rt, und National - W ir th ­
schaft so wesentlich haften, unter der Aufsicht 
der.Regierung stehen sollen.
Daß das Eigeuthum der Gemeinden , und 
einzelner Personen gar diesfals unter ihrer 
Vormundschaft stehet-
I n  Erwägung, daß laut der alten Ge­
setze die Ausfuhr des Holzes , so in den W ä l­
dern von hochstämmigen Bäumen gefället w ird, 
unter sehr schweren Strafen verbothen wäre. -
Verordnet:
r. D ie Ausfuhr des Holzes, welches in  
dsn Wäldern von hochstämmigen Bäumen 
gefällt w ird , sey es verarbeitet, oder nicht, 
fst im ganzen Boden der Republik, so wie 
fte es schon für einen Theil derselben w a r , 
ohne Erlaubniß der Regierung verbothen, 
und zwar bey S tra f der Verfallnis des Holzes, 
und der Büß von hundert Dukatuner, oder 
drey hundert fünf und siebenzig Frankem
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2. Es ist verbothen , die Lerchbäume an­
zuzapfen (Lerschenen zu bohren) in den W ä l­
dern Aufbrüche zu machen, und Holz zu fäl­
len , um die Rinde davon zu haben / wenn 
man nicht eine ausdrückliche Erlaubniß vom 
Staatsrathe hat, welche nicht ohne E inw illi­
gung der Gemeinden, oder Partikularen, de­
nen daran gelegen ist, w ird können ertheilt 
werden.
z, Es ist eben auch ohne eine ähnliche Er­
laubniß verbothen, in den Wäldern schwarzes 
Hartz zu machen.
4- Es ist gleichermaßen ausdrücklich ver­
bothen vom ersten Brachmonat, bis auf den 
22ten Herbstmonat in großen Wäldern Kohl­
gruben zu machen.
; - Das Fällen junger Stämlinge für Häge 
, zu machen, ist gleichfalls verbothen.
6. Alle jene, welche den Verbothen , die 
in  dem 2ten zten 4ten sten A rt gegenwärtigen 
Gesetzes getragen sind, zuwider handeln, wer­
den für das erstemal)! eine Büß von hundert 
Franken, und im Ruckfall denDoppel bezahlen.
7. Von den S trafen, welche durch ge­
genwärtiges Gesetz gesprochen sind, w ird ein 
D ritte l dem Angeber, ein D ritte l der Gemein­
de, oder dem verletzten Partieular, und der 
andere D ritte l dem S taa t zngehören.
8. Gegenwärtiges Gesetz wird den Ver­
trägen - welche m it Gemeinden, oder einzel­
nen Personen/und es dieses Gesetz getragen-
^  I§Q
w urde, gemacht worden sind, nicht nachthek- 
ligseyn; jene welche dergleichen Verträge tn- 
haben, sollen selbe dein Staatsrath gebühren­
dermaßen beweißen, wenn sie die erforderliche 
Erlaubniß davon erhalten wollen.
9- D ie Oberaufseher der Brücken, und 
Straßen der Republik, sind lbeauftragt zu 
wachen, daß keine Holzfällung geschehe, welche 
zu Herabrollungen der Erden, und Ü ber­
schwemmungen Anlas geben könnte, die den 
anbaubaren Erden, den Brücken, und Land­
straßen schädlich w ären, und sie werden zu 
diesem Behuf dem StaatsratheBericht ablegen, 
damit er diesem vorbiegen könne-
in . D ie löblichen Gemeindräthe sind ein­
geladen alle Maaßregeln zu .treffen, welche 
tauglich wären, zu Wiederpflanzung, und Aus­
besserung des Holzes, wie auch zur Verhin­
derung der Verderbung des Holzes in den W ä l­
dern , die ihnen zngehören, anfrischen könnten.
Gegeben im Landrathe zu S itten den zo. 
May luoz.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 
und mit dem Siegel versehen re.
Folgen die^Nttterschristm.
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Gesetz
Ueber die Betteley. 
Dom 3->. May l8oz.
^ - E r  Landrath der Republik
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlichm 
Vorschlag des Staatsraths. -
I n  Erwägung/daß die unmäßige Duldung 
der Betteley zu nichts änderst dienet, M  die 
Faulenzerey zu begünstigen, nnd M e Lafter 
zu vermehren, die daraus entspringen» .
I n  Erwägung nichtsdestoweniger, daß der 
wahrhafte Arme, der nicht im Stande istzn 
arbeiten , oder dem seine Arbeit nicht hinrei­
chend ist, einige Achtung verdienet, und daß, 
wenn man ihm die Erlaubniß versagen würde, 
öffentlich das Allmosen zu begehren, man 
Gefahr liefe, ihn auf ein solches Äußerstes zlt 
bringen, welches sowohl für ih n , als für die 
Gesellschaft schlimm wäre. --
Verordnet:
^  Es ist einem jeden, wer er immer sey, 
verbothen, ausser dem Zehnen, wo er wohnt > 
zu betteln, bey Strafe einer Verhaftnehmung 
von vier Stunden fürs erste, von ftchs S tim -
L
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den fürs zweyte, und von acht Stunden fürs 
drittemal, nebst Abschneidung der Haare in 
diesem letzten Falle , und jedesmahl w ird er 
durch die Betteljäger ( Marreschaussee) bis 
in  das Hauptort seiner Wohnung zurückge- 
geführt werden.
2. D ie Räthe einer jeden Gemeinde wer­
den dem Rath ihres Zehnens das Verzeichniß 
der Armen ihrer Gemeinde eingeben, die im  
Falle sind, die Erlaubniß zu betteln zu ha- 
den, und Niemand soll betteln,, ohne m it einer 
Erlaubniß vom Rathe seiner Gemeinde ver­
sehen zu seyn , welche bey Nichtigkeit derselben 
alle Ja h r erneuert seyn muß.
z. Es ist einem jeden, wer er immer sey, 
verbothen , in seinem Zehnen zu betteln, wenn 
er nicht auf dieses Verzeichniß gesetzt, und m it 
gesagter Erlaubniß versehen ist, bey den im er­
sten Artikel angesetzten Strafen.
4. Dieses Verzeichniß wird im ganzen 
Zehnen bekannt gemacht werden, damit jeder­
mann sich dernach zu richten wisse-
Gegeben im Landrathe zu S itten den 32 
M ay  i8oz.
' ^ ' Folgen die Unterschriften-
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben, 
und versieglet, re.
- ' Folgen die Unterschriften.
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Ges e t z
Betreffend die einzelnen Abgaben der Rriegskösten.
Dom z i .  M ay i«oz
§ ) E r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen, und staatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß es nothwendig ist 
zu bestimmen, auf welche Weise ein jeder für 
die Kriegslieferungen, Requisitionen, und auß­
erordentlichen Frohndienste der National - und 
fremden Truppen, welche in der aairzen Re­
publik statt gehabt, beytragen sollen , damit 
er für sein Vermögen nicht doppelte Auflagen 
ertragen müsse-
I n  Erwägung, daß der Z4te Artikel der 
letzten jLandrechts - Revision vorschreibt, daß 
Niemand verpflichtet werden könne, zu den Aus- 
zügen und Kriegsvorräten etwas beyzutragen, 
als in seinem Wohnorte.
Verordnet:
Niemand soll für den, ihn treffenden Theil 
der außerordentlichen Lieferungen, Abgaben 
und Dienst für den Krieg, und für die Na­
tional-und fremden Truppen mit einer Steuer
L 2 . )
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belegt werden , als in seinem Wohnorte , und 
in Rücksicht seines gänzlichen Vermögens.
Gegeben im Landrathe zu S itten den z i. 
M a y  180z.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
Ge s e t z
Ueber die Einrichtung eines Rriegscorps.
7  'Dom z i .  May ?8sz.
Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß der S ta a t um den 
Gesetzen die gehörige Ehrfürcht zu verschaffen, 
den Friedlichgesinnten zu schützen, und die Bösen 
in Schranken zuhalten, eine bewaffnete Macht 
nicht entbehren kann.
I n  Erwägung, daß laut des 6ten Artik. 
der Staatsverfassung, diese Einrichtung einen 
Theil des Vertrags ausmacht, den die Republik 
eingegangen ist, und vermöge dessen sie auf 
ihrem Gebiethe den Reisenden und dem Durch-
i§5 ^
znge -er Waaren Sicherheit verschaffen soll-
I n  Erwägung, daß die Anwendung der 
gefammten Nationalmacht nicht bewirkt wer­
den kann, ohne beträchtliche Unkosten, die man 
von einem durch Krieg erschöpften Lande nicht 
begehren kann, nach stch zu ziehen.
I n  Erwägung, daß der Kriegsdienst eine 
Beschwerde ist, die von allen Bürgern gleich­
mäßig ertragen werden soll.
Verordnet:
^  Es wird ein Regiment ausgerichtet wer­
den, wozu ein jeder Zehnen der- Republik den 
ihn betreffenden Antheil, das ist, fünf und zwan­
zig M ann auf jeden Gesandten, den er auf 
den Landrath schickt, liefern wird.
2. Eine jede Gemeinde soll nach Verhält­
niß ihrer beyläüfigen Bevölkerung zur Compa­
gnie ihres Zehnen liefern- I h r  treffender An­
theil soll vom Zehnenrath unter der Aufsicht 
des Staatsrathes angeordnet werden.
z. Alle im Zehnen säßhaften Partikularen 
sind von 2oten Jahre bis zum 45ten (jedesmahl 
e rfü llt) während vier Jahre aufs wenigste 
verpflichtet, in diesem Regimente zu dienen.
4. Der jede Gemeinde treffende Antheil 
soll durchFreywillige, welche sich anmelden wer­
den, und im Abgänge Lreyw illiger durch jene 
Partikularen vollständig gemacht werden, wel-
che in dem dritten Artikel bezeichnet sind; 
und zwar in folgender Ordnung, und wozu 
matt sie wird machen Loofen-
o In d e r  Classe der Unverheuratheten. 
s I n  Abgänge der Unverheuratheten bis zum 
2 ;ten erfüllten Jahre, 
c I n  Abgänge der Verheuratheten von eben 
gemewtem A lte r, in der Classe jener 
von 2zten bis 30 erfüllten J a h r, und 
so fort.
Die Unverheuratheten, welche ihre vier 
JahrD iensts werden gemacht haben, find vom 
Loosziehen enthoben, ausgenommen im Falle,, 
wo die ihrer Classe, welche nicht gedient hätten , 
nicht in genügsamer Anzahl wären, um den, 
die Gemeinde treffenden Antheil, vollzählig zu 
machen. -  -
6. Die Familien, die drey Knaben haben, 
werden nothwendigerweise einen M ann steüern. >
Jene, welche vier oder noch mehr haben, 
werden durchs Loos, oder Einverständniß 
unter ihnen, zween liefern, und man wird von 
ihnen zum M a h l nicht mehr fordern können, 
so lange die übrigen Unverheuratheten zahl­
reich genug sind, um den die Gemeinde tref­
fenden Antheil vollständig zu machen-
7- Bey der ersten Einrichtung wird blos 
die Hälfte der Eingeschriebenen, auf dem Fuß 
des dritten Artikels, für die Dauer von vier 
Jahren seyn, die andere Hälfte aber nur für 
drey Jahr haften Das Loos wird bestimmen,
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welche beyn Ende letztgemeldter Zeitfrist erle­
diget sind.
8. Vom Loosziehen für in diesem Corps 
zu dienen sind enthoben.
« Die Studenten und Schulmeister.
r  D ie Leib-und Wundärtzte.
-  D ie Glieder aller höhern Staatsbehörden.
^ Alle Classen der R ichter, und ihre Ge­
richtsschreiber.
- D ie Präsidenten und Gewaltshaber der
Gemeinden.
/  D ie Posthalter. -
§ D ie einzigen Söhne , und einzige Enkel der 
siebenzigjährigen, und m it genugsam bewie­
sener Krank-und Presthaftigkeit behafteten Ael- 
tern, welchen der Beystand ihres Sohnes oder 
Enkels unentbehrlich ist. Wenn aber die im 
Falle dieser Ausnahme sich befindlichen Aeltem 
im  Stande sind , sollen sie ihren Sohn oder 
Enkel durch einen andern M ann ersetzen lassen.
9. Ein jeder kann sich in seiner Compa­
gnie ersetzen lassen, wenn er zu Vollziehung 
des Dienstes an seine Stelle einen fähigen, und 
durch die Offieiers der Compagnien annehm­
bar befundenen, und von dem Bataillons- 
schef wirklich angenommenen M ann setzt. I m  
Falle einer Streitigkeit soll der S taatsrath 
darüber entscheiden.
D er Stellvertretende soll in jeder Rück­
sicht die Stelle desjenigen, den er ersetzt, ein- 
.nehmen. L  4
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10. Derjenige, so im Augenblicke, wo 
feine Compagnie aufbrechen sollte/ abwesend 
wäre, soll einstweilen durch die Gemeinde  ^
weicherer zugehört durch das Loos ersetzt wer­
den , und ist verpachtet, sich selbst m it demje­
nigen, dev seine Stelle wird vertreten haben, 
seiner Entschädigung wegen abzufinden.
Zufolge des ersten Artikels sollen die 
Compagnien eines jeden Zehnen folgender 
maaßen beschaffen seyn und bestehen.
D ie  von Goms aus . 7 : ;c>. Marm7
D ie von B r ig  aus . : : so.  — —
D ie von Visp aus . . ;o . —
Die von Raren a u s : . — —
D ie von Leuck aus . : : S o---------
D ie  von S ider aus : . 75- —
Die von Heremenze aus . s o . -------
D ie von S i t t e n  aus . . 100--- - ---
D ie  von Martinacht aus . 75 — —
D ie von Entremont aus . 102--------
D ie von S t .  M oritzen . : so.  —^ ---
D ie von Monthey aus . . 7 s . -------
Zusammen. 77; M ann.
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12. D ie Compagnien werden nach Verhält­
niß ihrer Stärke folgendermaaßen gebildet 
werden^









^  -r 
0 »
Hauptmann . . . . . l i i
Lieutenant . . . .  - 1 i 1
Unterlieutenant.. . - - I i i
Erster Wachtmeister. . l i i
Andere Wachtmeister . 3 2 2.
Caporalen . . . . . 8 6 4
Trommer . . . . . 2 2 2
n, Pfeifer . . . . . . l 1 i
Sappeurs . . . . . l 1 i
Soldaten. . . . . .
, , / 81 59 36
100 7s " 5 ^ !
Es w ird eine jede aus 122. M ann be­
stehende Compagnie einen Hauptmann, einen 
Lieutenant, einen Unterlieutenant, einen ersten 
Wachtmeister , einen andern Wachtmeister, 
zween T rom m er, einen P fe ifer, und einen 
S appeu r, die überzählig sind, haben, das ist für den F a l l , wo diese Compagnie in 
zwey Compagnien getheilt wird.
Die Officier^, und der erste Wachtmei­
ster dienen nur imFalle einer solchen Vertheiln»^
. L  s
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Die andern Ueberzähligen versehen den 
Dienst ihres Grades in ihrer Compagnie.
l z. Das Regiment sämmtlich versammelt 
soll drey B a ta illon , ein jedes aus fünf Fü­
silier , und einer aus den fünf andern gezoge­
nen Grenadier Compagnie bestehend bilden.
Die Grenadier Compagnie soll folgender 
maßen besetzt seyn.
. Außer der Vereinigung der Bataillons 
verbleiben sie bey der Compagnie, zu welcher 
ße gehören.
14. ^.E in  Bataillon besteht aus fünfCom- 
paqnien der Zehnen Goms, B r ig , Visp,Raren 
und Leuck 2 Ein anderes besteht aus der >20 
M ann starken Compagnie des Zehnen S itte n , 
die stch in diesem Falle vermittelst der überzäh­
ligen Officiers laut dem i2ten Art. in zwo Com­
pagnien abtheilen w ird , aus der Compagnie 
des Zehnen Heremenze, aus einer Compagnie 
von 50. M ann, ausgezogen von der von S i-  
de rs, und einer Compagnie, die aus den 
fünf und zwanzig von der Sidner Compagnie 






Trom m er.. .
. . r.
. . 1.




Zusammen 37. Mann. '
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ausder vom Zehnen Martinacht ausgezogenen 
M ann zusammen gesetzt ist.
Diese fünf und zwanzig M ann des Zehnen 
Martinacht sollen aus den Ausgeschossenen der 
dem Zehnen S itten nächst gelegenen Gemein­
den gehoben werden.
L. Das andere Bata illon begreift den 
Ueberrest des eine Compagnie von 50. M ann 
bildenden Ausschusses des Zehnen M artinacht, 
zwo Compagnien des Zehnen Entremont, die 
durch diese Vertheilung ihrer 100 M ann  
starken Conpagnie zwo Compagnien auf die 
nemliche Weise, wie jene von S itten , bilden 
und die Compagnie des Zehnen S t. Moritzen 
und Monthey.
i D a s  erste Bata illon soll von dem 
O brist, das zweyte von dem Obristlieutenant, 
und das dritte von Obristwachtmeifter com­
mandiert werden.
Der Rang des Bata illons, und jener der 
Compagnien in jedem Bataillon soll fürs er- 
stemahl durch das L006, und hernach durch 
das Dienstalter ihrer Commandanten ent­
schieden werden.




Aus einem der z. Häupter (Chefs) r-wie Art. 15 
Aide-Major .  . . . 1.
Fähndrich . . . . .  1.
Wagenmeister. . . . i.
Schust er . . . . . .  i .
S ch n e id e r........................ 1 .
P r o fo ß ..............................i .
Feld-Pater . : . . . r ^
Q u M ik rm A «  .  -
Feldscherer-Major . . ^/»ei,/außer es sey» d» 
Trommer-Major . . . I .  s rer mehrere zusammen
Waffen-Schmted . . r ^ ^ ""
17. Der Generalstab, und die Grena- 
dierofficier sind bey der ersten B ildung des Re­
gimentes der ausdrücklichen Ernamsung des 
Staatsraths überlassen.
Für die Besetzung der Officiersftellen der 
Füsilier-Compagnien w ird der Zehnenrath 
zween der tauglichsten Männer vorschlagen, 
derBataillons-Commandant schlägt einen drit­
ten vor, und der Staatsrath list unter diesen 
dreyen aus. Für die Ernamsung der über­
zähligen Officiers der Compagnie, welche aus 
den 2;. M ann des Zehnen S id e rs , und aus 
den rs . M ann des Zehnen Martinacht gebil­
det w ird , soll der Vorschlag wechselweise durch 
den Rath eines jeden dieser Zehnen geschehen- 
D as Loos wird bestimmen, welcher den er­
sten Vorschlag machen wird- Allein die drey 
Officier können Nicht vom nemlichenZehnen seyn
18. D ie Hauptleute sollen ihre Unterof- 
steier und Trommer in ihrer Compagnie wäh­
len. Der S taa t wird die Umkösten ihres
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Unterrichtes bestreiten , und die Trommeln 
liefern, für welche sie jedoch hasten sollen.
is .' D ie Beförderung der Offteier und 
Unteroffieiers wird eompagnie - weise und 
nach dem Alter ihres Dienstes Platz haben , 
und im Falle einer Streitigkeit über die Fähig­
keit eines auf einen erledigten Grad Anspruch 
Machenden soll der S taa t entscheiden'
Wenn ein Unterlieutenant in seiner Com­
pagnie zur Lieutenantstelle oder ein Lieute­
nant zu der Hauptmannsftelle gelanget, wäh­
rend daß sein älterer, oder seine älteren im  
Dienste in andern Compagnien für den Au­
genblick nicht die nemliche Beförderung haben 
können, werden diese den nemlichen Grad er­
halten , und sie werden in dieser Beförderun­
gen den gegenseitigen Rang des Alters beybe  ^
halten, den sie unter ihnen gehabt hatten.
2 0 .  Der Obriftlieutenant steigt zu dem 
Grad des Obristen, der Obristwachtmeister 
zu dem des Obristlieutenants. Die Ernam- 
sung zur Oberstwachtmeisterstelle wird durch 
den Staatsrath unter zween Hauptsleuten des 
Bataillons,wo der höhere Grad ledig geworden 
ist, welche von den Hauptleuten des nemlichen 
Bataillons auserlesen , und vorgeschlagen wer­
den , geschehen.
2 !. Ein jeder, auf den Rodel gedachten 
Regimentes Eingeschriebener, ist verpflichtet ein 
Gewehr sammt eisernen Ladstock, und B a - 
jone t, und einer m it einer Schrauben und 
Kugelzieher, und Raumnadel <  Liedelnadel) 
sammt ihrer Kette versehene Patrontasche in 
gutem Stande zu haben- , '
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22. D as Departement der K rW v e rw a l-  
tuilg wird einem jeden Zehnen ein Muster der 
Rüstung geben, und wann nach Maßgabe die 
Kriegsleute im Falle sind, mit neuen Waffen 
versehen zu werden, ist man verpflichtet sich 
diesem vorgelegten Muster nach zu richten.
2). D ie Uniform ,dieses Corps soll seyn, 
ein dunkelblauer Rock blaugefuttert, ein 
aufstehender Kragen, rothe Klappen und Auf­
schläge , blaue Weste und Hosen, eine schwarze 
Cravatte, ein dreyeckigter schwarz eingefaßter 
H u t , weisse Knöpfe, schwarze Kammaschen bis 
zum Strumpfband, weisses Lederzeuge-
Den Soldaten, welche schon mit Uniform  
versehen sind, steht es frey, dieselbe fortzutra­
gen, diejenigen aber, so annoch keine haben, sol­
len sich eine nach der vorgeschriebenen Verord­
nung anschaffen, allein sie können dazu Land- 
tuch färben lassen.
Es ist den Zehnen überlassen für die V e -  
wafnung und Ausrüstung ihrer Kriegsleute 
Vorsehung zu thun.
24. Alle Offizier sollen nach ihrem Grade 
Achselbänder, wie jene der ehemaligen Eliten 
waren, tragen D ie Obristlieutenante tragen die 
Unterscheidungszeichen eines Bataillonshaup- 
tes (Chefs.) D ie Obristen die eines Brigaden- 
hauptes, und die Oberstwachtmeister zween 
Achselhänder, wie die Hauptleute.
D ie Wachtmeister werden Borten von 
Silber, die Kavoralen von Zwirn und Wollen, 
und die Grenadiers rothe Achselbänder tragen.
25. D ie Verordnung über den Unterricht
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und die Waffenübungen der In fanterie, die 
für die Walliser Eliten gegeben wurde / wird 
einstweilen angenommen.
26. D er Hauptmann wird so viel es mög­
lich seyn wird , und mit Genehmhaltung des 
Bataillonseommandanten in einer jeden Ge­
meinde einen Exerziermeifter bestellen, um die 
Soldaten seiner Compagnie zu unterrichten/ und 
er wird diesen Unterricht genau beaufsichtigen.'
27' D as Regiment soll immer bereit seyn, 
den nach Bedürfniß und Umständen ihm ver­
ordneten Dienst zu verrichten- Wenn es nur 
Detaschement-Compagnie - halbbataillon- oder 
bataillonweise gebraucht w ird / so wird der 
Dienst unter den Compagnien/ und Bataillon  
reiheweise vollzogen werden.
28. D ie Hauptleute und Offiziers der 
Compagnien sollen der Obrigkeit in ihrem Zeh­
nen auf Begehren des Präsidenten oder deS 
Großkastlans bewaffnete H ilfe leisten.
Die Offiziere und Unteroffiziere sind auch 
bevollmächtiget auf Begehren des Präsidenten 
des Ortsrathes in ihrer Gemeinde / jedoch nur 
in  dringenden Fällen,bewaffnete H ilfe zu liesten.'
29. D ie Offizier, Unteroffizier und S o l­
daten sollen, wenn sie gebraucht werden, auf 
Verordnung der Regierung allein, tagweise 
eine Besoldung nach dem nachstehenden Ver­
hältniß berechnet, erhalten.
D er O-brist, - - i2o.Frank.Mon.
D er Obristlieutenant, - - 9c.
D er Oberstwachtmeister - - 82.
D er Oberstwachtmeister-Gehilfe, 60. '
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D e r Feld-Pater, -  - 6o .A M k-M ,'
D er Quartiermeister, -  - 68.
D er Fahndrich, - - - z6.
D e r Feldscherer-Major, -  -  60.
D er Gehilfe des Feldscherermajor.zo.
D er Hauptmann, - - - 68.
D er Lieutenant, - -  -  54.
D e r Unterlieutemnt, « - 4s-
D er erste Wachtmeister, 7-Batz.des Tags 
D e r Trommermajor, -  -  7.
D e r Wagenmeifter,. -  -  7-
D er Fourier, -  -  -  5.
Der Wachtmeister, - - 5.
D e r K aporal, -  - - 4-
D e rT ro m m e r, -  - z - i /r
D er Sappenrund Grenadier,
D e r  Fusilierer, - -  -  z.
D e r P rafoß, - -  -  z.
Ein jeder Offrzier, und Soldat soll nebst 
seiner Besodlung, annoch eine Ration Lebens- 
nrittel von acht Unzen Fleisch, und 24 Unzen 
Brod erhalten, wenn er gebraucht wird.
Gegeben im Landrathe zu S itten den z i.  
M a y  lsoz.
Der Präsident des Landrathes.
S i g r i s t e n -  
I m  Namen des Landrathes
Die Sekretäre des Landrathes
Dufour. Desepibns.
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Der Staatsrath der Republik W a llis  be­
schließt, daß dieses gegenwärtige Gesetz in seinem 
Namen unterzeichnet, m it dem Siegel der Re­
publik versehen und nach seiner Form und I n ­
halt öffentlich bekannt gemacht werden solle.
S itten den 17. Brachmonat 1802.
D .r  Landshauptmann der Republik 
A R  g U s t i l l  i>




Durch welches die Errichtung eines Zuchthauses 
verordnet wird.
Dom Z I .  M ay l8oz.
Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und conftitutionsmäßigeu 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung,daß zurBeybehaltung der 
Polizey, zur Verbesserung der S itte n , und zur 
billigen stuffenweisen Bestimmung der S tra fen , 
es nothwendig ist ein Zuchthaus zu haben, wo 
man jene einschließen könne,welche,da fie imLafter 
noch nicht verhärtet sind, zu einem ordentlichen
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Lebenswandel zurücke geleitet werden können, 
wenn man sie zur Arbeit gewöhnt, und jene, 
welche zwar nicht in schwerere Strafen ver­
fallen, aber aller Besserung unempfänglich 
erkannt sind, außer Stand gesetzt werden mü­
ßen, der Gesellschaft zu schaden.
I n  Erwägung nichts destoweniger', daß 
eine solche Anstallt, Ze it, W e il,  und Erfahr- 
niß braucht , um den sittlichen Entzweck zu er­
reichen, zu welchem sie bestimmt ist, und dem 
S  taat nicht zu beschwerlich zu seyn.'
Verordnet:
i :  Der Staatsrath ist befugt ein Zucht­
haus für die Mannsleute, und eines für die 
Weibsleute aufzurichten.
2. I n  dieses Haus werden aufgenom­
men, alle jene, welche zu einer Gefangenschaft 
von bestimmten, oder unbestimmten Zeitfrist 
verfällst sind-
z. D ie Mannsleute werden darinn einen 
schwarzen, und einen weißen S trum p f, die 
Weibsleute aber eine halbschwarze und halb­
weiße Haube tragen, die Kleider der einen so­
wohl als der andern werden eben auch halb- 
fchwarz und halbweiß ganz von ungefärbtem 
Landtuche seyn.
4. D ie Nahrung der in diesem Hause 
Sitzenden wird bestehen in einer Suppe mor­
gens und abends, und in genugsammer M en­
ge Brodes oder grober Speisen.
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5- D ie Güter derjenigen , über welche die 
Verfallniß (conüscation) ansgesprochen wor­
den verfallen dem Zuchthaus, wenn aber, 
die Confiscation nicht Platz h a t , werden 
die Gerichtshöfe die Fälle entscheiden, in wel­
chen die Verhafteten die Unkosten ihrer Ge­
fangenschaft ertragen sollen.
6. Die in diesem Hanse gefangen Sitzen­
den werden zu Arbeiten im Innern des Hauses, 
oder außer dem Haufe zum Nutzen des S taa ts 
gebraucht werden.
7. Der S taatra th ' kann die Gefangenen, 
um fie arbeiten zu lassen, Gemeinden oder P a r- 
ticularen leihen, und ihr Lohn wird zum Un­
terhalte des Hauses verwendet werden.. > .
. A rt. Jene- welche fich aus diesem Hause 
flüchten würden, werden dadurch folgendeStra- 
fen verwirken.
Diejenigen, deren Gefangenschaft lebens­
länglich ist, sollen in Banden gesetzt werden, 
und so. Stock Prügel empfangen, und im  
F a ll eines Rückfalls den Doppel.
' D i e , deren Gefangenschaft auf eine ge­
wisse Zeitsrift bestimmt ist, werden eine Buße 
von 62 Franken bezahlen , und noch ein­
mahl solang in Verhaft bleiben, als fie noch 
hätten gefangen fitzen sollen, im Wiederfall wird  
die B üß verdoppelt, und die Verhaftung noch 
zweymal solange seyn, als fie noch hätte daue­
ren sollen. Wenn fie fich aber zum zten M a h l
M ?
i8 o
fiüchtm sollten, und wiederum erwischt würden, 
soll ihre Gefangenschaft lebenlänglich seyn.
9- D er Staatsrath ist beladen in diesem 
CorrectionshauS die erforderlichen Anstalten zu 
machen, daß die jungen Leuten, deren Ausgelas­
senheit und Ungehorsam durch die Auetoritat 
ihrer V äter, M ü tte r, Vögte und Schaffner 
nicht mag unterdruckt werden, allda können 
eingesperrt, und zu innern Arbeiten gebraucht 
werden, ein spateres Gesetz wird die Fälle be­
stimmen , wegen welchen sie in dieses Zuchthaus 
rönnen versetzt werden, auf was eine Weise 
und durch welche Behörde diese Verhaftung 
auSzusprechen sey.
Gegeben im Landrathe.zu S itten  den z r 
M a y  luv,'.
Der Präsident des Landrathes.
S i g r i s t e n -
, I m  Namen des Landrathes
Die Sekretäre des Landrathes 
Dufour. Desepibus.
D er StaatSrath beschließt, daß dieses ge­
genwärtige Gesetz in seinem Namen unter­
schrieben, mit dem Siegel der Republik ver­
sehen und bekannt gemacht werde, um nach 
seiner Form mit In h a lt  vollzogen zu werden.
S itten den i?ten Juny i 8oz.
Der Landshauptmann der Republik





Ueber die Werbung im WaUrs für die Compa. 
gnien der Schweiger Regimenter, welche von w al- 
lißcr Officiers angeführt werden.
Vom i ; .  Wintermonat is o r.
^ E r  Landrath der Republik 
A u f deu vorläufigen und ftaatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes
InAnschaü des Deerets der Schweiß vom 
17. letzt verstrichenen Herbftmouats / wodurch 
fie zur Wiedervergeltung desjenigen/ so vom 
Landrathe der Republik W a llis  den y. August 
getragen worden ich verordnet / daß die W a l- 
liser Offieier die in den in Spanischen Diensten 
befindlichen Schweitzer Regimentern würklich 
dienen / die nemlichen Rechte der Beförderung/ 
wie die Schweitzer Officiers genießen sollen m it 
der angehängten Bedingung jedoch/ in sofern als 
ihnen ihre Regierung im W a llis  die freye 
Werbung gestatte.
InAnschaü der erklärenden Note die Seine 
Excellenz der Landamman seiner Excellenz den: 
bevollmächtigten Minister von Spanien in die­
ser Ruckficht übergeben hat.
m  z
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- I n  Erwägung, daß es der Gerechtigkeit 
gemäß ist , daß die beyderseitigen Regierungen 
denOfficiers ihrerNation,denen dieAvancierüng 
zur Anführung der Compagnien in den gegen­
seitigen Regimentern zugesichert ist, die W er­
bungen in ihren Landen wechselseitig gestatten. 
Und gcfinnet die nemlichefreundschafliche W ie- 
dervergeltung zu gebrauchen, die der Landrath 
der schweizerischen Eidsgenossenschaft gegen 
unsere Republik ausgeübt hat.
Verordnet:
Der; Walliser Officiers, die wirklich in 
den, in königlichen Spanischer: Diensten befind­
lichen Regimenten dienen, wird die Erlaubniß 
gestattet in W allis  frey zu werben zum Unter­
halte ihrer Compagnien, wenn sie zu den sel­
ben gelangt seyn werden, mit dem Vorbehalte, 
daß in der Schweiß den Schweißer Officiers, 
sobald sie erste Hauptmann einerFußlierCompa- 
gnie in dem Walliser Regimente seyn werden, 
gleiche Erlaubniß zugestanden werde.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 15 
Wintermonat 1823.
Der Präsident des Landraths 
S i g r i s t e n .
I m  Nackendes Landrathes
Die Secretar des Landraths
Desepibus- Dufour.
i8 z
D er Staatsrath beschließt, daß dieses ge­
genwärtige Gesetz mit dem Siegel der Re­
publik versehen und bekannt gemacht werde, 
um nach seiner form mit In h a lt  vollzogen zu 
werden. Sitten den 9 Christmonat. l 8<>z.
L  er Landshaupmann der Requblik  
A u g u s t i n i .
' I m  Namen des Staatsrathes.
Der Landschreiber
Tousard Dolbec.
G e s e t z
wodurch der 4te Artikel des Gesetzes vom 4ten 
Herbstmonat i8or. über die Dauer derverrichtunge 
der Gem indrathen widerrufen wird.
Dom 19. Wintermonat 180;.
^ E r  Landrath der Republik
A uf den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths
Einberichtet, daß die Verfügung des 4ten 
Artikels des Gesetzes vom 4ten Herbftmonak 
1802. welcher die Verrichtungen der Gemeind- 
räthe auf eine Zeitfrist von wenigstens zwey 
Jahre gesetzt , in verschiedenen Gemeinden 
große Beschwernisse veranlasset hat , und w il­
lens so viel möglich sich nach den alten Ge­
rn 4
^84 ^
bräuchen zurichten, in sofern sie nicht d? 
Staatsverfassung entgegen gesetzt sind-
Verordnet:
1. D ie allgemeine Gemeindsversammlung 
kann auf das vorlaüfige Gutachten des, aus 
dem Präsidenten , zweyen Zeugen, und dem 
Schreiber bestehenden Bureaus, die Dauer der 
Verrichtungen der Glieder der Gemeindräthe 
auf eine Zeitfrist von wenigstens einem Jahre 
setzen.
2. Der 4te Artikel des Gesetzes vom 4ten 
Herbftmonat 1822. ist, was die Bestimmung 
der Dauer gemeldter Verrichtungen anbetrift, 
eingestellt.
Gegeben im Landrathe zu S itten den is  
Wintermonat - 8oz.
Folgen die Unterschriften.
D er Staatsrath beschließt re- unterschrieben 




Zur Errichtung eines Werkes/ in wclchm die 
Hauokinder / und die unter Vogtey/und Vormund, 
schast stehenden persenm bezüchtiger werden.
Vom iy. Wintcrmonat i8vz.
^ ) § r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und ftaatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung / daß es wichtig ist / den 
Hausvätern/UndVormündernMittelderAbwehr 
und Bezüchtigung an die Hand zu schaffen/ 
welche geschickt seyn/ den Kindern/ und den 
unter Vogtey, und Vormundschaft stehenden 
Personell, eine Zurückhaltung einzuflößen, auf 
welche das väterliche, und vormündschaftliche 
Ansehen nicht hinreichend würcket.', und zmn 
voraus vorzubiegen, das die ersten Ausgelas­
senheiten die jungen Leute nicht zu Strafbare­
ren Frevlen verleiten, und fie nicht gar noch 
zum Laster selbst hinreisten, wenn ihnen nicht 
beyzeiten Einhalt gethan wird-
Und da er die Meinung entwickelt, die 
er schon durch den 9ten Artikel des Gesetzes 
vom ziten M a y  isoz angezeigt hat-
Verordnet:
1. Die jungen Leute beyder Geschlechter/
' deren üble Aufführung, Verschwendung, und
Ausschweifungen eineStrafe verdienten,oder daß 
man ihnen Einhalt thue, obwohlen sie nicht 
im  Falle wären, durch Criminal-oder Zucht- 
polizey-Gericht bestraft zu werden,können in dem 
Zuchthausemit, oder ohne Pflicht in dem I n ­
nern des Hauses zuarbeiten, eingespert werden-
2. Ueber die Bestimmung der Dauer dieser 
Einsperrung, und der Beschaffenheit, wie 
auch des Maaßes der Arbeit soll durch eine 
Versammlung der Anverwandten unter dem 
Vorsitze des Ortsrichters auf den Vortrag von 
V a te r , und M u tte r , oder des Vormünders, 
und auf das Gutachten von sieben Anverwand­
ten, welches wenigstens durch das des Rich­
ters bekräftiget w i r d , gesprochen werden.
z. Eine solche Versammlung kann uach- 
gehends die S tra fe , welche von der vorherigen 
auferlegt worden is t, vermindern oder abän­
dern.
4- Die Berathschlagung der Versammlung 
der Anverwandten ist der Gütheißung des Zeh- 
nenpräsidenten, und zweyer Gemeindspräsiden- 
ten, die noch von dem O r t e , noch von derVer- 
wandschaft desjenigen sind, über welchen berath­
schlaget w ird , unterworfen.
5. Die Verwandten werden gehalten seyn, 
die Kosten, und die Kost des Eingesperten, 
jedoch m it Abzug des Werths seiner Arbeit 
zu bezahlen, sofern er solche zum Vortheil des 
Hauses thut. S ie  werden sich diesfals m it 
dem Direcktor des Zuchthauses verstehen
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Zur Ersparrung der Uukösten / so die Ab- 
schickung , und der Aufenthalt dergleichen Leute 
im  Zuchthaus verursachen, w ird es den Be- 
freundten frey stehen, dieselbe in den Zehnen- 
arrestkammern einsperren zu lassen.
6. Diese Einsperrung, welche eine Fami­
lien Züchtigung ist, wird der Ehre des Einge­
steckten gar nichts schaden.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 19 
Wintermonat löoz.
> Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz
wsdu-ch verschiedene gericht iche Ausrufungen 
in ^ as amtliche Berichtoblatt einzmück-n verordnet 
wird.
Vom 19. Wintmnoiiat i8oz.
^ E r  Landrath der Republik
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß die Formalität der 
Ausrufung in den drey benachbarten Pfarreyen, 
welche durch das Landrecht verordnet wird , in 
-verschiedenen Fällen nicht hinreichend befunden
^  18 8
w ird. Daß die fremden, und nicht Säßhaf- 
ten vielfältig beträchtlichen Schäden ausgesetzt 
sind/ weilen sie durch die Verfügung dieser 
Ausrufungen / von welchen man sehr hart 
Kenntniß erhält / von ihrem Recht/ von 
ihrer Forderung abgewiesen/ und ausgeschlos­
sen werden.
I n  Erwägung / daß die Sicherheit der Ei- 
genthümmer erheischet/ daß die endliche V or­




Erstens- Welche gerichtliche Fallimente / 
und Rechtslage (Distributionen) betreffen.
Zweytens- Welche die in Beschlagnahmen 
der gekauften oder ererbten Grundstücke betref­
fen, welche geschehen, um die Unterpfänder le­
dig zu machen.
Drittens. Alle Verkündungen endlich, wel­
che eine endliche Zeitfrift zur.Einsetzung in den 
Besitz fahrender Güter, oder Liegenschaften, 
oder eine ewige Ausschließung, und Abweisung 
verfügen, sollen bey S tra fe  der Richtigkeit in 
das ämtliche Gerichtsblatt eingerückt werden.
2. DieseEinrückung soll aufeinemUrkunds- 
rnäßigen Ackt geschehen, welchen der Gericht-
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schreibet auf Sorg fa lt desjenigen, der darum 
anhattet, einliefern wird.
Gegeben im Landrathezu S itten den l9ten 
W itermonat 180;.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und mit dem Siegel versehen rc. ,
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
Ueb.r die Titulatur des Presidenten des Land. 
rathes.
Dom - r .  November i8 o ;
Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und Staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
En Erwägung, daß die Nationalstellver- 
tretung in der Person ihres Vorsitzers von allen 
Landsleuten verehrt werden soll, und daß es zn 
diesem Ende sich schickt,ihm einen Tite l zu über­
tragen, den die Republik ihren ersten M ag i- 
stcatspersoneu zugesteht.
Verordnet:
Der Herr President des Landrathes sott, 
.sowohl da man ihm zuredet, als irr den an
. lyo
ihn gerichteten Zuschriften m it dem T ite l Ex­
cellenz / oder Großmächtigkeit benannt werden.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 21. 
November isoz.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 
und mit dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
, Ueber die Titulatur res Landohauptmanns der 
Republik.
Vom -r . Wintermonat i«oz. >
Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Stäatsraths-
I n  Erwägung, daß der Landshauptmann 
das Haupt der immer beysammen bleiben­
den Regierung ist, und daß er demAusländer die 
Republik vorstellt, und hiemit die Anständig­
keit erfordert, ihm die zufolge der zwischen ver­
schiedenen Regierungen angenommenen Gebräu­
che, eine T itu la tur beyzumessen, welche einem 
jeden, der m it ihm in Geschäften steht, die 
schuldige Ehrfurcht einflößen soll.
I n  Erwägung, daß die helvetische Con- 
federation eben für diesen Gegenstand ein Ge­
setz getragen hat, und daß diese Benennung 
dem Gebrauche des vormahligen Wallefiani- 
scheu Staates gleichförmig ist.
Verordnet:
Der Herr Landshauptmann der Republik 
soll mündlich , und Schriftlich Excellenz, oder > 
Großmächttgkeit betittelt werden.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 22 
Wintermonat i 8oz.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 
und mit dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften.
Geset z
Zur Erklärung des Geseges vom r/ten M ay  
ütur die Werbung.
Vom 2 z. Wintermonat isoz.
^ ) E r  Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und ftaatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Auslegung, des Gesetzes vom 27ten 
M ay i 8oz, über die Werbung für das in 
Spanischen Diensten stehende Regiment.
Verordnet:
Die durch den ?ten Artikel verordnete 
Rückerstattung des erhaltenen Handgelds ist
l§2
auf den dritten, und vierten Artikel erwähn­
ten Gesetzes anwendbar.
Gegeben im Landrathe zu S itten den rz- 
W intermonat 180z.
Folgen die Unterschriften-
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben, 
und versieglet / re.
Folgen die Unterschriften.
Geset z
Zur Auslegung des ersten Artikels des Gesetzes 
vom -4tcn M ay 180Z, über die verwiütgung der 
Wirths-Gast, Gchei,k-und Caffehäuserrechten. .
Vom -Z. Wintermonat,roz.
^ E r  Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und siaatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung, daß die Meinung des Ge­
setzes vom 2-sten M a y  ikoz ,  in Betref der 
Verwilligung der W irths-Gast, Schenck-und 
Eaffeehäuser nicht gewesen ist, die Rechte zu ver­
letzen , welche man durch schriftliche Akten, 
oder unbedenklichen Besitz erworben hat, und 




Der erste Artikel des Gesetzes vorn 24ten 
M a y  180z, belangend den Weinverkauf in 
Kleinem versetzt auf keincArt die vor dem ersten 
Jenner 1798 bestandenen Freyheiten und Rechte, 
welches, wie sie zu dieser Zeit ausgeübt wor­
den / beybehalten werden.
Gegeben im Landrathe zu S itten den rz,^ 
Wintermonat 180z. . >
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc- „  ' 
Folgen die Unterschriften.
D e c r e t.
Ueber die v  rtheilung dcrOssciersstellen des in 
spg ftschenDienste steh ndenwalliscr Regiments un» 
ter allen Zeh ten der Republik.
Dom-z. Wintermonat izo^ .
^ ) E r  Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen und ftaatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes-
I n  Erwägung, daß da der ehmahlige 
S tand W allis  die.Cinrichtung eines Walliser 
Regimentes zum spanischen Dienste gestattet
!Y4 iK -'
ha t, eine der Bedingungen war ,  daß d ieO f- 
fieierstellen unter die Löbl- Zehnen brüderlich 
ausgetheilt würden.
I n  Erwägung, daß die in der bürgerli­
chen Staatsverfassung eingetretenen Verän­
derungen zu folge diese Vertheilung der w ört­
lichen Anzahl der Zehnen, und ihrer Bevöl­
kerung so viel möglich angeinessen seyn soll, ohne 
jedoch einen Zehnen zu lange ohne Theilhaftig- 
machung zu den zuerledigenden Stellen zu lassen.
Verordnet:
i :  D ie Ossieiersstellen des in Spani­
schen Diensten stehenden walliser Regimentes 
sollen fürs erste M ah l, von dem gegenwärtigen 
Gesetze an zu rechnen, unter die zwölf Löbl. Zeh­
nen derRepublik proportions weise vertheiltwer- 
den nach Masgabe eines Offiziers aus tausend 
Seelen. M a n  w ird sich diesfalls nach demVer- 
zeichniß der Bevölkerung richten, so durch die 
Gemeinden im  Jahre 1302. eingegeben wor­
den ist. '
2. Um zu dieser Vertheilung zugelangen, 
sollen die Zehnen, die ihre AnzahlOfficier voll­
ständig, oder überzählig haben, zu jenen Stellen, 
die E rled igun g  gerathen sollten,keinen Antheil 
haben, solang der Zehnen Entremont nicht vier, 
jener von Martinacht drey, jener von M on- 
they drey , und der von Heremense nicht zwey 
Officier haben werden.
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z Sobald diese Bedingung erfüllt seyn 
w i r d , werden die erledigten Stelle einmahl 
der allgemeinen Reihe nach unter allen Löbl. 
Zehne»/und zwar m it Anfange derjenigen, die 
ihrenAntheilOfficiers nicht besitzen/ und nachher 
der besonderen Reihe nach unter den letzteren, 
und so wechselweise fortbesetzt werden / bis jeder 
Zehnen zu der Anzahl Ernennungen, die ihnr 
zugeeignet ist, w ird gelangt seyn. Und hernach 
soll eine bestimmte Ordnung festgesetzt werden, 
nach welcher in Zukunft alle Zehnen zu dm 
erledigten Stellen werden vorschlagen können-
4. Zu diesem Behuf soll der Oberst deS 
Regiments dem Staatsrathe ein genaues Ver- 
zeichmß aller vorhandenen Offieiers, und der 
Zehnen, denen sie zugehörig sind, eingeben.
5. Der Staatsrath w ird dem Obersten 
des Regiments die O rdnung , nach welcher 
die Zehnen auf einander der erledigten S te l­
len theilhaftig werden sollen, kund machen.
6. Der Oberst w ird  seinerseits -eir 
Staatsrath der Ordnung verständigen, nach 
welcher die Hanptmanne des Regiments nach 
und nach das Ernamsungrecht haben sollen, 
und ihm zum voraus denjenigen melden, der 
sich der Reihe nach der erste zu ernamsen 
befindet. '
7. Der Staatsrath ist beauftragt die Zeff- 
nen im voraus zu berichten , wenn ihre Reihe 
zu einem erledigten Platz heran nahst, damit
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sie die Subjecte ihres Bezirkes, die die durch die 
Capitulation erheischten Eigenschaften besitzen, 
nach diesen Stellen zu werben, mahnen können, 
sich dem Hüuptmaun, der im Falle ist, zu er­
nennen zu melden.
8. D ie Zehnen, denen das Recht einen 
Offieier zu geben, zukömmt, haben das Recht 
einzuwilligen , daß er in einem andern Zehnen 
gewählet werde. Allein das ernante Subjeckt 
w ird  immer für den Zehnen zählen, indessen 
M itte  hätte gewählet werden sollen, nach der 
durch das gegenwärtige Gesetz festgesetzten O rd­
nung.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 2z 
Wintermonat - 8oz.
Folgen die Unterschriften.
D er Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
wider die Hcrumläuftr, und Lctößmacher bey 
nächtlicher weile.
Dom rz .  Wmtmnoliat i8oz.
Landrath der> Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathetz.,
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I n  Erwägung , daß das Gesetz nicht we­
niger für die Ruhe / als für die Sicherheit 
der Bürger Vorsorg thun soll / welche/ da sie bey 
Nachtszeit ausruhen / sich auf die öffentliche 
Wachsamkeit verlassen.
Verordnet:
1. Jene/ welche bey nächtlicher Weile in 
den Gassen / und auf den Feldern um die be­
wohnten Häuser herumstreichen/und die Ruhe 
der Bürger sey es durch allerhand Geschrey, 
oder durch irgend andere Gattung ängstigen­
der Getöse stören / sollen fürs erftemahl ohne 
Gnad m it 24. Stundlangem Verhaft bey 
Wasser und B rod  gestraft werden. I m  Ruck­
fa ll aber ist die geringste S tra f  auf r s.Pfnnd, 
und dreytägigen Verhaft m it Wasser und B ro d , 
und die schärfeste auf ein monatlangeGefan- 
genschaft im  Zuchthause bestimmt.
2.Jene,welche ihre geräuschvollen Unsugen 
so weit treiben, daß sie andererGesundheit Scha­
den zufügen / oder welche einigen Nachtheil ver­
ursachen ; Jene / welche in fremde geschlossene 
Häuser einsteigen , und eingehn / sey es / daß die­
ses ohne/ oder m it Bruch der Thüren/ Fen­
ster/ oder anderer Einschlüsse geschehe/ sollen 
als S törer der öffentlichen Ruhe laut Land­
recht angelangt / und bestraft werden, ja über- 
das annoch zur Ersetzung des zu gefügten Scha­
dens verfällt seyn-
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Gegeben im Landrathe zu S itten denrzten' 
Wintermonat 180z.
Folgen die Unterschriften.
D er Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
imd mit dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
Ge s e t z
Ueber-te Art, wie man im Fache der Beschim, 
Pfung verfahren solk
Dom -z . W intcrmonat iz vz .
^ ) E r  Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung, daß jeder Rechtshandel 
wegen Beschimpfungen ein Handel is t, der die 
Ehre angeht, und das,als solcher, er gemäß der 
Staatsverfassung in der ersten Jnstantz vor das 
Gericht des Großkastlans des Zehnens gebracht 
werden soll-
I n  Erwägung nichts destoweniger, daß die 
rnehrsten dieser Händel vermittelst der Aus­
füllung können gelöscht werden, und daß es 
zu erwünschen ist, das man dahin gelange, der­
gleichen Prozessen durch eine A rt freundlichen 
Vergleiches vorzukommen, und selbe zu ver­
mindern, welches den Gebräuchen nahe kommt,
> z fz
M  Hofnmg einer Zuflucht und Duldung in 
ihrent Land benehmen / und dem Verwaltungs­
Rath eine angemessene Entschädigung für ihre 
rviederersetzung verschaffen soll.
Nach eingesehenen Artikel der Capitula- 
tion des B a ta illons, Wodurch ihm die freye 
Ausübung seiner Gerechtigkeit zugesichert/ und 
die Männer/ die dasselbe bilden/ nur denwal- 
liser Gerichtshöfen unterworfen sind.
Verordnet:
i .  E in jeder Ausreißer des walltfer B a - 
taillons im Diensten seiner Majestät des fran­
zösischen Kaysers/ der auf dem Boden, der 
Republik in den Zeitraum von zehen Jahren 
nach seiner Desertion gefunden würde., soll an­
gehalten / festgesetzt / und zum Corps zurückge­
führt werden , um daselbst laut Gesetzen verur­
t e i l t  werden.
- 2. Indessen bis der Landrath ein M ilitä r -  
Gesetzbuch beschlossen ha t; sollen die Strafen 
wider die Ausreißer diejenigen seyn / sv durch 
das französische Gesetz wider die Ausreißer von 
19. Vendemiaire/ Ja h r i r .  verordnet s ind, 
m it Ausnahme jedoch hieruntm folgender M o ­
difikation- D ie S trafe der öffentlich Arbeiten 
ist in  eine Vermehrung , der Dienstjahre ver­
wandelt / welche in dem nähmlichen M aas, 




3. Ueber diese Strafen sollen die Ausrei­
ßer in jeden Fällen annoch auf ih r gegenwär­
tiges , und künftiges Vermögen zur Ergänzung 
aller Vorschüsse, die ihnen von dem Corps 
möchten gemacht worden seyn / und zur Be­
zahlung aller durch sie verursachte,» Unkösten 
verurtheilt werden. Und im Fa lle , wo ein ^ 
Ausreißer/ der bloß eine Dienstzeitsvermehrung 
verwirckt hätte / nicht in Zeit von sechs M o ­
naten wieder beym Corps einträfe / und in  
allen schwere Strafen verdienenden Fä llen , 
w ird er zu einer Entschädigung von hundert 
Franken / jeder zu zehen Batzen gerechnet, zu 
Künsten der Werbskasse verurtheilt werden. 
Diese Geldstrafen sind vollziehbar / wenn ein 
Contumanzurtheil getragen worden ist -
4. Kein Ausreißer von diesem B a ta illon  
soll von irgend Jemanden Zuflucht erhalten , 
weder in einer Gemeinde der Republik gedul­
det werden unter den von dem gegenwärti­
gen Gesetze verordneten S trafen.
5. Zur Vollziehung der vorhergehenden 
Verodnungen soll der Batailonschef dem 
S taatsrath das Signalement aller Ausreißer 
zuschicken. Dies Signalement soll gedruckt, 
und in einer hinreichenden Anzahl Exempla­
ren den Zehnenpresidenten Übermacht werden, 
um in allen Gemeinden publiziert, und ange­
schlagen / wie auch der Landwache übergebe» 
zu werden.
6. D ie Gemeinden / in welchen nach mehr 
als drey.Tägen seit der Kundmachung ihres
zf5 ^
Signalements , Ausreißer sollten gefunden wer­
den , werden durch diese Thatsache selbst in 
eine Strafe von ?§ Franken von ro Batzen, 
die sie der Staatskasse durch jeden Ausreißer 
entrichten sollen, verfallen, wenn sie selbe nicht 
selbst, bevor die Anzeige davon dem Polizey- 
Departement ist gemacht worden, angehalten 
haben» Jedoch soll sie zu ihrer Vergütung ge­
gen diejenigen Partikularen, die denselben Zu- 
stucht gestattet haben ihrenRegreß haben können.
7. I n  diese Buße verfällt man, sey es daß 
der Ausreißer ist arrettiert worden, oder daß er 
entwichen ist.
8. D ie Kundmachung des Signalements 
soll in allen Gemeinden aufs späteste am rten 
Sonntag , nachdem es dem Zehnenpresidenten 
.w ird Übermacht worden seyn, statt haben, und 
W  soll immer von diesem Tage an gezählt wer­
den für den vom Art. 6 verordneten rigorosen 
Termin. Der Zehnenpresident soll für jeden 
Verfchub verantwortlich seyn.
9 W er immer dem Polizey Departement 
einen bezeichneten Ausreißer angeben w ird , 
w ird  eine Belohnung von r 6 Franken erhal­
ten, wenn die Verhaftung des Ausreißers da­
rau f gefolgt seyn wird. Der Angeher w ird 
von der Staatskasse bezahlt werden, und sein 
Nahme verschwiegen bleiben
ro. D ie Gemeinden, welche Ausreißer 
werden verhaften lassen, sollen selbe sofort 
nach den, Gefängnissen von S itten bringen, 
oder dem erster! Vdsten -er Landwache einlie­
fern lasse», um sie nach denselben abzuführen
Z5§
Gegeben im Landrathe zu S itten den 4 
Christmonat 1807.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re- unterzeichnet
und mildem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z .
Betreffend dieAusftihrdes Getreides/ und desMehls 
Dom 4. Chrißmonat 1807.
^ ^ ^ ^ E r Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und ftaatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß die Beweggründe, die 
das Gesetz vorn z b .  Weinmonat 1 8 0 2 . nöthig 
gemacht haben,auf Umstände Bezug hatten, die 
nun nicht mehr bestehen
I n  Erwägung, daß die Ursachen, die die 
Ausfuhr des Getreydes und des Mehls zu 
verbiethen, oder zu erlauben bestimmt haben, 
alle zufällig und wandelbar find, und daß die 
,Gesetzgebung über diesen Gegenstand» fich m it 
ihnen ändern soll.
V e r o r d n e t :
1. Das Gesetz vorn ;»ten 1802 so die 
Ausfuhr des Getreides des M eh ls , und der 
Erdäpfel verbiethet ist zurückgenommen.
2. D ie Ausfuhr des Getreides des M ehls 
und des Brods ist erlaubt, wenn diese nicht fol­
genden Preis übersteigen, nemlich der Waizen 72 
Batz° und der Roggen 45 das sittner Fische.
' S s " "
zs7 ^
z. Wenn der Preis derselben den oban- 
gesetzten Preis übersteigen sollte, ist der S taats­
rath befügt die Ausfuhr förmlich zu verbie­
then, und im Ueberttetungsfall, werden die 
Uebertreter m it einer Buße von ioo Franken 
und m it der Confiscation der W ahren, der 
Pferde, der W ägen , S ch iffe , Und anderer 
M it te l,  die zur Fuhr gebraucht werden, ge­
straft worden. D er D ritte l der Buße, und der 
Confiscation w ird dem Angeber zugehören.
4- Der S taatsrath ist bis zur ordentli­
chen Kundmachung dieses Gesetzes Vefügt die 
Maßregeln zu treffen , die nöthig find um 
selbes bekannt zu machen.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 4. 
bhristmonat 1807.
Folgen die Unterschriften.
D er S taatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folaen die Unterschriften.
G e s e t z
welches einige Lehnsrechte des Staates un. 
entgeltlich abgeschafft erklärt.
Dom 4. Christmonat 1807.
Landrath der Republik- 
M f  den vorläufigen und staatsverfaßlichett 
Vorschlag des Staatsrathes.
Nach eingesehener B ittschrift vom 8ten 
und '2ten Heumonat -805 , die dem S taats­
rath von den Deputirten der LL- Zehnen M a r-
«S4 z;8
linacht, und Entremont ist eingerkcht worden 
damit einige Lehnsrechte des Staates unent­
geltlich abgeschaft erklärt werden.
Nach eingesehenem Gesetz vorn zoten M a y  
i8c>z, welches die persönliche Lehnsrechte und 
Schuldbarkeiten, die wenn das Factum er­
wiesen ist, ihren Ursprung von dem durch die 
Constitution und die Gesetze aufgehobenen P r i­
vilegien herleiten, und welches unter diese 
Anzahl die Thalberigkeit sl'slllÄbilite^ die tod- 
t? Hand, die Plaeitü Huldigungen, Ausritte, 
Mannwercke, Bannalitäten,  und andere der- 
ley Rechte begreift, von denen man beweisen 
kann, daß sie ihr Daseyn entweder einer per­
sönlichen Feudalität, oder abgeschaftenlPrivi- 
legien schuldig sind.
Verordnet:
i .  S ind  ohne Entgeld abgeschaft folgen­
de Lehnsrechte.
. 3. D ie drey F lorin  kleines Gewichtes S a -
voyer Münze, die die Gemeinde St.Petersburg 
fü r die Abschaffung des Verfallrechtes zahlte.
b. Ein-und zwanzigmörßiger P fu n d , die 
die Gemeinde Ridde für die Taille zahlte.
c. Neunzehn Pfund zehen sols mörsiqer, 
die die Gemeinde Leytron für die Taille zahlte-
ä. Vierzehn Pfund und e ilf S o ld , die 
die Gemeind Fully für die Taille zahlte.
e. Den Betrag , den die Gemeinde von 
St.Petersburg für den Ausritt zahlte, der in 
sieben Pfund und zwölf mörsersold begriffen 
is t, und sich auf drey Feuda erstrekt, wovon
3 Z
' M  §69 ^
kasjenige der Eschuten /so unter den'Buchst^ 
ben 3. hierohsn annotiert ist, allein auf drey 
F lo rin  geschlagen ist
f. Vierzig mörsiger-Sold, die die Gemeind 
Liddes für Gemeindwercke bezahlte
Z- Vierzig mörsiger S o ld , die die Ge­
meind Orsieres dem Schlosse Schillott fü r 
Frohendienfte bezahlte
K. Sechs Gros, so die Gemeind Vollege für 
jährliche/ und immerwährende Wachm bezahlte.
ü Vierzehn G w ß , so die Gemeind Liddes 
pro Iauäi8 et venäis bezahlte.
Ir z o mörsiger Sold, so die Gemeind Bag- 
Iies und Vollege pro 1euäi8 et venäi8 bezahlten^
l. § mörsiger S o ld , so die Gmieind R id- 
dks pro 1euäi8 et vencii8 zahlte-
m. D ie 19 mörsiger S o ld , so Gemeind 
Orsieres kraft des Achtes vorn i sten A p M  
' 668 pro placito §ensrali zahlte , so wie l/lch 
die 22 Mesnres von Orsiers
n. D ie 2 mörsiger S o ld , so die Gemeind, 
Liddes für das plaiäs zahlte-
o. D ie 2 mörsiger S o ld , die die Gemeind 
Orsieres für die Alpe 6e la Garens zahlte 
p- Das halbe M ie t Haber, welches die 
Gemeind Orsieres für die Wasserfuhr, Dalle- 
ves genannt, bezahlte.
-1- D ie zwey und vierzig Groß, so die 
Gemeind Orsieres für die Bestätigung ihres 
Franchisen zahlte..
r. D ie sechs und zwanzig S o ld , so die 
Gemeind Vollege für das Recht genannt cllar- 
VLZium zahlte.
Z,6o
8 Die sechzig Batzen, so für die Curialey 
von Entremont bezahlt wurde.
t  Die Zehnen mörsiger S o ld  / so von der 
Gemrind Boveranier für 8Luvs-Aarcke und die 
Protektion des Prinzen bezahlt wurden-
u Den Schaub s M rb e ) Rocken / so die 
Gemeind von Riddes für jeden Thalberigen 
ihrer Heerde bezahlte.
5. D ie dreysig S o ld  / welche die Gemeind 
Ersteres pro Ieuäi8 er venäi8 bezahlt
2 Den Goldgulden, welchen die Gemeind 
Orsieres bezahlte, um befreyct zu seyn, dem 
Kastlan von Entremont Heu zu liefern.
2. D ie Abgaben, welche die Gemeinden 
von Sembranscher und Saxon für die Backo­
fen bezahlt, werden von diesen Gemeinden laut 
dem Preis der Hälfte der jährlichen Abgaben 
loosgekauft werden ,
z. D ie Gemeinden, welche Gülten und 
Zehnten looskaufen, die dem Staate zugehörcn, 
können vermittelst der persönlichen Schuldbriefe 
so die betreffenden Gemeinder, oder Gemein­
den wider den S taa t besitzen, den Werth da­
von bezahlen.
4. Dieses. Gesetz ist auf alle Fälle an­
wendbar , die den in vorgehenden Artikel er­
wähnten gleich sind-
Gegeben im Landrathe zu S itten den 
Christmönat 180?.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen di/ Unteeschrtzrm.
z6r
G e s e t z
So die Einrichtung eines Dienstes st'r den 
Transport der Reisenden auf allen Strassen der 
Republik Verorhnet. ,
- Dom 4. Christmonat 1807. , ^
^ ) b r  Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths ^
JnErwägung, daß es in dem unwandelbaren 
Interresse der Einwohner dieses Landes / und in 
der den politischen und commerzialVerhältnisseu 
der Republik schuldigen Rücksicht liegt/ den 
Reisendem die die Erraffen von W a llis  besu­
chen Transportmittel zu versichern / die regel­
mäßig / und um einen regelmäßigen Preis find.
Verordnet:
i .  Es soll in den hauptsächlichsten Orten 
auf den Strassen der Republik ein Commissär 
aufgestellt / der vorn Staatsrats w ird ernennt 
werden/ um den Reisenden die Fuhrsm itte l, 
deren sie bedürfen / zuzusichern.
Dieser Commissär soll alle Pferd und 
M au lth ie r Eigenthümmek/ die in seiner/ oder irr 
den benachbarten Gemeinden wohnen/ zu sich 
rufen / und diejenigen/ die sich verpflichten wol­
len/ die Reisenden unter ihnen der Reihe nach/ 
und um den Preis des vorn Staatsrathe zu 
bestimmenden Tarifs zu führen / einladen sich 
einzuschreiben
z Dieser Commissär soll ein Verzeichnis
^  z 6 r  ^
derjenigen errichten, die vor ihm ihre'Verpflich" 
tung eingehen werden, und Wird einem jeden 
ein Numero ausliefern, um W e r ihnen die 
Ordnung des Dienstes festzusetzen. E r w ird  
nur sichere Fuhrleute und Pferde, und M a u l­
thier, die m it keinem Gebrechen behaftet sind, 
die Sicherheit des Reisenden gefährden 
könnte, zulassen.
4 . Der verpflichtete Fuhrmann soll ge­
halten seyn, auf den Befehl des Fuhreom- 
missärs seiner Reihe nach zufahren. Indessen 
Ermanglung soll er aufVeranstaltung des Com- 
missärs auf seinen eigenen KösteN ersetzt werden, 
ausgenommen im Fa ll der Unmöglichkeit, wo­
fü r der Commissär dadurch Vorsehung thun 
wird, da er die nachfolgenden Numero w ird  
fahren lassen.
5. Das Gehalt des Commissärs w ird vom 
Staatsrath bestimmt werden, und w ird nicht 
mehr als z Batz.und nicht weniger als 2 Batz- 
durch Pferd laut der Loealität betragen können.
6. Niemand, als die im Verzeicbniß des 
Commissärs eingeschriebenen Eigenthümer der 
Pferde, und Maulthiere werden die Reisenden 
ihre Effecten und Wagen führen können bey 
S tra fe  von is  Franken, deren Hälfte zum 
Besten des Commissärs, und die andere Hälfte 
zum Besten der Verpflichteten Fuhrleute des 
Ortes seyn wird, wo die Uebertrettung w ird 
statt gehabt haben. Es sind jedoch die Posten 
und M ili tä r  Fuhrnstttel ausgenommen-
7. Es ist den Reisenden willkührlich auf 
jeder S ta tion ihre Pferde wechseln zu lassen,
. z6z
öder die Straße m it den nemlichen fortzuset­
zen/ wenn es nur Pferde der verpflichtetem 
Fuhrleute sind Jedoch können die Fuhrleute 
nicht verhalten werden mehr als 6 StundWegs 
zu machen, und in diesem Falle wird denselben 
Die nöthige Zeit gelassen werden, ihre Pferde 
laut dem Lauf, den sie noch!werden zumachen 
haben , zu erquicken, indem diese Anstalt nicht 
derjenigen der Posten kann verglichen werden.
8. Die Landsleute könne« nichtsdestoweniger 
anderer Wägen und Pferde, als jener der Ver­
pflichteten sich bedienen,und die Fremden können 
Lehnwägen und Pferde vorn Ausland wäh- 
, rend ihres ganzen Durchzugs durch das Land 
gebrauchen.
9. Der Lommissär w ird die Streitigkei­
ten zwischen den Reisenden, und den Fuhr­
leuten anhören, und darüber unentgeltlich spre­
chen , wenn die einen, oder diewdeken sich nach 
diesem Spruch nicht fügen wollen , so können 
sie diesen Handel vor den Qrtskastlan brin­
gen , der darüber summarisch sprechen wird.
i D ie Klagen wider den Commissär selbst 
sollen an den Zehnenpresidenten , wenn er im 
O rte selbst wohnhaft, oder die Sache nicht so 
dringlich ist, gerichtet werden, im dringli­
chen Fällen aber,oder wenn der Zehnenpräsident 
abwesend, oder entfernet ist, an den O rts - 
Presidenten.
11. Der Staatsrath ist bevollmächtiget 
den T a r if  der Pferde, Maulthiere, und Kut­
schen zu regulieren, sowohl in der Ebne, als 
im Gebürge auf den Straßen von S t .  Ber-
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nardsberg, dem Leuckerbaad, und SimHeln- 
wie auch alle nöthigen Verordnungen zur V o ll­
ziehung -es gegenwärtigen Gesetzes zu treffen.
12. Das gegenwärtige Gesetz/'und die 
Beschlüsse des Staatsraths sollen verkündigt, 
gedruckt, und in den Gemeinden auf den lan- 
gezeigteu S traßen, wo sie für den Fremden 
am nöthigsten seyn werden, angeschlagen werden.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 4 
Christmonat 1807.
Der Präsident des Landrathes.
S t o e k a l p e r .  -  
I m  Namen des Landrathes
Die Sekretär des Landrathes
B arm an, Lang. :
D er Staatsrath beschließt, daß dieses ge­
genwärtige Gesetz in seinem Nahmen rmker- 
schriebens m it dem Siegel der Republik verse­
hen und bekannt gemacht werde, um nach 
seiner Form und In h a lt  vollzogen zu werden.
S itten den ivten Christmönat 1827 
D  r Landsha ptm um der Republik 
D e s e p i b u s .
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die diesfalls verschiedene Gemeinden hatten,' 
imd welches sich m it der Gtaatsverfassung ver­
tragen kann.
Verordnet:
i.' I m  Falle einer Wortsbeschimpfung, 
von was für einer Beschaffenheit sie immer seyn 
kann, soll die sich beleidigtfindende Parthey 
ihren Gegner vor demPräsidenten der Gemeinde 
eintagen, damit er ih r eine hinreichende Ge­
nugthuung gütlicher Weise verschaffen-
r». Der Präsident der Gemeinde w ird sich 
von zween redlichen und verständigen Männern 
der nemlichen Gemeinde verbeystanden lassen, 
die er sechsten wählen kann, und sie werden 
gemeinschaftlich trachten, die Partheyen m it­
einander auszusöhnen, und der beleidigten eine 
Genugthuung zu verschaffen, m it welcher sie 
zufrieden sey. Und wenn die Partheyen sich 
miteinander vergleichen, ist der Handel des 
gänzlichen ausgelöscht.
3. Sollten aber die Partheyen nicht durch 
dieSchiedleute verglichen werden können, bleibt 
es dem Beschimpften frey seinen Handel rechts- 
förmlich vor den Großkastlan des Zehnens zu 
dringen, und alles, was im Beyseyn der Schied­
leute würde gemacht worden seyn, w ird  die 
Rechte keiner Parthey im mindesten benach- 
theiligen können.
4. Kein Handel wegm Beschimpfungen 
Wird vor das Gericht des Großkastlans können
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gebracht werden, wenn er nicht m it einemSchein 
abSeitendes Präfidellten derGemeinde versehen 
ist, daß die Partheyen gebührend allererst vor 
den Schiedleuten der Gemeinde erschienen sind, 
und durch selbe nicht haben können ausgesöhnt 
werden.
'5 .  Gegenwärtiges Gesetz wird bloß auf die 
Händel anwendbar seyn, welche nach dem 
Ausruf desselben enstehen werden.
Gegeben im  Landrathe zu S itten  den rz 
M a y  ldo,'.
Folgen die Unterschriften-
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben, 
und versieglet,, re.
Folgen die Unterschriften.
Ge s e t z
Ueber den Verkauf des walliser Salzes aufdein 
Gebieth der Italienischen Republik.
Dom - r .  Wintermonat i8 °z .
Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes. ' . °
I n  Erwägung, daß derVerkaufdesSat- 
. .  zes, der vom W a llis  auf dem Gebiethe der 
italienischen Republik gemacht würde, den F i­
nanzen ihrer Republik höchstnachtheilig M
2 0 l
würde, und das die walliser Regierurrg diesen 
unerlaubten Handel nicht gleichgültig ansehen 
kann, ohne sich gegen die Freundschaft zu ver­
fehlen, so ihr die italienische Regierung erpro­
bet , und auch ohne das Zutrauen zu mjsbrau- 
chen, so sie auf uns setzt , da sie uns mittel­
ländisches Sa lz anzuschaffen bewilliget hat-
I n  Erwägung, daß die Vorsorge, so ge­
gen den Pachter der Republik ist genommen 
worden, um zu verhindern, das m it dem Salz, 
so er in Suna empfanget, von ihm oder von 
Seiten seiner Agenten keine Mißbräuche entste­
hen, nicht hinlänglich seyn möchte.
Verordnet:
i .  D ie B ußen, so durch daß Gesetz vorn 
2ten Wintermonat 1802. wider jene sind fest­
gesetzt worden, die m it dem Salz auf dem Ge­
bieth der Republik einen verbothenen Handel 
machen würden, sollen sich auch auf jene bezie­
hen, die in dem Gebiethe der italienischen Re­
publik von dem für das W a llis  schon empfan­
gene, oder bestimmte Salz zurück lassen w ür­
den, oder die vom W a llis  aus allda S a lz  ver­
kaufen würden.
r. Gegenwärtiges Gesetz w ird jenes vom 
sten Wintermonat nicht verfchmähleren, wel­
ches sich auf jene bezieht, die alss dem walliser 
Gebieth ohne Commission, und ohne Befehl 
von der Regierung Salz werden verkauft haben,
^  rar.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 29 
Wintermonat rr>oz.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und mit dein Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
G e s c t z
Ueber die Taxe der den französischen Truppen 
feit dem 6ten September. 1802, gemachten Liefe« 
rungen.
Asm 29. Wintermonat l8oz.
^ E r  Landrath der Republik
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung , daß es nöthig ist, m it den 
Gemeinden die Rechnungen der, von ihnen den 
Truppen seit den 6ten September > 802 gemach­
ten Lieferungen in Richtigkeit zu setzen, und 
daß dazu nicht geschritten werden k a n n b is  
der Preis einer jeden dieser Lieferungen w ird 
bestimmt seyn.
I n  Erwägung, daß er keine endliche 
Taxe machen kann , bis die Unterhand­
lungen m it der französischen Regierung in die­
ser Hinsicht geendigt seyn werden.
I n  Erwägung, daß durch den A rt. 2, des 
Beschlusses des Staatsrathes vom rsten Oc-
2.0;
tober 1802 die Gemeinden verständiget wor­
den sind, daß diese Lieferungen zu einem ge­
mäßigten Preis würden angeschlagen werden«
Verordnet:
r. D ie in den Gemeinden/ seitdem 6ten 
September ^8c2, den französischen Truppen 
gemachten Lieferungen/ sind angeschlagen wie 
fo lg e t:
D ie  Ration Fleisch / betreffend dasjenige/ 
so von der Regierung annoch nicht bezahlt wor­
den ist 4 kreuzer/ die Ration B rod 9 kreuzer/ 
die Ration Fourage sammt Haber 14 Batzen-
D ie Ration Fourage ohne Haber w ird 
durch den Staatsrath laut dem laufenden 
Preis., in einer jeden Gemeinde / wo die Liefe­
rung gemacht worden ist/ angeschlagen werden/ 
doch soll keine weniger als 7 Batze»/ und hö­
her als r2 Batzen taxiert werden.
Der Zentner Holz/ betreffend dasjenige/ so 
von der Regierung noch nicht bezahlt worden 
ist/5 Batzen/ das Pfund Kerzen 7 Batzen.
2. D er Preis des Fuhrwesens w ird be­
stimmt/ wie fo lge t:
Mehrspännige Wagen 6 Batzen durch 
S tund für jedes Pferd.
Einspännige oder Halbwagen 8 Batzen 
durch Stund.
Das Sattel-oder Bastpferd 7 Batzen 
durch Stund-
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Es werden für ein jedes Soldaten - 
oder Offizierlogement zwey D ritte l eures Batzen 
auf Rechnung hm hezahlt werden.
Die vollständige Schadloshaltung für die 
Logementer w ird durch ein Gesetz bestimmt wer­
den, sobald dießfals eine endliche Uebereinkunft 
m it der französischen Regierung wird zu S tan ­
de gekommen seyn.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 29. 
November i8oz.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterzeichnet 
und m it dem Siegel versehen re.
-, Folgen die Unterschriften.
Gesetz
welches verbiethet in gewissen Fallen für 
fremde Händel im Gericht zu erscheinen.
Dom -s . Wmtermonat i8oz.
^ E r  Landrath der Republik
Aus den vorläufigen und staatsversaßlichen
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß es billig ist/ denje­
nigen, die wegen ihres Amtes einigen Einfluß 
auf das Gericht haben möchten, zu verbiethen 
vor selbem für fremde Händel zu erscheinen/
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Verordnet:
r. Kein Ortsrichter darf für fremde Hän­
del/ in was immer für einer Q ualitä t, vor sei­
nem Statthalter erscheinen.
2. D ie Herren Zehnenpräfidenten und 
Großkastläne können gleichfalls vor keinem Ge­
richte in ihrem Zehnen für fremde Händel er­
scheinen.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 2 - 
Wintermonat i 8°z.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
I n  betreff der Freyheit der Handelschaft im Innern,' 
Dom r . Christmonat i8oz.
§ ) < L r  Landrath der Republik- ,
A u f den vorläufigen und conftitutivnsmäßigen 
Vorschlag des Staatsraths.
IM  Erwägung, das die Republik W a l- 
lis  nnr eine Familie mehr ausmachet, das alle 
Glieder ein gleiches Jnterreffe, und eine gleiche 
Verwaltung haben sollen, daß die Ortsverbo­
the, wegen der Folgen M  gegenseitigen V rr-
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hältnisse nicht nur dem allgemeinen, sondern 
auch dem Partikular Interesse höchst schädlich 
lind-
Verordnet:
-- Kein Zehnen noch Gemeinde soll das 
Recht haben Verordnungen, oder Beschlüsse 
zu tragen, oder beyzuhalten, welche die Han­
delschaft der Lebensrnittel, oder was immer 
anderer Produckte tzn Innern  zwischen Zeh­
nen , und Gemeinden, oder auch zwischen 
Partikularen hindern würden.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den r 
Christmonat i8oz.
Folgen r ie Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und versiegelt re. ,,
Folgen die Unte schr sten.
G e s e t z
Wider die unerlaubten Versammlungen und 
Zusammenkünfte, wie auch wider die verläumderi. 
schen, ansteckenden, und ärgerlichen Gespräche und 
wercke.
Dom I. Christmonat Ik-Z
Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
2.07
I n  Erwägung, daß die Beybehaltung 
der obrigkeitlichen Gewalt von der Achtung 
fü r die Personen, die damit angethan sind, 
abhängt.
Daß die falschen Gerüchte, und die lügen- 
hasten, und verläumderischenGespräche die all­
gemeine Ordnung ganz leise untergraben, und 
Laß sie desto Strafbarer sind, weil ihre W ü r- 
ckungm im Augenblicke, wo sie entdeckt werden, 
sehr oft unverbesserlich, und unwiederbringlich 
sind.
I n  Erwägung, daß daran gelegen ist, daß 
man nicht allein die Zusammenkünfte, deren 
Absicht aufgelegt schädlich ist, sondern auch jene 
verhindere, die ein nicht so hinreichend bekannt 
löbliches, oder unbedeutendes Zeichen an sich 
haben, daß sie der Regierung nicht verdächtig 
seyn.
I n  Erwägung, daß, wenn auch scholl 
aufgelegt is t, daß die Wahrheiten unserer hei­
ligen Religion über alle Angriffe erbaben sind, 
die Wercke der Gottlosen, und Ungläubigen 
nichtsdestoweniger im Stande sind eine große 
Menge derMenschen irre zu führen, welche nicht 
fähig sind, das Falsche ihres Vernünftlens zu 
unterscheiden, und zu erkennen. Daß sie ver­
mittelst dessen, daß sie den menschlichen Lei­
denschaften schmeichle«, dahin gelangen ihre 
Jrrthümmer zu verbreiten, und das, wenn 
man sie von dem geheiligten Zaum frey h ä lt, 
sie die festeste»! Grundpfeiler -er Gesellschaft un­
tergraben, und umstpssen.
2c>8
I n  Erwägung, daß die öffentliche An­
ständigkeit , und Ehrbarkeit die Stütze der gu­
ten S itten sind, und das ohne selbe die geist­
liche , und häußliche Auferstehung einen mäch­
tigen Theil ihrer K ra ft verliert, und daß die 
-Regierung den Hausvatern für alle schlimme 
Folgen, welche aus der straflosen Aussetzung un­
züchtiger, und geheiligte Sachen lächerlichma- 
chende Gegenständen entspringen können, ver­
antwortlich sind.
Verordnet:
i .  Alle jene, welche wider Magistrats - 
wider Behördspersonen, und wider eine, oder 
mehrere Gemeinden Gerüchte verbreiten, wel­
che falsch', uno tüchtig, sind unter dem Volke 
Unruhen zu erregen, oder selbes zur W ider- 
spännigkeit gegen die Gesetze anzutreiben, sind 
gehalten vor Gericht.jenes, was sie ausge­
spreitet haben, zu beweisen, widrigenfals sol­
len sie verpflichtet sey, die Ehre wieder zu er­
statten , und alle Köften, kund Schaden zu ver­
güten, ja sind überdieß ehrloß erklärt, und 
sollen eine Buße von hundert und sechzig Fran­
ken bezahlen.
I m  Rückfalle werden sie nebst der Buße 
annoch zur Gefangensitzung im Zuchthaus ver­
fä llt seyn, die nicht weniger als drey Monate 
dauren kann, und die laut Beschaffenheit des 
Falles annoch kan schärfer werden. -
Jene, welche nicht im Stande sind die 
Buße zu bezahlen, werden zur gleichen Ge­
fangen- -
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fangenschaft für das erstemal/ und im Rück- 
fa ll zum Doppel derselben verfallet werden.
s. Jene / welche wider die Regierung/oder 
obrigkeitliche Personen verführerische/und an­
steckende Büchlein / Schriften und verhöhnende, 
lächerlich machende Schilderungen ins Land 
dringen / darinn austheilen / oder versteckt hal­
ten , und hinterziehen/ machen stch der nemli- 
chen Strafen Schuldig / die im vorgehenden 
Artikel angesetzt sind.
3 Alle Zusammenkünfte / welche das Zei­
chen habe« / daß sie etwas Geheimes im Schild 
führen / oder einen Briefwechsel unterhalten, 
der von der rechtmäßigen Obrigkeit nicht gut­
geheißen ist/ oder welcher erkannt seyn w ird ,  
etwas zum Gegenstand zu haben, welches wider 
die Regierung / die Religion/ und wider die 
guten S itten ist/ werden folgendermaaßen 
gestraft werden.
Jene/ welche an der gleichen Zusammen­
künften werden Antheil genommen haben, wer­
den zu einer Buße von acbzig Franken ver­
fällst seyn.
Jene / welche selbe in ihrem Hause werden 
gestattet haben / zu einer Büß von zwey hun­
dert Franken.
Die S tra f  eines jeden wird im Rückfalle 




^  Alle jene, welche ärgerliche Reden / 
und Gespräche wider die heilige Katholische, 
Apostolische und Römische Religion ,, und w i­
der die guten S itten führen , sollen für das er- 
siemahl m it einer Büß von achzig Franken, 
und für das zweytemal m it dem Doppel dersel­
ben belegt werden.
D ie Gotteslästerer sind in der Verfügung 
des gegenwärtigen Gesetzes nicht einbegriffen, 
. denn diese werbe»; nach der Schärfe der pein­
lichen Gesetze gestraft werden-
^  ' 5- D ie Leihungen, Aufbehaltung, der 
Verkauf, die Austheilung und Ausstellung 
aller schlimmen Bücher, B ild e r , Gemählder , 
Kupferstiche, undBildhauerarbeit sind unter den 
im vierte»; Art- gesprochenen S tra fen , und bey 
der Consiskation der verbothenenSachen unter­
sagt.
6. I n  diesern Verboth si»;d einbegriffen alle 
Bücher, welche dieHeilige Religion des Staates 
und die guten S itten geradehin oder nicht gera­
dehin angreifen. D ie B ilder, Gemählde, Kup­
ferstiche,undBildhauerarbeit, welche unzüchtige, 
und ungebührliche Gegenstände vorstelle»;, oder 
die die heiligen Sachen lächerlich mache»;.
7. D ie pünktlicheVollziehurrg dieses gegen­
wärtigen Gesetzes ist den Justitzbeamten anbe­
fohlen, weilen .an selber nicht nur allein dem 
S taa t im allgemeinen, sondern den Hausvä- 
tern insbesondere gelege»; is t, und sie sind Kraft
2 i r
ihres Eids auf eine sonderheitliche Weise auf­
gefordert , sorgfältigst darauf Acht zu haben.
Gegeben im Landrathe zu S itten de» .
" Christmoriat 1804. '
Folgen r-je Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
M d  versiegelt re.
Folgen die Unte schriften.
G e s e t z
I n  Dkl.'.rnng des Gesetzes von r7ten M ay  
-Lo3. welches die Ausfuhr des Futters Strohes, 
uno des Dünzers verbiethet.
D-
V o m -. Christi,wnat i8oz
'E r Landrath der Republik- 
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Auslegung des Geletzes vom ry .M a y  
18oz welches dieAusfuhr des Futters/ Strohes 
und Düngers verbiethet.
Verordnet: >
r. I n  die von dem Gesetz vom 27. M an 
vorgeschriebene Buße von z-- Franken wird
O  r
^ 4  2 ir
ein jeder, der Futter, S t ro h , oder Dünger,' 
so gering die Menge immer sey, aus dem Ge­
biethe der Republik führet, verfallen.
2 Diese Buße von 2z. Franken wird bey 
einer jedenQuantitätvon zehenZentnern wieder­
ho lt werden.
3. D ie Ladung eines Schiffes, wie sie im­
mer seyn mag, w ird immer auf 102 Zentner 
geschätzt werden, und zehenfach die Buße 
von 3 r. Franken bezahlen.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 2ten 
Christmonat isoz.
Folgen die Unterschriften.
' D er Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
Durch welches eine Einfuhr.und Ausfuhrs Ge. 
bühr aufdie Waaren verordnet sind.
Dom 2. Christmonat 1803.
Landrath der Republik.
A u f den vorläüfigen und eonstitutionsmäßigen 
Vorschlag des Staatsraths.
^  L iZ
W illens für die Ergäntzung derHandän- 
derungs-Gebühr durch eine dem Volke minder- 
lästige A r t von Abgaben und deren Betrag 
dennoch den Finanzen angemessen wäre, V or­
sehung zuthun.
Verordnet:
i .  Der Staatsrath ist vegwältiget ein 
ausschließliches Recht desVerkaüfs des Tabaes, 
Cassee, und Zucker, oder Ein - und Ausfuhr 
Recht nach dem hier nachstehenden T a rif auf 
die Waaren einzuführen, und in Verpachtung 
zu verlassen.
2 Alle in das Land zum Gebrauch dessel­
ben einkommenden Waaren sollen nebst der, 
durch das Gesetz vom 28ten M a y  verord­
neten Zollengebühr, eine Einfuhrsgebühr von 
50. Batzen durch Zentner zahlen-
Davon sind ausgenommen, das Eisen, 
B ley , und die übrigen rohen M aterialien, die 
nur Batzen 2;. bezahlen sollen.
Die von den M inen des Landes hervor­
gebrachten Materialien zahlen gleichfalls B a t­
zen 25. '
Der R e is , und allerhand Gattung Ge­
treides zahlen nichts.
D ie hier nachstehenden Waaren sollen nebst 
dem, durch das Gesetz vom 2 8 . M ay ver­
ordneten Gebühren, bey ihrer Ausfuhr amwch 
eine Abgabe von Batzen durch Zentner be­
zahlen-
2 1 4  -
Die Ochsen-und Kühehäüte.
D ie Kalbfelle, Ziegen - und Schaaffelle.
D ie Felle wilder Thiere.
D ie rohe W o lle ,
und die Lörtschenen (Terebentine)
z. Der Staatsrath w ird zurVersteigerung 
eines alls diesen beyden Zweigen der öffentlichen 
Einkünfte schreiben. E r w ird einen aus beyden 
wählen, und denselben endlich vergantungweise 
verpachten.
4. Der Landrath behält sich vor, das oben 
angeführte P riv ileg ium , und die Gebühr über 
Die Waaren auf den vom Staatsrathe ihm 
durch Kreisschreiben gemachten Antrag zusam­
men aufzustellen, wenn eines derselben nicht 
hinreichen sollte.
Gegeben im Landrathe zu S itten den r  
Christmonat 180;.
Der Präsident des Landrkths 
Sigristen.
I m  Namen des Landrathes




Der Staatsrath beschließt, daß dieses ge­
genwärtige Gesetz m it dem Siegel der Re- 
Publik versehen und bekannt gemacht werde , 
um nach seinerForm m it In h a lt  vollzogen zu 
wrrden. S itten den 9 Chriftmonat-i soz. -
Der Landshaupmann der Republik
Augnstini .




Ueber die Einführung einer Ein-und Ausfuhrs- 
gebühr auf die Waaren, die für das Innere der 
Republik bestimmt sind? oder von derselben ausge­
führt werden.
Dom und 4. Jenner 1804.
§ ) § r  S t a a t s r a t h  
K ra ft des Decrets des Landraths vom 2. Christ- 
monat i82z. wodurch er ihn begwältigt hat, für 
die Ergänzung derHandänderungsgebühr durch 
eine dem Volke minderlästige Weise, und deren 
Ertrag den Finanzbedürfnissen angemessen sey,
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zu sorgen, und nahmentlich eine Ein-und Ans- 
fuhrsgebühr a«f die W aaren, die für das I n ­
nere der Republik bestimmt sind , oder die aus 
derselben ausgeführt werden, laut dem nachste­
henden T a r if einzuführen.
Beschließt: - .
7. Von dem ersten Ienner >8o^. anzu­
rechnen, bis zum darauf ftllgenden ?». Christ- 
monat, sollen die in die Republik für den Ge­
brauch des Landes einkommenden Waaren nebst 
den, durch das Gesetz vom 2 8  M ay ikoz be­
stimmten Zollrechten, das nachstehende Ein­
fuhrsrecht bezahlen.
Das Eisen , B le y , und andere rohe 
Materialien durch Zentner . . 2 5 . Batz.
L. Alle übrigen Waaren ohne Un­
terschied  ......................... ;o. — —-
L. D ie aus den Minen des Landes gezo­
genen Materialien sollen durch Zentner be­
zahlen ....................................   2 ; . --
z. S ind  ausgenommen von gedachtemRechte 
derReis und die übrigen Getreide und dieWeine.
4. D ie nachfolgenden Waaren sollen 
nebst den, vom Gesetze vom 28. M a y  180z 
festgesetzten Rechten, annoch ein Ausführsrecht 
bezahlen durch Zentner . . .  50. Batz
Nähm lich:
Die Ochsen und Kühehäüte.
Die Kalbs- Schaf-und Ziegenfelle,
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Die Fette wilder Thiere-
Die rohe Wolle.
D ie Therebentine-
5- Die Erhebung dieser Gebühren sott beym 
Zentner Markgewichtes in der ganzen Republik 
gemacht werden-
6. Zur Entrichtung dieser Gebühren sotten 
alle Waaren bey ihrer Ein-oder Ausfuhr durch 
S t .  Moritzen, S imveln und S t- Bernhard 
abgeladen und gewogen werden.
D er Pachter hat das Recht sie gleichfalls 
bey den übrigen Gränz - Pässen abladen und 
wägen zu lassen.
7- Jede, den durch das Gegenwärtige fest­
gesetzten Gebühren, unterworfene Waare, die 
durch Ueberlisiung der gedachten Rechte sollte 
eingeführt werden, soll sammt den Schiffen, 
Wagen und Pferden, die zur Einfuhr derselben 
gedieut haben, konfisciert seyn.
8. Es soll nebst dem von den Eigenthüm- 
mern, Trägern, Fuhrleuten gedachter,mit Ueber- 
liftung dieser Rechte ein-oder ausgeführtenWaa- 
ren, eine Buße von Z?s-Franken für das erste 
M a h l und 6oo Franken für den Rückfall be­
zahlt werden.
9. Ein D ritte l der Bußen und der Confis­
cation soll dem Angeber, und ein D ritte l dem 
Pachter dieser Rechte zugehören.
10. Die Erhebung dieser Ein-und Aus­
fuhrsrechte kann nur auf dem Gebiethe der 
Republik Platz haben.
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n .  Der Einnehmer dieser Gebühren ist 
sonderheitlich beauftragt/ bey der Erhebung das 
Gewicht der Ladung eines jeden Wagens zu 
beaufsichtigen und zu erwährem und alle diejeni­
gen anzuzeigen/ die das durch die Artikel i .  und
3 . des Gesetzes vom Weimnonat i r ^ r .  be­
stimmte Gewicht / nähmlich 2 ;. Zentner mark- 
gewichtes für einen Wagen m it zween Rädern/ 
und 4 0 . Zentner für die Wägen von 4 . Rädern 
m it Einbegriff des Gewichtes des Wagen und 
seiner Zubehörden übersteigen sollten.
Gegeben im Staatsrathe zu S itten den 
sten und 4ten Jenner 180.4
Dcr LanVshauplmann der. Republik
A u g u s t i n i .





d es  S t a a L s r a t h e s .
S »  eine Vcrordnung über die Erhebung der 
Ein-und Auofi'chrungsgebühr vorschreibt.
Vom - 7. Jenncr 1804. '
^ ^ E r  S t a a t s r a t h  ,
A u f das Ansuchen des allgemeinen Pachters 
derEin-und Ausfuhrsgebühren, welches dahin 
ziehlt, daß es ihm belieben möchte, die Rich­
tigkeit der Erhebung gedachter Rechte dadurch 
zu versichern, daß die Formalitäten, die bey 
der Ein-und Ausfuhr der Waaren beobachtet- 
werden sollen, berichtiget, für den Durchzug 
derselben eine Polüey aufgestellt, und die M i t ­
te l, den Betrug fu  erwähren, und darüber 
einen Ausspruch zu erhalten, bestimmt werden.
I n  Erwägung daß es iwthig ist, in dieser 
Hinsicht positiwe Verfügungen aufzustellen, um 
dem Pachter die Gesammtheit der ihm verpach­
teten Rechte zu erhalten, allen Schwierigkeiten 
zwischen seinen Vorgesetzten und dem Publikum 
vorzubauen, und dem einen und dem andern 
Line gleiche Gerechtigkeit zuzusichern.
B M -, *
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 ^ Beschließt:
Artik- r. Das Ein-und Aüsfuhrsrecht soll 
von den Waaren bezogen werden, die demsel­
ben vermöge des Beschlusses vom 4ten Jenner 
1804 unterworfen sind; es mögen dieselben auf 
dem Rucken, oder Armen getragen, oder auf 
Lastthieren, auf Fracht oder landlichenWagen, 
von Postcourier, oder auf den Schiffen her- 
beigeschast werden.
Davon sind blos ausgenommen die Fell­
eisen des Postcouriers.
2- Dieses Recht w ird von den Stucken, 
roh gewagt und ohne Abzug des Gewichts der 
Küsten, Fässer, und Bepackung erhoben werden.
3 Die Vorgesetzten des Pachters sind be­
vollmächtigt/die m it S t ro h , Heu, H o lz , oder 
irgend andern Dingen beladenen Wagen, die 
dazu dienlich wären die Wahren zu Verheelen, 
zu untersuchen, ja sogar selbi- abladen zu lassen, 
wenn diesfalls ein Verdacht obwalten sollte.
4. S ie  sind gleichfalls befugt, die Fässer 
und Lage!, die als W ein enthaltend angegeben 
werden, zu untersuchen,so wie auch die Reis- 
Getreide und Salzsäcke, die Steuerfrey herein­
kommen , und sie sogar im Nothfall öffnen zu 
lassen, um sichkzu versichern, daß sie keine, dem 
Einfuhrsrechte unterworfenen W aaren, ent­
halten.
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5. Alle in das Land einkommenden W aa­
ren sollen dem Bureau der Einfuhrsgebühr ent­
weder als für das Innere des Landes bestimmt, 
oder als bloß durchgehend, angezeigt werden. 
D ie durch die Gebürgpässe des Zehnen M on- 
they, oder Trieu einkommenden sollen die Ge­
bühr bis auf weitere Verordnung, die ersteren 
zu M onthey, die andern aber zu Martinacht 
entrichten.
6. D ie Anzeige soll die Natur der Waare, 
die A rt ihrer Bepackung, das Zeichen, den 
Numero, und das Gewicht ihrer Stücke, wie 
auch das Bureau, wodurch sie passieren sol­
len , wenn selbe bloß durchgeführt werden, oder 
ihren Bestimmungsort, wenn sie für das I n ­
nere sind, und den Namen ihres Fuhrmanns 
anzeigen.
7. Wenn die Waare fürs Innere bestimmt ist, w ird die Einfuhrsgebühr vom Fuhrmann 
abgetragen, außer den Begünstigungen, die 
in  dieser Hinsicht laut dem M en Artikel ge­
stattet werden können, und es soll demselben 
ein Bezahlungs-Schein desEinfuhrsrechts aus­
gestellt werden.
8. Wenn die Waare als bloß durchzie­
hend angegeben w ird , so ist ihr Fuhrmann ver­
bunden für die Ausfuhr derselben durch den, 
ihm anzuweisenden Bureau, und binnen der 
ihm festzusetzenden Zeitfrift, Gewährschaft zu 
leisten.
Diese sott für den Werth der W aare, und 
. der Summe der Buße im Falle eines unter­
laufenden Betruges geltem.
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9- Es soll dem Fuhrmann gedachter Waa­
re ein Durchzuqsbillet/ oder Gebührleistungs- 
' Schein verabfolget werden / welcher die Waare 
begleiten, und dem Vorgesetzten des Bureau 
des Ausfuhrsrechtes vorgewiesen werden so ll, 
der darauf bescheinen w i r d , daß die Waare 
in der vorgeschriebenen Zeit ausgeführt wor­
den sey.
Die Durchzugsscheine sollen wieder 
dem Bureau zurückkommen, der selbe ausge­
stellt ha t , nebst der Entladung des Bureau der 
Ausfuhr, und dies soll durch Veranstaltung der 
rnterresilerten Theile in der vorgeschriebenen 
Zeit geschehen, w idrigenfalls w ird der Ge­
währsmann laut den Verordnungen für alle 
Fälle verantwortlich bleiben-
11. D ie Gewährleistung-Scheine sollen 
dem Bureau der Einfuhr binnen der Frist von 
vierzig Tagen zurückgestellt werden, in Erman­
glung dessen soll dem Pachter dasEinsuhrsrecht 
bezahlt werden, und vom Bürgen begehrt 
werden können-
12. I m  Falle die Durchzugsscheine in der 
Frist von drey Monaten vorn Ausfuhrsbureau 
dem Einfuhrsbureau nicht bezahlt zurückgestellt 
würden,soll derBürge sowohl für denWerth der 
Waare als für die Buße eines erwiesenen Be­
trugs,wie auch alle übrigen als M ithafte desBe- 
trugs angesehenen, gerichtlich belangt und ver­
folgt werden können.
iz- E in jedes Stück W a a r ,  als durch­
passierend angezeigt, welches bey seinem Durch-
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zug beym Attsfuhrsbureau erachtet würde, 
innerwegs eröfnet worden zu seyn, wenn es 
auch das im Durchzugs-Schein bezeichnete Ge­
wicht und Zeichen enthielte, w ird nicht als das 
nemliche Stück angesehen werden; allein man 
w ird da bloß das Einfuhrsrecht begehren kön­
nen, die Entledigung ffoll erwiesen und das 
Einfuhrsrecht von der Bürgschaft begehrt 
werden.
14. Ein jedes Stück W a a r , welches als 
durchgehend angegeben bey seiner Durchfuhr 
beym Ausfuhrsbüreau ein stärkeres oder m in­
deres Gewicht hätte, als es die Angabe m it 
sich brächte ( außer dem natürlichen Abgang )  
oder bey dem sich andere als die angegebenen 
W aaren, vorfinden sollten, w ird als die Ge­
bühr überlistend angesehen werden , und die 
Consfiseierung der Waare wie, auch der Zulauf 
zum Bürgen wegen der S trafe da statthaben.
15. D ie Waaren die bestimmt sind, in 
Marktägen zum Verkauf ausgesetzt, oder zum 
Verkauf im Lande herumgetragen zu werden, 
können nicht als durchgehend betrachtet noch als 
solche angegeben werden, unter der S trafe des 
Betrugs.
, 6. Keine bloß durchgehende Waare soll 
zu Schiff in J lla rsa , Collombey, und Mas- 
songer einkommen. .
17- Die durchziehenden Waaren können 
nur durch den Simpelberg, S t  Bernhards­
berg , über' die Brucke zu S t .  Moritzen, Wd 
Porte du Saix ausgehen. ^
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18. Für die durchziehenden Waaren die 
über Porte du Saix ausgehe«/ soll die Gebührs­
entrichtung des Durchfuhrs-Scheins vom Con­
troleur zu Vouvry unterzeichnet, und auf dem 
Posten zu Porte du Saix unter der S trafe 
der Nichtigkeit vidimiert werden.
19. Vom 17KN Artikel sind ausgenom­
men, die im Zehnen Goms als durchpassie­
rend Ein-und Ausgehende Käse und Brandwein. 
Es ist gleichfalls in Rücksicht des Durchzuges 
des Viehes an den Verordnungen nichts ver­
ändert worden.
I m  Falle, die Bedürfnisse des Handels 
es erheischen sollten, das für die Ausfuhr der 
Waaren neüe Pässe eröfnet werden; behält 
sich der Staatsrath vo r , diesfalls Vorsehung 
zu th u n , nachdem er deren Nothwendigkeit 
w ird  eingesehen haben.
20. Die durch die Brücke von S t  M o ­
ritzen in den Zehnen Monthey einkommenden 
Waaren können vom Pachter enthoben werden, 
in  S t. Moritzen abgeladen zu werden, doch 
muß der Fuhrmann zu diesem Ende dem B u ­
reau von S t- Moritzeu seine Ladung artieu- 
lliert angeben, daselbst die Einfuhrsgebühr ent­
richten , und einen Schein nehmen, welcher 
seiner unterBürgschaft gemachte Unterwerfung, 
seine Waare dem Bureau von Monthey vor­
zuweisen /dieselbe wägen zu lassen und davon 
eine auf den Rucken desselben geschriebene Be­
scheinigung dem Bureau von S t. Moritzen zu­
zustellen, ausdrücke. 21.
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21. D ie der Ausfuhrsqebühr unterwor­
fenen Waaren sollen unter S trafe eines Be­
trugs den zu diesem Ziele von de m Pachter auf 
einem Posten vor dem Ausfuhrsbureau auf-, 
zustellenden Bureaus angegeben werden/ und 
die Gebühr abtragen; nemlich bis auf neue 
Verordnung :
Zu B r ig  für die Ausfuhr über den S im ­
pelberg und Goms/ zu Reckingen für dieje­
nigen/so aus dem Zehnen Goms selbst gehen.' 
Zu Visp für das Visperthal. Zu Martinacht 
für alle Waaren, die vorn Innern des Landes 
herunter über S t .  Moritzen, oder S t .  B e r- 
nardsberg gehen. Zu S t. Moritzen für dieje­
nigen, die durch S t. Moritzen und Massonger 
ausgehen. Zu Monthey und zu Vouvry fü r 
diejenigen, so aus dem Zehnen Monthey gehen.'
Es wird ein ähnlicher Posten für die Aus­
fuhr über den Gemmiberg errichtet werden.
Es steht jedoch dem Pachter frey die Posten 
dieser Bureaus zu verändern, oder andere auf­
zustellen.
r  r. Kein Schiff darf über Porte du S a ix  
den Rohdan hinanfahren ohne steh daselbst um 
folgender Formalitäten willen aufzuhalten. . 
Der Schifmann soll seine Ladung, so wie es 
im sten Artikel vorgeschrieben is t, Stück vor 
Stück angeben. E r soll die Einfuhrsgebühr, 
wenn eine statt hat, entrichten, und wird für 
jede den Anzeigsfchein erhalten. E r soll den 
O rt seiner ^Bestimmung angehen, und unter
P
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Leistung einer Bürgschaft die Verpflichtung ein­
gehen, sein Schiff weder abzuladen, noch wieder 
zu befrachten, ausgenommen in Gegenwart des 
Controlleurs in V ouvry , den er dazu berufen 
soll, oder eines von ihm dazu Beorderten; da­
gegen w ird er einen Gekeitsbrief erhalten, der 
descheinen soll, daß er die erwähnten Forma­
litäten erfüllt hat.
2z. D er Controleur soll bey der Entla­
dung erwähren, ob das Schiff nichts enthalte, 
was nicht in dem Anzeigebillet konstatiert ist. 
E r  w ird der Wiederfrachtung beywohnen, und 
dem Schiffmann einen Ausfuhrsschein für die, 
der Ausfuhrsgebühr -unterworfenen W aaren, 
die er beziehen w ird , ausstellen, und am Ende 
des Geleitsbriefes seine Bescheinigung beysetzen, 
daß die Abladung und Wiederbeladung in sei­
nem Beysein gemacht worden sind.
24. D er Schiffmann ist verpflichtet im 
Herunterfahren seinen Ausfuhrsschein, und be­
scheinigten Geleitsbrief auf dem Posten von 
Porte du S a ix  abzugeben, widrigenfalls w ird 
der Bürge dafür stehen rnüssem
25. Der SchiffmanN soll eine Bürgschaft 
fü r  die Summe von 375 Franken für die B u ­
ße , und firr jene von 800 Franken leisten, die 
fü r den Anschlag des vermutheten Betrugs 
und der Consiseation gelten soll-
26. D ie Schiffmänner, die auf dem Ge­
biethe der Republik genugsam Güter besitzen, 
sollen ihre Verpflichtung unter der Vertröstung 
ihrer eigenen Gsiter eingehen. Die Schiffmän­
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ner aber, die im Lande keine Güter besitzen, kön­
nen zum voraus eine bleibende bürgerliche 
Bürgschaft liefern, und dann bey ihrem Durch­
zöge brauchen sie nur die Unterwerfung unter 
der gewöhnlichen Bürgschaft zumachen. Diese 
Bürgschaft haftet dafür so lange, bis sie ih r Ab­
stehen von der. Bürgschaft w ird kund gethan 
haben.
27. Alle Schiffe, die auf den Ufern, ohne 
m it dem hieroben verordneten Geleitsbrief ver­
sehen zu seyn, werden betreten werden, sollen 
sammt den: darauf Befindlichen eingezogen wer­
den , die Schiffsmänner aber zur Buße laut 
dein Beschluß vorn 4ten Jenner 1894 verfällt 
seyn.
L?. Nur die, auf den Posten zu Jllarsa, 
Collombey, Massonger und Porte du S a ix  m it 
dem Durchfuyrsrechte ausgestellten Schiffe 
können von dem einen Ufer nach dem andern 
fahren. Ein jedes anderes Schiff, so auf den 
Gewässern von W allis  sollte betreten werden, 
soll m it dem darauf Befindlichen, und der B u ­
ße des Schiffmanns und derer, die sich darauf 
befinden sollten, laut den Beschlusse des 4terr 
Jenners >804 konfisziert werden.
29. D ie Schiffe von J lla rsa , Massonger 
und Collombey sollen m it einer Kette und 
MarVelschloß angeschlossen seyn. Wenn der 
Einnehmer bey den Schiffen und der Schifs- 
mann nicbt die nemlicben sind, so wird der er­
stere das Marvelftbloß und den Schlüssel dg-
p  -
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von halten. Und der Schiffmann darf nur iü 
Gegenwart des Einnehmers unter der S trafe > 
der Confiscation des Schiffrechts passieren-
3 0 . Eine jede Durchfuhr auf gedachten 
Schiffen, es sey Ifür ins W a llis  zu kommen, 
oder ausdemselben zu gehen, ist vor Anbruch 
des Tages, und nach Einbruch der Nacht un­
tersagt.
W er immer die Ketten , oder das M a r- 
velschloß der Schiffe gewaltsam aufsprengen, 
oder den Schiffsmann, oder Einnehmer zwingen 
sollte, fie außer diesen Stunden aufzuschlieffen, 
w ird als ein Sleichhändler angesehen werden." 
D er Buße des Betruges werden alle und jene 
sich schuldig machen, die als M ithafte werden 
erkannt worden seyn. W as die Confiskation 
detrift, so sollen, wenn keine positiwe Jnzich- 
ten vorhanden find , nach welchen der W erth 
der eingeschwärtzten Waaren angesetzt werden 
kann, die Zuwiderhandelnden solidarie, ein 
einziger für alle zur Zahlung von 1600 Fran­
ken, um an Confiskations statt der betrugweise 
durchgeführten Waare zu dienen, verfällt 
werden.
z i.  Nichtsdestoweniger sollen die Einneh­
mer bey diesen Schiffen aus Rücksicht auf das 
öffentliche Beste an Tagen benachbarter M ä rk ­
te die Stunde der Durchfuhr vorrücken oder 
verzögern , in soweit ihm dadurch keine Un­
annehmlichkeit , weder Weigerung der Abga­
be der Gebühr, noch einiger Nachtheil für den 
Pachter oder seinen Einnehmer entstehet; in 
diesem Falle ist er befugt die Schiffe genau zu
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der, durch den vorhergehenden Artikel bestnnm- 
ten S tu n d , zu sperren.
z?. N ur jene Waaren, die zum Gebrau­
che derer der Gemeinde Outre-Rohne bestimmt 
sind, können auf den Schiffen dieser Gemeinde 
überschift werden , und dies unter der durch 
den Beschluß vom 4ten Jenner 1804 wider 
die Dagegenhandelnden verhängten Strafe.
z ;. Der Einnehmer der Schiffe, und die 
Schiffsmänner werdew'von den Zehnen-und 
O rts  - und den sämmtlichen Gemeindbehörden, 
wo sie aufgestellt sind, in sonderheitlichen Schutz 
genommen. Es wird ihnen Unterstützung bewaf- 
nete H ilfe angediehen werden, wenn sie selbe 
anfodern werden.
Die Schiffe von Illa rs a , Collombey 
und Maffonger werden nur unter dem aus­
drücklichen Vorbehalt dieses allgemeinen und 
indiwiduellen Schutzes beybehalten, in dessen 
Ermanglung aber, und, im Falle der Betrug 
dadurch begünstigt, oder nicht verhindert wer­
den könnte, außer m it zu hroßem Aufwande 
und Ungemächlichkeiten, werden diese Schiffe 
abgeschaft, jedoch den Eigenthümmern dersel­
ben eine Entschädigung laut Verabkömnis, 
oder Aussage der Sachkundigen verabfolget 
werden.
25. I n  dem nemliGen Falle sollen die 
außerordentlichen Unkosten die, die Beybehal- 
tung des Schiffsrechts von Outre-Rohne (".'nö­




?6. Alle ins Land gebrachten Waaren 
sollen vom Schein der E rrichtung der Ein­
fuhrsgebühren, oder durch die A rtike l; und 6 
vorgeschriebenenTranfitsbillet begleitet seyn, un­
ter dkrStrafe nebst derGebührsbuße,alsBetrug- 
weise eingeschaft, eingezogen und konfisciert zu 
werden.
Die Fuhrsleute sind verpflichtet ihre Schei­
ne unterwegs den Bureaus auszuweisen, wenn 
ste dazu aufgelodert werden.
37. I n  den O rten, wo derley Bureaus 
seyn werden,isind die Fuhrsleute unter der S tra ­
fe des Betruges verpflichtet die Vorgesetzten 
Des Pachters zur Entladung ihrer Wagen zu 
berufen , und ihnen den Zahlungsschein des 
Einfuhrsrechts eines jeden Stückes W a a re , 
«so im Orte bleiben soll, zuzustellen-
Alle Vorgesetzten des Pachters sollen 
in  den Händen des Großkaftlans ihres Zehnen 
einen Eid ablegen, daß fie ihre Bestellung ge­
gen den S ta a t , den Pachter und das Pub li­
kum getreu versehen werden. Wenn fie den Eid 
werden abgelegt haben, find fie glaubwürdig 
in  ihrer Mündlichen und schriftlichen Erklärung 
bis zu Einschreibung des Falschen wider fie.
D ie Großkastläne sollen nur solche zu Ab- 
legung eines Eides zulassen, denen fie selbe zu­
folge ihres guten Rufes übertragen zu können 
glauben.
39. D ie Fuhrleute, die eine bürgerliche 
Bürgschaft, die vom Einfuhrsbureau, so sie 
besuchen,als hinreichend erkannt w ir -  angeuom-
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men worden seyn, leisten, werden die Freyheit 
haben, die Einfuhrsgebühr ihrer Ladung erst 
bey ihrem folgenden Durchpaß bey gedachtem 
Bureau zu entrichten. Jedoch soll stch dieser 
Credit nicht auf zwey Fuhren, und nicht län­
ger als für zehen Tage für eine Fuhr erstrecken.
4°. I m  Falle des Verdachtes eines Be­
trugs , soll der Richter des O r t s , oder sein 
S tatthalter, oder in ihrem Abgang der Raths­
herr der nächsten Gemeinde auf Anzeige eines 
Vorgesetzten des Pachters sich nach dem ange­
zeigten Hause oder O r t  verfügen, die angezeig­
ten Gegenstände besichtigen, und erwähren, selbe 
der Aufsicht der Gerechtigkeit übergeben, und 
einen schriftlichen Aufsatz über den Betrug und 
über die als M ithaften verdächtigten abfassen; 
das Urtheil darüber w ird dem Zehnen-Gerichts- 
hofe vorbehalten.
4!- I m  Falle eines entdeckten oder ver­
dächtigten Betrugs beym Durchzuge der W aa­
ren , soll der Vorgesetzte des Pachters dem 
Fuhrmanns dieser Waaren so fort ihre Be- 
schlagnehmung, sammt der des ganzen Zube­
hörs, wie auch die durch den Beschluß vom 
4ten Jenner eingelaufene Buße anzeigen, und 
ihn auffordern ihm alle in beschlaggenomme- 
nen Effekte zu überliefern, um selbe der O b­
sicht der Gerechtigkeit zu übergeben-
42. Derjenige, so sich weigern sollte dieser 
Aufforderung zu entsprechen, oder es versuchen 
sollte seine W aaren, und übrigen in beschlag-
P  4 .
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zunehmenden Effekte zu entziehen, oder selbe 
wirklich entzöge, w ird nicht mehr zugelassen 
werden, über den B e trug , der in diesen Fäl­
len wie erwiesen anzusehen sich zu rechtfertigen. 
E r  soll zu einer Buße verfällt werden , die 
um das Doppel schärfer als die des gewöhn­
lichen Betrugs ist, und die entzogenen Effek­
te , wenn sie nicht erreicht werden können, 
werden alsdann auf die beeidete Anzeige des 
Vorgesetzten des Pachters zu seiner Last und 
Verantwortlichkeit.aufs höchste geschätzt wer­
den. E r aber wo er immer wird ergriffen 
werden können, soll eingezogen und der Ge­
rechtigkeit überliefert, werden.
I m  Falle einer Gewaltthätigkeit, sollen 
die derselben beschuldigten peinlich behandelt 
werden
44. Der Betretene soll die W ah l haben, 
die ni beschlaggenommenen Effekte vermit­
telst einer zu leistenden genugsammen bürgerli­
chen Caution für den cmgeschlagenen Werth 
derselben zurückzunehmen , oder sie-auf eigene 
Gefahr und Riste, und ohne einigen Regreß 
wider den Pachter wegen des Verschubs, oder 
Abgang derselben der Obsicht der Gerechtig­
keit zu überlassen. I m  letzter» Falle sollen die 
arretierten Effecte dem Ortskastlan, oder einem 
Ratbsherrn der Gemeinde, der im Orte der 
Beschlagnehmung w ohn t, in Verwahrung ge­
geben werden.
45. Der Vorgesetzte des Pachters w ird  
über die Beschlagnehmung ein Werbal abfas-
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sen, worin er die Straffälligkeit, weßwegen die 
Coirsiskation und die Buße behauptet werden, 
erwähren soll , wie auch die Hainen der U r­
heber und Mithaften der Zuwiderhandlung, 
wenn sie bekannt sind, oder die Jnzichten, die 
geschickt wären/sie aufzirdecken, das Detail der 
arretierten und in beschlaggenommenen Gegen­
stände / wenn sie anders haben können detail­
lie rt werden/ und im Richtfalle ihre Anzeigen 
sammt allen das Factum begleitenden Um­
ständen-
46. Dieß Werbal wird im Augenblicke 
der Ergreifung gedachter Waare und Effecte 
und im Beysein desjenigen Theils / dein sie 
gemacht wird / wenn er dabey beywohnen w ill / 
errichtet werden / er soll ersucht werden dassel­
be zu unterzeichnen/oder seine Weigerung es 
zu unterzeichnen / soll in demselben ausgedrückt 
werden.
47. Wenn der interressierte Theil sich da­
von weg begiebt/ w ird das Werbal dennoch in 
seiner Abwesenheit wie in seiner Anwesenheit 
errichtet, und wenn lsich Zeugen vorfinden/ 
werden sie ersucht es sammt dem Vorgesetzten 
des Pachters zu unterzeichnen-
48. Wenn die durch Betrug durchgeführte 
Waare / und ihre zugehörige Effecte entzogen 
werden/ und der Vorgesetzte des Pachters sich 
außer Stande befindet selbe zu arretieren / so
' soll ein Werbal abgefaßt werden / welches alle 
Anzeigen enthalten soll, welche dazu geeignet 
P ;
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seyn möchten , die Betrüger, und die zu con- 
sisciersnden Effecte anzugeben, um den W erth 
der letzter» zu bestimmen-
49- Das O rig ina l des durch den 4oten 
Artike l, und durch die Artikel 4s- 46. 47. und 
4». vorgeschriebenen Werbals soll auch auf 
ungestempeltem Papier geschrieben werden 
können. Es w ird keine Abschrift davon begehrt 
werden können, bis nach der Anerkennung und 
Eingabe dem Gerichtsschreiber.
;O. Der Vorgesetzte des Pachters soll sich 
binnen 48 Stund von der Ergreifung an zu 
rechnen zum Ortskastlan, oder seinem S ta tt­
halter begeben, ihm das O rig ina l des W er­
bals überreichen, es vor ihm gerichtlich be­
kräftigen , und auf dies O rig ina l hin Akt von 
s iner gerichtlichen Anzeige begehren; wenn er 
sich nicht versöhnlich zu ihm begeben kann, 
soll er sein Werbal dem Richter, m it seiner 
am Ende desselben beygefügten Bekräftigung 
überschicken; allein der Akt des Richters muß 
immer in den 48 Stunden der gemachten B e - 
fchlagnehmung datiert seym Diese Feyerlich- 
keit ist unter der S tra fe der Nichtigkeit des 
Werbals gebothen.
51. In d e r  Frist von drey Tagen vomAkr 
der gerichtlichen Anklage anzurechnen, soll der 
Vorgesetzte des Pachters das Orig inal dem 
Schreiber des Großkastlans einlegen, und eine
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auf Stemyelpapier geschriebene Abschrift da­
von nehmen. Diese Frist muß hierm unter 
Verlustigwerdung des Ergreifungsrechtes und 
aller der aus folgenden Folgen beobachtet 
werden.
52. Dieser Depot soll seine gerichtliche 
Anklage machen, worauf der Großkastlan un- 
verweilt zu den Untersuchungen wie rechtens 
in der Materie der züchtigenden Polizey schrei­
ten wird-
. sz. Es soll dem Pachter eine Abschrift der 
darüber gemachten gerichtlichen Untersuchun­
gen mitgetheilt werden, worauf dieser seine 
Conclusionen wider die tn denProzeß verwikelten 
aufs spätestem dervondemLandrechtangesetzten 
Zeitfrist eingeben und ihnen anzeigen soll, daß 
sie davon Kenntniß nehmen.
54. Die gerichtlich Untersuchten können 
sich beym Schreiber des Großkastlan von dem 
Memoire des Pachters Wissenschaft verschaf­
fen , oder auf ihren Kosten eine Eopie davon 
begehren, und sind verpflichtet in der von den 
Landrecht anberaunten Zeitfrist aufs späteste zu 
antworten-
4 ;. A u f die gesagten Ausweisungen wird 
der Gerichtshofdes Zehnens ohne Wetters in er­
ster Instanz seinen Ausspruch fällen.
56. I n  jedem Falle kann der Pachter 
blos zu den Unköften, keineswegs aber zum 
Ersatz des durch Verschub, oder Verderbniss
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den Waaren erwachsenen Schaden verfällt wer­
den , und dieß in Anschau der durch den 44ten 
A rt. zugestandenen Freyheit dieselben zu hin­
terziehen.
57. Derjenige, so seine Waaren und übri^ 
gen arretierten Effekte in den Händen des Pact/ 
ters verlassen w ird , ohne vorläufig seinen Na" 
men und seinen W ohnort, um für die Buße 
zu haften, angegeben zu haben , w ird durch 
dieses Factum selbst seines Regresses wider die 
Confiskation, die aufdas eingebene Werbal des 
Factums von rechtswegen zugesprochen werden 
soll, verlustig werden
58. D ie des Betrugs Angeklagten find 
verbunden eine Bürgschaft für die Buße und 
Unkösten zu leisten; und fich einen Wohnort zu 
wählen, oder einen Prokurator in dem Zehnen 
der gemachten Verarrestierung-vor dem Groß- 
kastlan in Zeit von drey Tagen, von der selben 
an gerechnet, zustellen. Widrigenfalls werden 
sie nicht mehr zugelassen werden die in Beschlag- 
genommenen Effecte gerichtlich zu rewindizie- 
ren, und die Confiscation wird wider fie zuer- 
ta-nt werden.
59- I n  den beyden vorhergehenden Fällen 
sollen die Bußen wider die Angeklagten^ und 
Straffälligen nichtsdestominder laut Rechten 
ausgesprochen werden, wenn sie erkannt werden, 
und sollte es auch durch Verhaftnehmunq der 
Person nach Beschaffenheit des Falles/laut Vor­
schrift des Gesetze geschehen.
^  2 z 7
Gegeben im Staatsrathe um gedruckt plr- 
bliziertund öffentlich angeschlagen zu werden/ 




I m  Namen des Staatsrathes.
DerLan-schreiber
Tousard Dolbec-
G e s e t z
Ueber die Jagd. 
Dem i6. May 1804.
D<E r Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
Willens für die Polizey der Jagd zu sor­
gen, welche schon der Gegenstand der Aufmerk­
samkeit des alten Staates war , und für die 
Erhaltung des Wildprets zu wachen, dessen 
Ausverkauf ein Gegenstand vortheilhaftenHan- 
dels für das Land ist.
Verord-
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Verordnet:
7. Es wird gemäß des 7 2ten Artikels der 
zwoten Rivisionen verbothen von S t. M athias 
Tag. an bis auf den des H . Bartholomäus 
das hohe W ildprett zu jagen, Fä llen , und 
Stricke, von was immer für Gattung, zu legen 
bey der S tra f  von vier-und sechzig Franken.
2. Unter dem Namen hohen W ildprets 
werden verstanden die Hirsche, die Reh, die 
Gemse, die Steinböcke, die Haselhüner, die 
Fasanen, die rothe und graue Zeldhüner (Par- 
rußen,) dieSteinhüner, Hasen und M urm el- 
thiere.
z. Die Jagd der Murnielthiere m it der 
Flinte ist erlaubt, wie die des hohen W ild - 
vre ts ; allein das Recht sie auszugraben gehört 
blos dem Eigenthümmer des Grundes , wo 
ihre Löcher ßnd , m it Vorbehalt jedoch der 
Rechte, Beschlüsse, und Gebräuche der Ge­
meinden, wo diese Grundstücke liegen, wenn 
dergleichen Rechte, Beschlüsse , und Gebräuche 
vorhanden sind.
4. Es ist jedoch bey den nemlichen im er­
sten Artikel angesetzten Strafen verbothen die 
Murmelthiere in  einer andern Jahrszeit aus- 
zugraben, als im Herbst, und ihre Jungen zu 
vertilgen.
5. Es ist sehr scharf verbothen, zu wel­
cher Zeit es immer seyn mag, Fallstricke, und 
Fallen zu legen, welche gefährlich, und fähig
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sind ^Menschen, und Vieh zu verkuppeln, oder 
zu lähmen/ ohne daß man die nöthigen V or­
sichten zu Verwahrung des Publikums genom­
men habe, welche durch den Gemeindrath be­
stimmt werden sollen, und dieß bey S tra f  für 
alle Schäden verantwortlich zu seyn, welche 
daraus entspringen, und über dieß annoch laut 
erheischenden Fällen gemäß der Criminalgeset- 
ze gestraft zu werden-
6. D ie Jagd auf dem Boden der Repu­
blik ist allen Personen, welche nicht darinn 
wohnhaft sind, beyder S tra f  von hundert fünf­
zig Franken, wie auch der Verfallnuß der F lin ­
ten und Hunde verbothen.
7- Von den durch gegenwärtiges Gesetz, 
gesprochenen Strafen ist ein Viertel dem An­
geber , und ein Viertel dem Zehnenberichtstek- 
ler verfallen.
8. D ie Zehnenberichtsteller sind ganz be­
sonders beauftragt auf die Vollziehung des 
gegenwärtigen Gesetzes ein jeder in seinem bs- 
hörigen Zehnen, zu wachen.
Gegeben em Landrathe zu S itten den i 6. ' 
M a y  lsc>4.
Folge» die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 





/ waches re biethet unter irgend einem Titel 
anderen im G> richt als Advokat beyzustehen/ ohne 
patent zu haben.
Vom 16 May 1804.
^ E r  Landrath der Republik
A u f den vorläüfigen und staatsverfaßlicheu
Vorschlag des Staatrathts.
I n  Erwägung/ daß laut des i 4tenA rti­
kels des Gesetzes über das Finanz - System, 
Niemand das Amt eines Advokaten ohne Pa­
tent versehen kann / und das dieses Patent blos 
jenen ausgefertiget werden soll/ dererAufführung 
w ird  untadelhaft seyn/ und die genugsameKennt- 
nisse des Rechtes / und der Prozeßformen zur 
Vertheidigung ihrer Partheyen haben werden.
I n  Erwägung/ daß alle Weis andere im 
Gericht ohne Patent zu verbeyständen / es ge­
schehe unter welchem Namen / oder T ite l es 
immer seyn mag / nichts anderes als ein M it ­
tel ist/ den W illen des Gesetzes auszuweichen , 
und zu übertreten , welches sowohl für den 
Nutzen und dre Ruhe der Familien / als für 
den des Fiscus hat sorgen wollen.
Verordnet:
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Verordnet:
Niemand unter was immer für einem 
Namen, und T ite l, ohne vom Staatsra­
the m it einem Patent versehen zu seyn, kann 
vor Gericht die Rechte eines andern verfechten-'
2 . Hievon sind die Vögte, und Pfleger, 
welche gemäß des Landrechts - Artikels, qui 
oirus tutelse subire Ä^trinZuntur, hesiellt Wor­
den sind, allein ausgenommen.
z. Dieses Gesetz benachtheiliget auf keine 
A r t die G ew a lt, die der i4te. A rt. des Ge­
setzes vom i  ten Chrisimonats i  Loz zur Aufrich­
tung eines Finanz-Systems dem Staatsrathe 
zusichert.
Gegeben im Landrathe zu S itten den l§  
M a y  1824.
Der Präsident des Landraths 
Sigristen.
I m  Namen des Landrathes
Die Secretär des Landraths
Desepibus- Dufour.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und versiegelt rc.
, Folgen die Unterschriften.
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D e c r c t .
welches den Staatsrath bevollmächtgt Er­
laubniß zu ertheilen Heu auszulragcn.
Dom >7. May 1804.
Landrath der Republik- 
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung/ daß das Gesetz- welches 
die Ausfuhr des Heues verbiethet- partikular 
Ausnahmen empfänglich ist, über welche eine 
schnelle Entscheidung nöthig seyn kann-
Beschließt:
Der S taatsrath ist bevollmächtigt in 
dringenden Umständen- und auf Gründen, be­
wiesenen NutzensHeu auszuführen eingeschränck- 
te Erlaubnisse zu ertheilen, als Ausnahmen der 
Gesetze vom -ryten M a y , und rten Christmo­
nat l 8oz.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 17 
M a y  1804.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
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Betressend den auswärtigen Dienst.
Vom 2Z. May 1804.
^ E r  Landrath der Republik.
Au f den vorläüfigen und constitutivnsmäßigen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung / dass es bey dem damahli­
gen Zustand der Republik nöthig ist, dieVer- 
fügungen des Gesetzes in Rücksicht der auswär­
tigen Dienste auf einförmige Grundsätze zu 
bringen.
Verordnet:
, Es ist allen Fremden, wie auch allen Lands­
leuten und Inwohnern von W allis  verbothen: 
auf dem Gebiethe der Republik für andere, als 
von der Regierung gutgeheißene, oder zuge­
lassene Dienste zu werben bey einer S tra fe  
von zweyhundert Franken für jeden angewor-, 
benen M a n n , und im Falle sie selbe nicht zu 
entrichten vermögend seyn sollten, bey einer kör­
perlichen nach Erheischung des Falles zu be­
stimmenden Strafe.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 25 
M a y 1804.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 




G e s e t z
Ueber die Ein-und Ausfuhrsgebühr.
Wem -6 . M ay 1804.
Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß die Staatsbedürf­
nisse uothwendigermaßen die Beybehaltung der 
durch das Gesetz vom 2ten December eirr- 
geführten Ein - und Ausfuhrsgebühr erheischen.
Erwägend, daß es nöthig ist, um diesem 
Zweige der Einkünfte jenen Werth zu ver­
schaffen, dessen er empfänglich ist, der Verpach­
tung eine Dauer zu geben, die den versteige- 
renden einen hinreichenden Vortheil gewähret, 
und sie frühezeitig genugzumachen, auf daß es 
dem Verpachter nicht an Zeit gebreche, seine 
nöthige Einrichtungsverfügungen vorzukehren, 
bevor er selbe ausübt
I n  Erwägung, daß die Erfahrung uns 
bereits die Gegenstände genugsam zu erkennen 
gegeben, deren Gebühren in etwas abgeändert 
werden müssen.
Verordnet:
1. Der Staatsrath ist bevollmächtiget die 
Verpachtung der E in-und Ansfnhrsgebührm
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lau t dem Gesetz des 2ten December i8oz , m it 
Ausnahme nachstehender Abänderungen für die 
Jahre 1205 und 1806 verfteigerungsweis m it 
Vorbehaltnng des Gutheißen des Landraths zu 
vergeben.
2 . Von diesen Gebühren sind ausgenom­
men: der Reis/das Getreide/ und aller Gattung 
Saamen. D ie Mühlsteine / und gemeine höl­
zerne Hausgeräthschaften, gleichwie Zuber, 
B ren ten , Lage! und ähnliche von gleichem, 
oder geringerem Werthe.
z- D ie geschnittenen Steine, M arm or und 
Ziegelsteine werden nur wagenweise, und 
zwar wie folget, zahlen.
Franken Batz. kr.' 
D er m it r . Pferd bespante W a g e n 7 -
D er m it 2 . Pferd bespante i  5 —
D er von z. Pferd bespante 2. 2 s
D er von 4. Pferd bespante 3 ---------
4 D er Kalck wird nur wagenweise zah­
len, nämlich der zweyspännige Wagen zwölf 
Batzen, und die übrigen Verhältnisweise.
5. D er Giebs w ird durch Maaße bezah- 
zahlen. Das M iedt sechs Batzen, das H alb­
fische ein kreutzer- ,
6. D ie fremden Weine, die m it Erlaub­
niß eingebracht werden, zahlen Batzen durch 
Saum.
7. Fayanze, und Erdgeschür, Glas und 
Schleifsteine werden nur zwölf und ein halben 
Batzen durch Zentner bezahlen.
CL ;
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8. Die Gebühr soll von den Waaren roh, 
und m it ihrer Bepackung gewogen, in kleinem 
Gewicht gewogen werden.
Gegeben im Landrathe zu S itten den -6
M a y "0 4 .
Der Präsident des Land-rathes. 
S ig r is t e n -  
I m  Namen des Landrathes 
Die Sekretäre des Landrathes 
Dufour. Desepibus.
Der Staatsrath beschließt, daß dieses ge­
genwärtige Gesetz m it dem Siegel der Re­
publik versehen und bekannt gemacht werden 
um nach seinerForm m it In h a lt  vollzöge»: zu 
werden. S itten den 30 M a y 1824
D  r Landshauptmann der Republik 
A u g u s t in i-  
I n :  Namen des Staatsrathes.
Der Landschreiber.
Ad interim Eugenius Stockalper.
24*
G e s e t z
u  ber die zur Ausübung eines RichUramts 
nöthigen Eigenschaften.
Dom 16. Wintermonat 1804.
Lcm-rath der Republik 
Au f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung der Wichtigkeit des Amts 
eines Richters / besonders seit dem das Gesetz 
den Gerichtshöfen der ersten Instanz eine an­
sehnliche Gerichtbarkeit zugeeignet hat.
I n  Erwägung der nachteiligen Folgen' 
welche entspringen könnten / wenn dieses gehei­
ligte Am t von Richtern versehen würde, wel­
che allzuunwissend und ungefittet find / und die 
man leicht betriegen, oder verführen kann.
Verordnet:
Keiner kann das Am t eines Richters ver­
sehen / wenn er nicht eines untadelhaften Le­
benswandels is t, und gut schreiben und lesen 
kann.
Gegeben im Landrathe zu S itten denkten 
Wintermonat 1804.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re- unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen.
Folgen die Unterschriften.
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G e s e t z
vermöge welchem die nichtigen, oder unvoll­
ständigen Criminalbändel an dieGerichtshöfe der 
Zehnen zurück gewiesen werden, von welchen sie 
geführt worden sind.
Dom 16. Wintermonat 1804.
Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung, daß es viel leichter, viel 
anständiger und weniger kostspillig ist, wenn die 
tüchtigen, oder unvollständigen Criminalhändel 
auf ein neues in den nemlichen Zehnen einge­
leitet, und geführt werden, von wo hin fie vor 
das oberste Gericht gebracht worden sind.
I n  Erwägung daß es billig ist, daß ieder 
Gerichtshofs^ seine eigeneIrregularitäten ver­
antwortlich sey.
Verordnet:
D er oberste Gerichtshof soll alle Crimi- 
nal-oder Zuchtspolizeyhändel, welche er als 
nichtig, oder unvollständig erklären wird , an 
das Gericht des Zehnen zurückweisen , welches 
selbe eingeleitet, und geführt hat.
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2. Dieses Zehnen - Gericht wird gehalten 
seyn einen solchen Handel zu recht zu machen, 
oder aus ein neues anzufangen, und wird auch 
sechsten in allen Fällen dieser Zurückweisungen 
die vergeblich gemachten Kösten austragen.
Z- I m  Falle, wo das Gericht, welchem 
die Zurückwejsung geschieht nicht in drey Glie­
dern bleibt, um es vollständig zu machen, w ird 
der Zehnenrath die nöthige Anzahl der Bey­
sassen in dem Zehnen namsen, wenn darum 
fähige und aller Ausnahm freye Männer sind; 
in  Abgang derselben aber wird es derselben 
vermittelst des Zehnenpräsidenten in den benach­
barten Zehnen begehren. Der Präsident dieses 
Gerichts, welches auf diese A rt verfaßt is t, 
w ird immer aus dem Zehnen seyn, von welchem 
der Handel ist, solang darinn taugliche M än­
ner sind-
Gegeben im Landrathe zu S itten den 16. 
Wintermonat 1804.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 




wodurch ein gleichförmiges civil-und crimiu.rl 
Gesetzbuch im ganzen Land eingeführt wird.
Vorn Wintermonat 1804.
D-?Er Landrath der Republik»-
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathcs.
I n  Erwägung/ daß die Staatsverfassrmg 
im  74ten Art. da fie die alten Landesgesetze wie­
der in K ra ft gesetzt hat, nichts anderes gemacht, 
als für die Bestimmung derjenigen zu sorgen, 
die einstweilen beobachtet werden sollen, und 
daß sie nicht nur allein dem verfassungsmäßigen 
Gesetzgeber die Freyheit hat lassen wollen, selbe 
abzuändern, um fie dem neuen politischen Zu­
stand des Landes anpassend zu machen, sondern 
sogar ansehnliche Aenderungen hat vorfühlen 
lassen , m it welchen er sich abgeben soll
I n  Erwägung, daß die Criminal - und 
Zuchtgesetze, was die Formalitäten des Vroecß- 
Zanges, und was das Maaß und die Anwen­
dung der Strafen betrift, nach und nach gleich­
förmig in einem Lande seyn sollen, welches 
nur eine und die nämliche Regierung, und nur 
einen und nemlichen obersten Gerichtshof hat, 
und wo die Crimin.al - Justitz auf Kosten des 
Staats ertheilt wird-
I n  Erwägung, daß die in dem Zustand 
der Republik eingetroffenen Aenderungen nicht
^  '251 ^
weniger erheischen/ daß die Civil-Gesetze / und 
Gebräüche auf einförmige Grundsätze gebracht 
werden; daß die Verschiedenheit, welche dieß- 
falls bis auf heutigen Tag vorhanden war 
dem Geist der Staatsverfassung entgegen ge­
fetzt gewesen/ welcher nicht weniger die Einig­
keit des Nutzens unter allen Theilen der Re­
pub lik / als die Einheit der Regierung einzu­
führen zum Ziehl hat.
I n  Erwägung / daß diese Verschiedenheit 
in  sich selbsten die Quelle nachtheiliger I r r u n ­
gen in den Verträgen , und der Processe in 
-en Familien ist / und daß dieses Ungemach 
um desto häufiger fich einfinden würde/, wis 
häüfigex die Heuräthen / und Niederlassungen 
von einem Zehnen in den andern würden-
I n  Erwägung / daß um diese Verschieden­
heit aufhören zu machen / es weniger umZeh- 
nenvortheilen/ als Ortsgebrauchen zu entsagen 
zu thun ist, und daß das,was dießfalls ein zedev 
dieser zween Theile des Landes, deren politischer 
Zustand geändert, und verähnlichet worden, 
einbüßet beyderseits so ziemlich gleich ist-
I n  Erwägung endlich, daß es um desto- 
natürlicher ist, der Republik den Genuß der 
Vortheile eines gleichförmigen Civil-und Cri- 
minalgesetzbuches zu verschaffen, weilen man 
ih r dieses thun kann ohne ganz neue Gesetze 
zu machen, in dem man unter denen, welche 
die Gewohnheit, und der Geist des Volkes 
eingeführt ha t, blos jene auserlesen, und aus­




1. Das Gesetzbuch des vormaligen S tan ­
des, bekannt unter dem Namen Landrecht, 
sammt den deutschen und lateinischenRevisionen, 
und in deren Abgang, das allgemeine Recht, 
welches auch die Vorrede des Landrechts vor­
schreibt , werden künftig hin das Ctvil-Gesetz- 
buch ausmachen, welches auf dem Gebiethe-er 
Republik befolget werden soll-
2. Das nemliche Landrecht, und die pein­
lichen Revisionen, der Rechtsgebrauch des alten 
Standes im Fach der Confiscation, m it Auf­
hebung derselben vom Augenblik der Verkün­
digung des gegenwärtigen Gesetzes blos für die 
Falle,wo die Uebelthäter ehliche Kinder hätten, 
und in Abgang dieser Rechtsbehörden die Aus­
legungssammlung desFröhiichsburg, sollen das 
Criminal-und Zuchtgesetzbuch ausmachen, wel­
ches in der ganzen Republik befolget werden soll.
z. Es werden nichtsdestoweniger in ihrer 
K ra ft und Form die Gesetze erhalten, welche 
der Landrath der Republik seit der Herstellung 
D e r  Unabhängigkeit gemacht hat.
4. Die Vollziehung des gegenwärtigen 
Gesetzes, w ird  stracks und genau vom ersten 
Jenner 180; zu zählen, statt haben. Der 
Staatsrath ist beauftragt die Verkündung des­
selben zu besorgen , und zu diesem Behuf sel­
bes in allen Zehnenräthen früh geuug vor die­
sem Zeitpunkt zuzusenden, in gemeldtem Zeit-
Punkt aber w ird das Gesetz als verkündigt, und 
als vollziehbar in der ganzen Republik ange­
sehen werden, und man wird dießfalls keine 
Einsprüche ab Seiten der Gerichtshöfe zulassen, 
noch annehmen.
5. Hiemit wird das gegenwärtige Gesetz, 
was die Erbschaften anbelangt, bloß jenen 
anfangen anwendbar zu seyn, welche vom er­
sten Jenn'er 180; einbegriffen gezählt, fallen 
würden
6. Der Staatsrath ist beauftragt bis zum 
ersten M ay  -8os die kurzgesagte Übersetzung 
des Frölisburgs machen zu lassen.
Gegeben im Landrathe zu S itten den r r  
Wintermonat 1804.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 
und mit dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
welches den shwaugern Mädchen verordnet, 
es in einer vorgeschriebenen Zeit anzuzeigen.
D om  - 6 . W in term onat 1804.
Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen und staatsversaßlicheu 
Vorschlag des Staatsrathes-
254
I n  Erwägung, daß, wenn man einem 
Verführten Mädchen, wenn es sonst von einem 
«ntadelhaften Wandel ist, Glauben beymessen 
so ll, wann es unter seinem Eide einen unver- 
heuratheten M ann für den Vater seines K in- 
' des angiebt, es nicht glaubbar seyn soll für 
das zweytemal, und in keinem Fall wider ei­
nen verheuratheten, und wider einen Geistli­
chen ; weil in diesen zwey letzteren Fällen es 
fü r ein liederliches Mädchen angesehen werden 
soll-
I n  Erwägung, daß die schwangeren M äd­
chen ihren Zustand bisweilen gar durch das 
M itte l des Kindermordes oder der Aussetzung 
ihres Kindes Kinder zu verheelen suchen, und 
-aß diesem Uebel nicht änderst, als durch schar­
fe Gesetze könne gesteuert werden-
Verordnet:
Daß ein schwangeres Mädchen, dessen 
Lebenswandel sonst untadelhaft ist, für das 
erstemal glaubbar sey, da es unter seinem E i­
de, und in den Geburtsschmerzen einen unver- 
heuratheten M ann für den Vater seines Kin­
des angiebt; es ist aber nicht glaubbar wider 
einen verheuratheten, oder dem geistlichen 
Stande gewidmeten M ann, wenn es keine 
andere M itte l es zu beweisen hat. -
2. Ein schwangeres Mädchen ist verpflich­
tet , seine Schwangerschaft dem Presidenten 
des Gemeindrathes seines W ohnortes/oder 
dem Zehnenpresiderrten aus das späteste in den
2 5 ;
ersten fünfzehen Lagen des sechsten Monats 
anzuzeigen unter der S trafe alle Acktion in 
Rücksicht der Entschädigung wider den Vater 
seines Kindes zu verlieren, das Kind bleibt 
ihm allein zur Last, und es soll hernach nicht 
wehr unter dem Eide zugelassen werden, den 
Vater anzugeben. D ie Anzeigung des Vaters 
soll in den Geburtsschmerzen Ein Gegenwart 
zweyer Zeugen durch einen öffentlichen Beam­
ten der Gemeinde, welcher dem Mädchen den 
Eid vorzuhalten verbunden ist , angenommen 
werden. Wenn es nicht möglich wäre einen 
öffentlichen Beamten, und zwey Zeugen dabey 
zu haben, soll die Erklärung des Vaters 
dannoch den Personen. so gegenwärtig sind, 
gemacht werden unter der Schuldigkeit diesel­
be in Zeit von zweymal 24 Stunden nach 
der Entbindung vor dem öffentlichen Beam­
ten und vorgeschriebener Zahl der Zeugen eyd- 
lich zu erneueren.
^  Wenn -as Kind eines schwangeren 
Mädchens, welches die im zweyten Artikel 
Vorgeschriebene Anzeige nicht gemacht hat, 
todt auf die W elt kommen, oder gleich her­
nach sterben w ürde , ohne daß hinlängliche 
Zeugen wären, welche beweisen, daß es eines 
natürlichen Todes gestorben wäre, so soll die 
M u tte r auf Wntlichem Platze eine Stundlang 
ausgesetzt werden m it einer Schrift H u r e n -  
M ä d c h e n ,  durch d a s  Gesetz v e rd ä c h ­
t i g  se in  K i n d  g e t ö d t e t  Zu h a b e n ,  
hernach soll es auf sechs M onat in ein Zucht­
haus gesperrt werden. Allein diese Verordnun­
^  2 5 6
gen sollen den peinlichen Gesetzen, welche w i­
der den Kiudermord gemacht worden sind/ 
keinen Abbruch thun.
4. Die Beamten welche dise Deklaratio­
nen annehmen, sind verpflichtet selbe bis nach 
der Entbindung geheim zu halten unter der 
S trafe welche wider die Verleumder bestimmt 
sind. Sobald aber diese erfolgt ist, sollen sie 
dem Großkastlan des Zehnens davon Bericht 
abstatten.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 26.' 
Wintermonat 1804.
Folgen die Unterschriften.




So die Errichtung Unterrichtsanst/.lt für die 
Geburtshelfer / und Hebammen verordnet.
Dom -6 .  Wiittermonat ISV4.
Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatrathts.
I n  Erwägung, daß es dem Publikum 
daran liegt, daß diejenigen, so sich dem Be­
rufe eines Geburtshelfers wiedmen wol len, 
wohl unterrichtet seyn, nnd daß es folglich 
Pflicht der Regierung is t, dafür zu sorgen.
2§7
Verordnet:
r. Der S taatsrath ist bevollmächtigt dem 
Publikum erneu Lehrer zu verschaffen, der auf 
Kosten des Staates in der Hauptstadt all den­
jenigen in der Entbindnngskunst Unterrichter-, 
theilen soll, die sich dabey einfinden wollen.
ü. Ein jeder Zehnen der Republik ist ver­
pflichtet, in so ferne es geschehen kann, unter 
denjenigen, die diesen S tand einer Hebamme , 
oder.Geburtshelfer bereits werden ausgeübt 
haben, eine fähige Person dahin zu schicken-
" z. Diese Personen sollen dem Unterrichte 
so lange beywohnen, bis sie vom Lehrer einen 
gültigen Schein werden erhalten haben, wo- 
rau^rrhellet, daß sie in der Entbindnngskunst 
hinlänglich unterrichtet sind, um selbe ausüben 
zu dürfen.
4. Eine jede Gemeinde soll auf ihren Ko­
sten eine taugliche Person aus ihrem Bezirke 
zu derjenigen, die vom Lehrer w ird unterrich­
tet worddn seyn, schicken, um von dieser in der 
Entbindungskunst unterwiesen zu werden.
5. Nach Verlaufe von 6 Monaten, vom 
Tage der Errichtung dieser Unterweisungsan­
stalt anzurechnen, ist es außer dem Nothfalle 
einem jeden bey S trafe von ^  Franken ver­
bothen , den B e ru f eines Geburtshelfers, und 
Hebamme auszuüben, wenn man nicht m it ei- 
MM von dem Professor, oder der von ihm
. . u
a;8 ^
unterrichteten Person seines Zehnens unter­
schriebenen , und von dem Presidenten des be­
treffenden Zehnens widimierten Schein verse­
hen ist, welcher bezeugt, daß man die dazu noth­
wendigen Eigenschaften und Kentnisse besitze.,
Gegeben im Landrathe zu S itten den r6. 
November 1804.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet >- 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften. -
G e s e t z
welches das Finanz, System für das Jahr 
i 8o5 aufrichtet.
Vorn Christmonat 1804.
Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen und staatsverfüßlichen 
Vorschlag des Staatsraths
W i l le n s , den Bedürfnissen des S taa ­
tes für das Ja h r 180; zu steueren-
' I n  Erwägung, daß er sich genöthiget 
befindet Ausiagen auszuschreiben , um den täg­
lichen Umtosten vorzukommen, die Zinsen der 
alten und neuen Schulden zu bezahlen, nach 
und nach die Capitalien auszulöschen, und 
die qählingen Ausgaben zu bestreiten, welche 
die Lage der Republik verursachen kann.
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Und da mär? nichtsdestoweniger trachtet 
so viel möglich die Summen dieser Austagen 
zu vermindern , und dem Volke jene, welche 
dem Nationalgeist am meisten widersprechen, 
und die am schwersten zu beziehen, und be­
sonders jene, welche denen, so von ihrer Arbeit' 
leben, am meisten zur Last fallen, zu er­
sparen-
I n  Erwägung anderseits, daß es unnütz 
ist dem Staate Einkünfte anzuweisen , wenn 
man nicht durch wirksame M itte l die richtige 
Einnahme derselben versichern kann, und daß 
die Erfahrung des gegenwärtigen Jahres be­
wiesen hat, wie nothwendig es ist, schärfere 
Maaßregeln zu ergreifen als sene, welche durch 
das Gesetz vorn ?ftn Wintermonat 1802 fest­
gesetzt waren. .
I n  Erwägung sonderheitlich, daß die Ab* 
änderung des Finanzsystems einen großen Ab­
gang in  den Einkünften des Staates jährlich 
verursachen würde, wenn man sich der Ent­
richtung der für ein Ja h r vorgeschriebenen 
Abgaben entziehen könnte , indem man die 
Zahlung derselben bis auf den letzten Termin 
verschieben wol l te, und daß ein solcher M iß ­
brauch endlich friedsamen Bürgern zur Unter­
werfung der Finantzgesetzen den M u th  nähme-
Verordnet:
Daß hierunten erörterte und aufgerich­
tete Finanzchstem sott während des Jahrs 
ZL05 statt habem R ^
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I .  T  i t e l.
Rückständige Schulden der verflossenen Iahre.
i .  A lle , welche indireckte Abgaben von 
was immer für Gattung sowohl kraft des 
Gesetzes vom - 4ten Herbstmonat 1802, und 
des nachfolgenden Beschlusses des S taatsra­
thes vom /ten Herbstmonat 1802, als K ra ft 
des Finanzsystems vom 7ten folgenden W in ­
termonats schuldig sind, sind gehalten sie zu 
entrichten, und die Bußen, in welche sie ver­
fallen sind, werden bey dem Termin der Ge­
setze , welche sich darauf beziehen; auf das 
strengste abgefodert werden.
I I .  T i t e l
. Der Verkauf des Salzes gehört ausschließlich 
dem Staate zu. <
' 2. D ie Regierung w ird gutes, annehm­
bares Salz zu fünf Kreutzer das Pfund von 
fechszehen Unzen anschaffen. Der V orthe il, 
den dieser ausschließliche Verkauf abw irft, soll 
in  die Staatskasse gelegt werden.
M .  T i t e l .
Stempelgebühr.
z. Es sollen au f Stempelpapier geschrie­
ben werden alle Ackten, Doeumente, oder 
Aengnüsse, welche vor einem Richter einige 
Giltigkeit haben, oder einer öffentlichen Behör­
^  S6r '
de, oder einzelnen Beamten vorgewiesen wer­
den sollen, mit Ausnahme jedoch der im 8ten' 
Artikel vermeldten Gegenstände-
4- Das gemeine Stempelpapier soll in 
nachfolgenden Preisen verkauft werden-
Batzen. Kreutzer' 
Das einfache Octav B la tt zu — -
Daseinfache Folio B la tt zu i  —
Daslgroße Doppel-Folio-Blatt zu 3 —
Alle stempelpflichtige Ackte, welche nicht 
in die Classen des 4ten und 5tm Artikels ge­
hören, sollen auf die eine, oder andere von 
oben bemeldten Sorten Stempelpapiers ge­
schrieben werden , dessen Verkaufpreis sich nach 
der zu verschreibenden Geldsumme richtet.
4. Auf diesem Stempelpapier soll die 
Summe ausgedruckt stehen, für welche das 
Papier höchstens gültig ist; Dieses papier wird 
in folgenden Abstufungen verkauft nemlich je­
des einfache Folioblatt.
Franken.' Batzen. 
Von bis roo Franken. — i- 
Von iso bis 200. — — 2.
Von 20s bis 400. — — 4.
Volt 400 bis 600. — — 6.
Von 600 big ivOÄ —- 1. —
Von looo bis i ; 00. — r. 5.
Von 1520 bis 2500. — L. 5.
Von 2500 bis 4000 — 4. —
Alle Schuldverschreibungen von mehr als 
4200 Franken sollen mit einem Visa anstatt
K 3
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des Stempels versehen seyn, und davon je- 
weilen ein Batzen fü r hundert Franken, oder 
die Bruchsumme bezahlt werden.
6. Es soll für die Wechsel, und alle Arten 
von Geldanweisungen eigenes Stempelpapier 
gebraucht werden, und nach Verhältniß der 
Summe, für die es brauchbar ist, und die auf 
dem Stempel selbst ausgedruckt seyn soll, in 
folgenden Abstufungen verkauft werden.
Franken. Batzen. Kreuzer. 
V0N ro bis 250. — —. r
Von 2 5 0  bis s'oo. —  I  —
Von 500 bis IOO2. — 2 —
Von 1020 bis 2200. - Z  2 .
Von «soo bis 4000. — 7 —
Von 4000 bis 6002. i  — —
Von 6002 bis 10,000 I 6 '—
Von 10,002 bis 15,000 2 4
Von 15,002 bis 20,002 z 2 —
Von 20,000 bis 25,002. 4 — —
Wenn ein Wechsel, oder Geldanweisung 
dieser Art für mehr als 25,000 Franken errich­
tet wird , so muß an des Stempelsstatt ein 
Visa beygesetzt werden, und dafür jeweilen ein 
Batzen und drey Kreuzer für jede rco-. Freun- 
ken, und ihre Bruchsumme bezahlt werden.
7. Alle Schuldverschreibungen, deren 
Ruckzahlungstermm auf sechs Monat oder 
noch kürzer gestellt ist, können gleich den Wech­
seln auf obvermeldtes Wechselpapier geschrie­
ben werden.
8. Dem Stempel sind nicht unterworfen.
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3. D ie Empfangsscheine für Besoldung waf- 
jentragender Kriegsleute jedes Grades»
b. Alle in Staatsangelegenheiten von einer 
Behörde an die andere gerichtete Ackte - Cor- 
respondenzen, oder Empfangsscheine, so wie 
die Protoeolle und Register/ die auf Kosten der 
Nation, und für derselben Rechnung gehalten 
werden; wie auch alle Antworten eines Beam­
ten als solchen an einem Partikular.
c. D ie Register der Gemeinden und der 
geistlich- und bürgerlichen Gesellschaften, in 
welche sts die Obligationen, so ihnen zugehören, 
einschreiben: Nichtsdestoweniger soll der Breis 
der stufenweisbestimmten Stempelgebühr 
durch die stipülierenden Schreiber bezogen wer­
den, welche unter der Obligation bey S trafe 
der Nichtigkeit den Betrag der empfangenen 
Stempelabgabe einschreiben, und denselben je­
desmal dem Finanzpfleger des Zehnens erstat­
ten sollen. >
ä. D ie Wechsel von dem Auslande anfs 
Ausland gezogen, welcheWallesianischen B ü r­
gern durch die Hände gehen-
e. D ie Rechnungs - Handels-und Haus­
bücher der Handelsleute, und Partikularen, 
sogvie die Originale aller ihrer Rechrurngs-rrnd 
Correspondenz - Seripturen, die Register uüd 
Protoeolle der Notarien , und anderer Bebör- 
den , welche in den vorhergehenden Artikeln 
nicht begriffen find.
^  ,5 4
. 9. Es soll von Journalen, Zeitungen,
und Bertchtsblättern ein Stempelgebühr, wie. 
folget, bezogen werden. ,
Kreuzer.
Von einem Q uartb la tt —  Z
Von einem Folioblatt —  -
I V .  T i t e l
Handels und Gewerbe Abgaben'
1 o. Jeder Handelsmann, der einen offenen 
Laden im Lande haltet, zahlt eine Patentenge-, 
buhr, wovon der Preis nach Maaßgabe der 
G a ttung , Ausdehnung , und Wichtigkeit des 
Handels bestimmt wird- Das M inim um  für 
einen jeden Laden wird von vier Franken, und 
das Maximum von sechzig Franken seyn.
n .  Jeder fremde lKrämer, wenn er im 
Lande verkaufen w i l l , soll sich m it einem Pa­
tente versehen; der Preis dieser Patente w ird 
fü r das Maximum von sechzig Franken seyn, 
und für das M inim um  von acht Franken für 
ein halbes Ja h r seyn. Diese Patente kann von 
dem Staatsrath nur jenen bewilliget werden, 
welche m it guten und authentischen Scheine!: 
versehen sind, und für das Publicum nützliche 
Gegenstände zu verkaufen haben.
i r .  Jene, welche die Waaren, die frem­
den Kaufleuten zugehören, expedieren, sollen 
ein Patentgebühr entrichten, die nicht geringer 
als von sechzehen Franken, und nicht höher als 
von sechzig Franken seyn kann.
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r 3- Die Advokaten und Prokuratoren sind 
gehalten ein Patent zu nehmen; man soll da­
von sechs Classen machen.
D ie erste von zwölf Franken 12. Franken
D ie  zweyte von sechzehn - 6 . --------
D ie dritte von vierund zwanzig 2 4 .------- -
D ie vierte von sechs und dreystg z 6 . -------
D ie fünfte von acht und vierzig 4 8 .-------
D ie sechste von vier und sechzig 6 4 . ------
Diese Patenten werden nur jenen ausge­
liefert , die eines untadelhaften Lebenswandels 
zu seyn werden erkennt seyn, und die genügsame 
Kenntnisse der Gesetze/ und Gerichtsformen 
um ihre Klienten zu vertheidigen haben werden.
'4- Alle Leib-und Wundärtzte / die nicht 
wallestanische aktiv Bürger sind/ sind gehalten 
ein Patent zu lösten; es werden derselben zw 
vier verschiedenen Preisen ausgeliefert, nämlich 
zu acht, zehen, zwanzig, und zwey und dreystg 
Franken: Diese Patenten können nur jenen 
bewilliget werden, welche sich laut dem Gesetze 
einem Examen werden unterworfen, und 
vorläufig ihre Fähigkeit werden bewiesen 
haben-
i s. Ein jeder W irth  und Gastgeber, der 
einen Schild h a t , soll ein Patent lösen, wo­
von das M inim um  von sechszehen Franken , 
und das Maximum von vierund sechzig Fran­
ken seyn wird.
'6. Die Gastgeber, welche ohne Schild 
zu haben, zu essen Geben, und beherbergen,
- 2 6 6  ^
werden Patentgebühr bezahlen , deren Preise 
von sechzehen bis auf vierzig Franken gehen.
17. D ie Weinschenke/ welche Wein kau^ 
fen um selben wieder im großen oder kleinen 
zu verkaufen, sind an ein Patent gehalten, wo­
von das M inim um  von zehen Franken, und 
das Maximum von acht und zwanzig Franken 
seyn wird.
'8. Jeder Kaffeesieder soll m it einem Pa" 
tente versehen seyn/ wovon das M inim um  auf 
sechzehen / das Maximurn aber auf acht und 
vierzig Franken gesetzt ist
iy . Die Prsfeffionisten'/ welche hier be­
namset find / find verpflichtet sich mit einer 
Patente zu versehen, der Preis derselben w ird 
bestimmt wie folget:
Die Metzger von sechzehen zu acht und vierzig 
Franken-
Die Gerber von vier auf zwey uiH dreysigFrank.-
D ie Korn / H olz, und Viehhändler in großem 
von acht zu sechzehen Franken-
D ie M auerer, Unternehmer von acht zu acht 
und vierzig Franken. >
Die Apotheker wie die Kaufleute.
D ie Bäcker und M ü lle r von einem zu zwey 
und dreysig Franken.
Alle Fabriken von vier auf sechzehen Franken.
Die Hammer-undHandschmiede von einem aus 
zwey und dreysig Franken.
^  2 6 7  < ^ >
V.  T  i t e l.
Lestinttiilg der Strafen wider die Uebertreter des 
gegenwmgen Gesetzes
, 20 Die hier folgender: Strafen sind wie­
der die Uebertreter des gegenwärtigen. Gesetzes 
vesiimmt. .
2. Für die Übertretungen, welche sich auf 
den Stempel nur/ allfälligen Visa beziehen, 
die Ungiltigkeit der Ackte, welchen der vorge­
schriebene Stempel oder Visa abgeht/sammt auch ^ 
der nicht Annahme derselben in Gerichten von 
öffentlichen Behörden, oder einzelnen Beamten, 
auch einer in sechzehenFranken bestehendenStra- 
se, belangend das ordinari Stempeipapier, und 
zwanzigmal der W erth des graduirten Stem- 
pelpapiers, welches nach Vorschrift des Gesetzes 
hätte genommen oder wisiert werden sollen- Zu 
dieser S trafe ist der Uebertreter schon ip8o kLLto 
verfä llt, wie auch der Amtsmann, welcher einen 
solchen Akt zulassen , und nicht dem Gerichte 
^zeigen würde.
b- Für die Vergehungtzn wider die Paten- 
tengebühr.
i .  Diejenigen, welche in vorgeschriebener 
Zeit durch Anbegehrung der Patenten ihre Un- 
rerwürffigkeit zu bescheinen vernachläßigen, 
zahlen nebst der von dein Gesetz verordneten 
Auflage annoch den vierfachen Werth der Pa- 
tentengebübr.
2. Diejenige», welche irr vorgeschriebener 
Zeit die anverlangte Patente nicht anstoßen 
entrichten für die S tra fe noch einmal so viel 
als der Preis der Patenten tragt.
2r. Derjenige, der sich eines Betrugs 
rviederholtermalen sollte schuldig machen, w ird 
' gehalten seyn den Doppel der Buße zu be­
zahlen , zu welcher er das erstemal wäre ver­
fä llt worden.
22. Der Staatsrath ist nicht berechtiget 
ein sonderbare Gnade zu thun, noch etwas 
nachzulassen, und der rechtmäßige Richter w ird 
gehalten seyn über die ihm gemachte Anzeige 
-die Büß ohne Gnad zu sprechen ohne Rück­
sicht auf eine Forderung vor den StaatSrath 
oder Vorwand der Unwissenheit, welcher nicht 
w ird zugelassen werden, sobald gegenwärtiges 
Gesetz, und die EinrichtungSbeschlüsse des 
StaatSratheS werden in der Gemeinde des Ue- 
vertxeterS publiziert worden seyn.
V I .  T i t e l .
Allgemeine Vorkehrungen.
2g. Der StaatSrath ist bevollmätiget einen 
Theil der Bußen den Beamten, welche m it der 
Einnahme der Auflagen beauftragt sind, wie 
auch den Angebern der Zuwiderhandelnden zu­
zusprechen.
24. Der StaatSrath w ird die Entschad- 
msse bestimmen, die ein jeder Einnehmer der
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Gebühren, welche durch gegenwärtiges Finanz-- 
Syftern eingeführt sind, von der Einnahme 
derselben für sich behalten kann-
2 ;. Der Staatsrath ist m it der Vollzie­
hung gegenwärtigen Gesetzes, so wie auch m it 
der wettern Entweckelung desselben beauftragt.
Gegeben im Landrathe zu S itten den?6 
Wintermvnat 1804.
Der prästdent des Landrathes. 
S i g r i s t e n .
I m  Namen des Landrathes
Die Sekretäre des Landrathes
Dufour. Deftpibus.
D er S taatsrath beschließt, daß dieses ge­
genwärtige Gesetz in seinem Nammen unter­
schrieben/ m it dem Siegel der Republik verse­
hen und bekannt gemacht werde um nach 
seiner Form m it In h a lt  vollzogen zu werden.
S itten den zten Chriftmonat 1824.
Der Landshauptmann der Republik
A u g u s t i n i -  
I m  Namen des Staatsrathes.'
Der Landschreiber.
Preux.
^  2 7 2
G e s e t z
welches den Staatsrath bevollmächtigt den 
mit der Unterhaltung der Brucken auf der Militär 
und Commrezialstraße beladenen Zehnen, Erkennt­
nisse zu bewilligen.
Vorn i .  Christmonat 1804
Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß der durch die Staats- 
Verfassung geheiligte Grundsatz der Einheit 
und die unter allen L. Zehnen der Republik 
inimer herrschen sollenden brüderlichen Ge­
linnungen, wie auch ihre, m it der französi­
schen und italienischen Regierung in Rücksicht 
-e r Errichtung einer commerzial-und M ilitä r  
Straße eingegangenen Verbindungen die Un­
terhaltung der Heersstraße und folglich auch 
-e r auf dieser Straße befindlichen Brucken 
m it Nutzen und Beschwerden dem Staate auf­
erlegt- '
I n  Erwägung, einerseits des gegenwärti­
gen Zustandes der Finanzen der Republik, 
und anderseits der Ueberzeugung der Regie- . 
ru n g , daß die bisdahin m it dem Unterhalte 
der Brucken beladen gewesenen Gemeinden 
M itte l der Sparsamkeit an der Hand haben, 
die dem Staate abgehen.
> 271 "
/  I n  Erwägung, jedoch daß eine gerechte 
Regierung ihren Verwalteten zu Hilfe kommen 
soll, da ihre Lage sie öffentlichen Unkosten aus­




Der Staatsrath ist bevollmächtiget den 
Gemeinden, oder LL. Zehnen, die annoch m it 
dem Unterhalte der Brucken ganz, oder zum 
Theile beladen sind, den Unkosten, die sie des­
wegen zu ertragen haben, angemessene E r­
kenntnisse zu bewilligen."
Gegeben im Landrathe zu S itten den r 
Christmonat 1804.
Folgen die Unterschriften. - - -
D er Staatsrath beschließt rc. unterschrieben, 
und mit dein Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften,
2 7 2
G e s e t z
welches die Errichtung eines Denkmahls zu 
Ehren N a p o l e o n  des Ersten Rayser der Fr^n, 
zosen verordnet.
Vom r . Wintcrnioirat 1804.
^ E r  Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staätsrathes.
Gefinnt die Erkanutlichkeit der Republik 
W a llis  gegen N a p o l e o n  B o n a p a r t e ,  
Wiederhersteller seiner Unabhängigkeit durch 
eirr ewiges Denkmal an Tag zu legen.
I n  Erwägung, daß zu diesem Ziel keine 
merkwürdigere, und für die Republik ange­
nehmere Zeit als jene der Krönung dieses 
durchlauchtigsten Prinzen kann gewählt werden.
Verordnet:
Es soll sowohl auf dem S t- Bernyards- 
als Simpelberg ein Denkmahl zur Ehre 
N a p o l e o n ,  ersten K a v s e rs  der F r a n k e n  
m it folgender Inschrift errichtet werden:
k I M O  ,
MNkLK , R.LI-
27 z
L O V k U ^ L O , LI8 Il^n o . 8 L N -  
kM MVILI0 m NONI'L 0^VI8 L1? 
8L N k K 0 M  8LN?LR. E N O K ^ M O  
L L 8 k I IL I . ie ^  V ^ L 8 I L .
. ' 6 K ^ 1 L  lläa OLLLNLKI8 M O C L IV .
Gegeben im Landrache zu S itten  den i .  
Christmonat 1804.
Der Präsident des Landraths , 
S i g r i s t e n .
I m  Namen des Landrathes
Die Secretär des Landraths
Desepibus- D ufour.
Der S taatsrath der Republik W a llis  be­
schließt/ daß dieses gegenwärtige Gesetz in seinem 
Namen unterzeichnet / m it dem Siegel der Re­
publik versehen und nach seiner Form und I n ­
halt vollzogen werde.
S itten den Christmqnat 1804^
Der Landshauptmann der Republik
A u g u s t i n i .
I m  Namen des Staatsrathes
V Der Landschretber
P r e n  x.
G e s e t z
S o den Gtaaterath bevollmächtigt das Ein, 
bringen fremder Münyen zu verbiethen , und die« 
ses verboth laut der rLrheischung der Umstände 
zu heben.
Vom rv. May l 8o5.
Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung -er von verschiedenen Can- 
tonen in Rücksicht der, walliser Müntze getrof­
fenen Verfügungen, und der sehr beträchtlichen 
Menge fremder Müntzen, die in unser Repu­
blik bereits m Umlauf gebracht ist, und m it 
federn Lage in dieselbe eingeführt w ird.
I n  Erwägung, daß diese Erreignisse, ver­
bunden m it den eigennützigen Spekulationen, 
die daraus errtstehen werden, das Land von 
allen guten G old-und S ilb e r-S o rte n  ent­
blößen und ihm einen mercklichen Verlust zu­
ziehen würden, wenn man dem Uebel nicht 
zeitlich und wircksam entgegen arbeitet.
I n  Erwägung, daß unvorhergesehene Um­
stände jedoch Beschräncknngen, öder gar die 
Widerrufung dieses Dekrets benöthigen können.
Ver-
2 7 5  .
- Verordnet:
, 1. Der Staatsrath der Republik ist be- 
awaltiget das Einbringen, und den Lauf 
fremder Müntzen im Lande unter der Strafe, 
die er schicklich finden w ird , zu verbiethen.
2. E r ist gleichermaaßen bevollmächtigt 
di-ses Verboth entweder ganz, oder zum 
Theil, wenn es die Umstände, oder das W o h l 
des Vaterlandes erheischen sollten, zurückzu­
nehmen.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 20. 
M ay  l8o ;.
. l? Folgen die Unterschriften. V
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
D e c v e t .
So die Grundsätze für den Abzug der' Ent- 
Mädnisse der helvetischen Beamten, diejLStaas- 
gläubiger sind, aufstellt.
Dom »?. May ,8s;.
§ ) E r  Landrath der Republik.'
A u f dm vorläufigen und eonftitutionsmäßigen 
Vorschlag des Staatsraths.
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Gesinnet die Staatsschulden gegen die 
helvetischen Beamten, als Gläubiger der Re­
publik zu tilgen.
I n  Erwägung, daß diese Entschädnisse 
nicht nur nach dem Zustande der Staatsfinan­
zen , sondern auch laut dem Verdienst der Be­
amten , laut der einem jeden das Seinige zu­
eignenden Gerechtigkeit, und gemäß der Unei- 
gennützigkeit, und Vaterlandsliebe, :so gesagte 
Helvetische Beamte an Tag gelegt, soll einge­
richtet werden.
Verordnet:
Die helvetischen Beamten des vorma­
ligen Eantons W a l l i s , so seit den durch den 
General Tureau gemachten Abänderungen der 
Beamten während dessen Regierung nicht mehr, 
oder nur eine kurze Zeit ihren Amtsverrichtun­
gen obgelegen, und dannoch ihre Besoldung 
bis auf den E e n  August ganz begeh­
ren , werden sich wohl befriedigen m it einer 
Schadloßhaltung, deren M in im um  zu 
durch iOO, und das Maximum zu zo durch ioo.' 
ihrer Anforderung bestimmt ist.
2- D ie Glieder der Verwaltungskammer- 
des Kantonsgerichtshofes, und der Districkts- 
gerichte, welche, um ihren Amtspflichten obzu­
liegen, nicht bemüssiget gewesen von Hause zu 
gehen, werden nebst dem, ihrem Corps zu ma­
chenden allgemeinenAbzug, annoch einen anderen 
von 8 durch ertragen. Hievon sind ausge­
nommen die Presidenten und Schreiber des 
Kantons-und der D istrM gerichte,
^  1 7 7
z Den Beamten, so im Aufstand von 
r?99 sind gefangen , und außer Lands geführt 
worden, w ird von der, ihnen vor dem ersten 
August -799 gebührenden Besoldung, kein Ab­
zug gemacht werden.
4 D ie Unterprefeckte sollen in drey Klas­
sen eingetheilt werden, diese E in te ilung  w ird 
dem Staatsrathe überlassen, welcher fie ge­
mäß dem Verdienst dieser Beamten, und der 
Grösse ihrer Beschäftigungen einrichten wird- 
D er ersten Klasse w ird von ihrer Besoldung 
der ste, der 2ten der 4 te , und der dritten der 
dritte Theil abgezogen werden.
5- Dem Nationalprefeckt w ird wegen seiner 
vielfältigen , dem Vaterland geleisteten Dien­
ste, von seiner Besoldung nichts abgezogen ' 
werden.
6. Das Bureau des Nationalprefeckts 
w ird von seiner Besoldung einen Abzug des 
sten Theils ertragen
7. Der Abzug für die Glieder der Ver­
waltungskammer w ird gleichfalls im zten 
Theil bestehen; aber der Staatsrath ist be­
vollmächtiget jenen Verwaltungsgliedern, die 
Durch ihren F le iß , Eifer und Dienste solches 
verdient, eine Gratifikation zu machen, hin­
gegen die Besoldung derjenigen, welche durch 
öftere Abwesenheiten ihre Amtspflichten ver- 
uachläßigen, annoch zu verringern
8. Der Abzug für die Schreiber der Ver­
waltungskammer ist auch auf den ;ten Theil 
bestimmt. S  z
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9. Jener für die Glieder des Cantons-
gerichtes auf zo durch 0/0. ^
10. Jene des öffentlichen Anklägers, und 
des Schreibers des Eantongerichts gleichfalls 
auf zo durch 0/0.
n .  D ie Bureauumkosten der Unterpre- 
seckte werden ganz bezahlt werden/ laut der 
durch den helvetischen Minister der inneren 
Angelegenheiten gemachten Taxe.
i  L Der Abzug für die rückständigen Ent- 
schädnisse der Districktsgerichte ist gesetzt auf 15 
durch 9/0; von der Besoldung der Reisekosten 
aber w ird ihren Gliedern nichts zurückgehalten 
werden.
rz . Von den Kösten der Bureau der 
Districktsgerichte w ird nichts Hinterhalten 
werden / wenn sie richtig sind-
14. Der Abzug der Pretentionen der Ge­
richtsschreiber ist auf 1; durch 9/0 bestimmt; 
jener der Weibel der nemlichen Gerichte aber 
auf ro durch 9/0.
15. Jener der Inspektoren der Landstra­
ßen auf den sten Theil.
-6 . Jener für verschiedene rückständige 
nicht verhandelte Coupons zu i? durch 9/0.
17. Die Gemeindsagenten werden durch 
den, den helvetischen Beamten gemachten Abzug 
entschädiget werden S ie  werden in fünf Clas­
sen eingetheilt werden.
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Die von der ersten Classe werden ein Ent- 
schädniß von ;o  Franken durch Ja h r erhalten, 
jene der zweyten von 40 , jene der dritten von 
zo, jene der vierten von 20, und jene Verletz­
ten von io  Franken. Nebst dieser Entschädi­
gung werden ihnen auch die Kösten ihrer B u ­
reau nach regulierter Rechnung ohne Abzug 
ausbezahlt werden.
Die Gemeindsagenten, so im Aufstand 
von 1799 find mißhandelt worden, find in der 
ersten Classe begriffen.
18. D ie Bestimmung des, den verschie­
denen Commissarien zu machenden Abzugs, 
als da find der Inspektor der M ilitz , die Be­
zirks-und Ererzierkommandanten, des Lihui- 
dationsbureau der hinterstelligen Rechnungen, 
jene der Liquidation der Zehenten und Gülten 
und des Sanitätsbureau ist dem Gutachten 
des Staatsraths überlassen. Dieser Abzug soll 
gemäß den, durch den Landrath adoptierten 
'Grundsätzen, bestimmt werden, nachdem diese 
verschiedenen Interessierten nach erhaltener 
Einladung ihre Anmerkungen vorher gemacht 
haben werden.
19. Alle diese Beamten, gegen welche 
sich der S taa t von W a llis  verpflichtet hat, die 
durch die helvetische Regierung kontrahierten, 
und zu seiner Last gelassenen Schulden zu be­
zahlen , find eingeladen dein Staatsrath die, 
von der Zeit dieser Regierung, sowohl in ih­
ren Gemeinden, als in ihren Zehnen sich besin-
S  4
L8o
Senden Anforderungen rückständiger Zahlnisse 
kund zu machen.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 29 
M a y  1805.
, Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen.
Folgen die Unterschriften.
E e s c t z
welcher den Zustand der Unehelichen bestimmt, 
die vor der Rewolution von den Hochwürdigsten 
Bischöfen sind legitimier worden.
Dom - r .  Wintcrmonat 1805.
Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung, daß es der Gerechtigkeit 
gemäß, und zugleich nothwendig is t, die Rechte 
' zu bestimmen, die jene Uneheliche erworben 
haben, die von den Hochwürdigsten Bischöfen 
vor der Rewolution find legitimiert worden-
I n  Erwägung,. daß -ehedem die Hochwür- 
diasten Bischöfe diesesRccht öffentlich ausübten, 
und daß es damals der Landrath fich'nicht 
zugeeignet hat.
I n
2 8 l  ^
I n  Erwägung , daß Niemand das Opfer 
' seiner guten Meinung seyn soll / da er sich auf 
die ersten Behörden vertrauet / deren Recht zu 
untersuchen ihm nicht zukömmt-
Verordnet:
Die unehelichen Kinder / die vor dem er­
sten Merzen 1798 sind legitimiert worden/und 
in  jenen Orten gebohren / oder Niedersäßig 
sind / in welchen der Landrath / oder die obern 
Zehnen zu dieser Zeit das Recht der Ehelich- 
machung nicht ausgeübt haben/ gemessen nach 
In h a lt/ und von der Data ihrer Legitimations- 
driefe an / aller Rechte der rechtmäßigen K in­
der/ gleichwie auch ihre Nachkommen.
Gegeben im Landrathe zu S itten lden 21- 
W intermonat 1805.
Der Präsident des Landrathes.
Stocka lper .
I m  Namen des Landrathes
Die Sekretär des Landrathes 
Desepibus. Dufour.
Der S taatsrath beschließt / daß dieses ge­
genwärtige Gesetz in seinem Nahmen unter­
schrieben, m it dem Siegel der Republik verse­
hen und bekannt gemacht werde, um nach 
seiner Form und In h a lt  vollzogen zu werden.
S itten den -zten Chriftmonat 1825.
D  r Lanroha ptin U'N der Republik 
A u g u  s tiN  i- 




G e s e t z
welches das für das Ia h r  rzo6 angenomme­
ne Finanzsiilem für das Ia h r  1806 bekräftiget.
! Dom r6. Wintermonal I8o;.
^ ) b r  Landrath -er Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen
Vorschlag des^Staatrathts.
Gefinnet fü r die Staatsbedürfnissen für das 
J a h r 1806 und für die Tilgung der Schulden 
-e r Republik allmählig Vorsehung zu thun-
Verordnet:
D as durch das Gesetz vom 26ten Christ- 
monat 1804 fü r das Ja h r 1805 eingeführte 
Finanzsystem w ird unter den durch den Land­
rath in heutiger Sitzung über die Artikel 19 
und ro beschlossenen und dem Staatsratye m it­
getheilten Abänderungen angenommen.
Gegeben M  Landrathe zu S itten  den r6.' 
W intermonat isox.
Folgen die Unterschriften-'
Der? Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
rm- verfieglet / rc.
Folgen die ^Unterschriften.
D e k r e t .
S o S . E. dem Präsidenten des Landrathes 
einen Weibei zuzieht.
Dom;o. May i8°6.
^ E r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichek
Vorschlag des Staatsraths.
Verordnet:
Seine Excellenz der Prefident des Land- 
rathes wird sowohl auf seiner Reise auf den 
Landrath / als während der Sitzungen dessel­
ben von einem Weibel begleitet werden / der 
m it dem M antel m it den Farben der Repu­
blik angethan ist. E r w ird zu diesem Behuf 
den Weibel seines Zehnens nehmen, dem so­
wohl auf seiner Reise / als während seines 
Aufenthalts in S itten zwey Franken fünf Batz. 
des Tages zugesprochen find-
Gegeben im Landrathe zu S itten den zo 
M a y  1806.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc- unterzeichnet 
und mit dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
2 8 4  ^
D e k r e t
So gewisse Verbothe wider den Gebrauch 
der Tabackspfeisse enthält.
D s m ;« May 1806.
Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des ^Staatsrathes-
I n  Erwägung, daß der Gebrauch der 
Tabackspfeifen mehrentheils die Würckung 
einer in der Jugend genommenen Gewohnheit 
ist, welche muß unterdrückt werden, da fie 
die Leute zu einem unnöthigen Aufwand ver­
leitet, und sonderbar weil daher vielfältige 
Feuersbrünste entspringen.
V I n  Erwägung, daß die alten Vorbothe 
dieser Gewohnheit schon Schrancken gesetzt, 
und es nöthig ist solche zu erneuern.
Verordnet:
Es ist einem jeden in W a llis  Säßhaf- 
ten, sofern es ihm nicht von einem ächten, 
und anerkannten Leibartzt Gesundheitshalber 
verordnet ist, bey Strafe von acht Franken, 
und im Wiederfall des Doppels, verbothen 
Toback zu rauchen, bevor er das -ste Ja h r 
erfüllet hat-
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2. Es ist jedermann verbothen in solchen 
O tte n , wo S tro h , Heu, und andere gefähr­
liche, leicht feuerfangende, und Feuersbrünste 
zu verursachen fähige Dinge aufbewahrt wer­
den, zu rauchen, bey S tra f  von 50 Franken, 
und des Doppels im Wiederfalle.
z- Von diesen Bußen soll die Hälfte 
dem S ta a te , ein Viertel den Ortsarmen, und 
der andereViertel dem Angeber ( wann einer ist) 
sonst aber den Armen des O rts  zufallen.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 30 
May ir>o6.
Der President des Landrathes
S t o c k a l p e r -  
I m  Namen des Landrathes
Die Sekretärs des Landrathes
Desepibus, Dufour.
D er S taatsrath beschließt, -aß dieses ge­
genwärtige Dekret in seinem Namen unter­
schrieben, m it dem Siegel der Republik ver­
sehen und bekannt gemacht werde, um nach 
seiner Form und In h a lt  vollzogen zu werden.
S itten  den zoten M ay  1807.
DerLandshaupmann der Republik
A u g u f t i n i .
I m  Namen des Staatsrathes.
Der Ln wschrciber
P  r e tt x.
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D e k r e t
S o die Einfuhr englischer Waaren verbiethet.
Vom zo. May i8°e.
! ^ ) E r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Borschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung, daß der S taatsrath im­
merdar bedacht war zu verhindern, daß die 
fremden Negotianten fich nickt dieses Passes 
bedienen , um englische Waaren in Frankreich 
einzuführen, ja daß er sogar im Merzen 1804 
einige Individuen, die sich erstecht hatten, de­
ren über den Paß C o l de F e r r e y  einzu­
tragen , gerichtlich hat verfolgen lassen.
I n  Erwägung, daß der S taatsrath in  
dieser Absicht durch seinen Beschluß vom 27» 
Jenner »804 den Durchzug der Waaren auf 
die einzigen Pässe von Simpeln und S t-B e r- 
nardsberg beschränkt hatte, um ihnen nach 
den großen Einfuhrsbureaux der 27ten m ilitä­
rischen D ivision, und des Königreichs Welsch- 
land die Richtung zu geben.
Und gesinnet förmliche und strenge An­
stalten zu treffet:, daß die englischen Waaren 
nicht in das Gebieth dieser Republik einge­
bracht werden, um daselbst zu bleiben, oder 
durchzugehen.
 ^Ver-
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^ Verordnet:
7. D ie  E in fuh r, und Durchzog der von 
den englischen Manufakturen und Fabriken 
herkommenden Waaren durch das Gebieth 
der Republik sind verbothen-
r. Der S taatsrath ist befügt die Maaß­
regeln zu ergreifen, die er schiklich finden w ird  
auf daß dieses Verboth in Erfüllung gebracht 
werde, wie auch gegen die Dawiederzuhan- 
delnden nebst der Konfiskation, annoch Geld­
bußen bis zu der Summe von vier hundert 
Franken zu verhängen.
z. Diejenigen so, von dieser D atta  anzu­
rechnen, im Lande Conventionen abschließen 
sollten um englische Waaren in Frankreich 
durch das Gebieth dieser Republik einzuschaf- 
fen, werden vor den Wallisergerichtshöfen 
nicht zugelassen werden um die Vollziehung 
derselben zu betreiben, und es w ird ihnen kei­
ne Aktton gestattet werden gegen die Assigna- 
tionen gedachter Conventionen, in  was für 
einer Form sie auch immer seyn.
Gegeben im Landrathe zu S itten den z-». 
M ay 7806.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 




welche den Staatsrath bevollmächtiget Erlaub­
nisse zu ertheilen, um fremdes Vieh zu überwinte.n
Dom 18. Wintermonat 1806.
Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths
I n  Erwägung, daß es Gegenden giebt, 
in  welche» zur Zeit einer reichlichen Erndte das 
Heu durch das Oortsvieh nicht kann aufge­
zehrt , noch das überflüssige Heu um einen 
billigen Preis verkauft werden.
Verordnet:
D er Staatsrath ist bevollmächtiget nach 
erhaltenem vorläüfigen Einbericht des Zehnen- 
raths Erlaubnisse geben zu können fremdes 
Vieh wintern zu dürfen, wenn er starke und 
gute Beweggründe dazu hat, und wenn er M i t ­
tel ergreift um jeden Misbrauch zu verhindern.
Gegeben im Landratye zu S itten den 18 
Wintermonat 1806.
Folgen die Unterschriften.
D er Staatörath beschließt re. unterschrieben 
und m it dein Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften.
2^9
G e s e t z
Ueber die Legitimation der unehelichen Rinder 
durch die.darauf folgenden Heurathe ihrer v..ter 
und Mütter.
Dom 24. Wintermonat 1806.
§ ) E r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen u n d , staatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths.'
Gefinnet die seit undenklichen Zeiten in 
der Republik bestehenden Grundsätze/ über 
die Ehelichmachung / so die außer ehelichen 
Kinder durch den darauf gefolgten Heurath 
ihres Vaters / und M utte r erwerben/ durch ein 
Gesetz zu heiligen.
Verordnet: /
r .  Die außerehelichen Kinder werden 
durch deir daraufgefolgten Heurath ihrers V a­
ter und M utte r ehelich / wie die in rechtmäßi­
ger Ehe gebohrnen / wenn schon eine Zwischen- 
heurath unterlaufen ist.
2. Dieses Gesetz ist nicht anwendbar auf 
die unehelichen Kinder/ deren Vaterschaft we­
der den Verfügungen der darausfich beziehen­
den Gesetzen gemäß / noch durch die Anerken­
nung die der Vater wird gemacht haben/ be­
währt seyn würde.
^  292  ^
r^. Dies Gesetz ist auch nicht auf jene un­
ehelichen Kinder anwendbar/ die laut der 
D ata ihrer Zeugung/ als von Aeltern geboh- 
ren sollten befunden werden / deren der eine 
oder andere/ oder beyde durch Ehebande ver­
knüpft waren.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 26- 
Wintermonat 1806.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterzeichnet 
und m it dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
Ueber die Abgaben so man von den M äd­
chen, die außer ihrer Gemeinde heurathen/ oder 
von den Wittwern fordern kann, die sich wieder 
verheurathen.
Von, 24. Wintermonat iz o t.
^ E r  Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und constitutionsrnäßigen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung daß die Einheit der Re- 
Aublik, nud-dre Einförmigkeit im gerichtlichen 
Fache auch eine allgemeine, und gleichförmi­
ge Verfügung in B rtre ff gewisser Abgaben er­
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heischen, die viele Gemeinden von einem M äd­
chen/das sich in einer andern Gemeinde Ver- 
heurathet/ abzufordern pflegen-
I n  Erwägung / daß die gänzliche Aufhe­
bung dieser Abgabe den in mehreren Zehnen 
fast durchgehends eingeführtenGebräüchen merk­
lich anstößig seyn würde-
Verordnet:
i .  Alle Gemeiden und Schützenbruder­
schaften sind bevollmächtiget eine Abgabe zu 
fordern von der» Mädchen/ die sich außer der 
Gemeinde verheurathen/ wo sie wohnhaft sind.
!? 2. Alle Gemeinden sind ebenfalls berech­
tiget eine Abgabe zu begehren / wenn ein W itt -  
wer/ oder eine W ittwe sich wieder verheu- 
xathen.
3. Es soll zwischen den Gemeinden, wo' 
weder die Gemeinden / noch die Bruderschaf­
ten / noch irgend eine andere Satzung derley 
Abgaben zu begehren pflegen / das Gegenrecht 
beobachtet werden.
4- I n  jedem Falle ist nur die Gemeinde, 
m welcher das Mädchen/ das sich verheura- 
thet/ säßhafte Gemeinderinn ist/ berechtiget/die 
durch dieses Gesetz bewilligte Abgabe zu be­
gehren , ob sein Vater gleich in mehreren Ge­
meinden Mitgemeinder wäre / oder gewesen 
wäre.
s. Das Maximum dieser Abgabe ist auf 
32 Frauken für die Reichen/ auf 16 Franke- 
' T  -  ^
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.für die mittelmäßig Begüterten, und auf 4 
Franken für die wenigst Bemittelten bestimmt. 
V on  einer Person, deren Vermögen sich, nicht 
au f 200 Franken beläuft, wird nichts können 
abgefordert werden- I m  Falle einer Zwischtig- 
Leit w ird der Gemeindsrath darüber sprechen, 
m it Vorbehalt des Regresses zum gewöhnli­
chen Staatsrathe-
6. Die Erkanntnisse und jede andere Abga­
ben , unter was für einem Nahmen sie auch 
immer seyn mögen , so die Gemeinden zu be­
ziehen mögen gepflegt haben, sind im Zukunft 
abgeschaft und gänzlich Verbothen.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 24- 
Wintermonat 1806.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und versieglet, re.
Folgen die (Unterschriften.
G e s e t z
welches ein Finanzsyftem für das Ia h r  1807 
verordnet.
Dom 24. Wintermonat i8os.
^ E r  Landrath der Republik
Auf den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
Gesinnet den Staatshedürfnissen für das 
Aahr iLo? zu steuern.
2 9 4
Erwägend die Nothwendigkeit, in welcher 
er sich befindet, Auflagen vorzuschlagen, um die 
laufenden Unkosten zu beftreiten, die Zinsen der 
Staatsschulden und auf das bäldefte die Capi­
talien selbst zuzahlen, und um den unvorgesehe- 
nen Unkösten vorzubeugen.
W illens nichts destoweniger jene Auflagen zu 
vermeiden, welche dem Nationalgeifte ganz ent­
gegengesetzt sind.
Verordnet:
1. D er ausschließliche Verkauf des S a l­
zes gehört dem S ta a t, und der Nutzen, den 
die Verpachtung dieses ausschließlichen V e r­
kaufs abwirft , soll der Staatskasse zufließen.
2. I n  betreff des Uebrigen ist das Finanz- 
system von 180b für das Ja h r 1807 beybe­
halten.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 24 
Wintermonat 1806.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterzeichnet 
und m it dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften.
^  295
G e s e t z
- AIs eine Beylage zum Ftnanzsystem. i 
Dom -4. Winttrmönat i«ok.
^ ^ ^ E r  Landrath der Republik
Stuf den vorläufigen und staatsverfaßlichett
Vorschlag des Sraatrathts.
Gefinnet die M itte l vorzukehren, um so­
bald möglich die beträchtlichen Schulden, so 
uns die helvetische Republik zur Last gelassen, 
zu tilgen.
Verordnet:
t r . Alle in das Land einkommenden W aa­
ren , um hier selbst verbraucht zü werden, 
, sollen nebst den, durch das Gesetz vom ruten 
M a y  1803 verordneten Zollrechten , eine Ein- 
fuhrsgebühr von fünf Franken durch Zentner 
bezahlen Die Gerätschaften von Holz zahlen 
ebenfalls fünf Franken durch Zentner.
S ind  hievon ausgenommen:
3. Das Eisen, B le y  und andere rohe 
M etalle , die 25 Batzen durch Zentner zahlen 
wie auch geschmolzenes Eisen und die Kreide.
b. Die aus den Bergwercken des Lan­
des gezogenen Mettalle, die gleichfalls 25 
Batz- durch Zentner zahlen.
^  296 ^
c. Das verarbeitete Eisen so 37 Batz- 
und einen halben durch Zentner bezahlt. Die 
Segesen die nur einen Kreutzer durch Pfund 
bezahlen.
2. D ie gehaltenen Steine, wie auch der 
M a rm o r/ und die Ziegelsteine zahlen durch 
Wagen nemlich :
Frank. Batz. K r. 
Der einspännige Wagen —  7 2
D er zweyspännige Wagen i  ;  —
Der dreyspännige Wagen 2 2 2
Der vierspännige Wagen 3 —  —
3. Der Kalck zahlt nur wagenweise, 
nemlich 12 Batz. durch zweyspännige Wagem 
und nach Verhältniß für die anderen-
4. D ie Baukreide zahlt maaßweise / nem­
lich das M iedt 6 Batz. die Quartane - Kr.
5. D ie fremden Weine/ die m it Erlaub­
niß eingebracht werde«/ zahlen durch Saum 
einen Franken.
6. D ie Fayanze und Erdgeschirren / die 
Glaswaaren und Wetzsteine zahlen nur 1 Fr. 
2 Batz. 2 Kreuzer.
7. Der Reis / das Getreid , und die übri­
ge Saamen aller A rt / die Mühlsteine, das 
gewöhnliche Holzgeräth: wie Zuber/ Vren- 
ten, und andere dergleichen / oder eines gerin­
gern Werthes zahlen kein Einfuhrsrecht.
8. Die hernachstehenden Waaren sollen 
. nebst dem / durch das Gesetz vorn 28ten M ay
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festgesetzt« Einfuhrsrecht, annoch eine Aus?» 
fuhrsgebühr von fünf Franken durch Zentner 
zahlen.
3. Die Ochsen und Kühhäüte.
d . Die Felle der Kä lber , Schaafen, und 
- Ziegen.
c. D ie Felle der wilden Thiere.
ä. D ie rohe Wolle.
e. D ie Therebentine.
. 9 . Die Rinde/ so aus dem Land geht, 
bezahlet wagenweise eine Ausfuhrsgebühr 
nemlich ein einspänniger Wagen zwey Frank- 
und fünf Batz. ein zweyspänniger fünf Frank, 
ein dreyspänniger sieben Frank» fünf Batz. und 
ein vierspänniger zehen Frank.
Dieses Recht soll für die Waaren r o h , 
irnd sammt Bepackung zu dem Gewicht von 
16 Unzen bezahlt werden-
Gegeben im Landrathe zu S itten iden 24. 
Wmtermonat 1806.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
ui'.d m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften-
298  ^
D  e c r e t.
S o eine Verlängerung des Termins gestattet, 
der der ehrwürdigen Geistlichkeit ist zugestanden 
worden, um sich über den Loskauf der geistlichen 
Zehnten und Gülten zu verstehen.
Dom' 2ö. Winttrmonat i8c>6.
Landrath der Republik- 
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Ew ägung, daß die ehrwürdige Geist­
lichkeit eine Menge Vergleiche über den Loos- 
kauf der geistlichen Zehnten, und Gülten in 
dem Lauft dieses Jahres , so ihnen zu diesem 
Ziehle als Termin ist gestattet worden, abge­
schlossen hat, und daß er demnach gegründete 
Hofnung ha t , daß sich dieser Loskauf m it ge­
genseitiger Einwilligung bewirken werde, wenn 
dieser Termin verlängert wird.
I n  Erwägung, daß die Regierung schon 
bey der Gestattunq des ersten Termins ihren 
Wunsch geäußert hat, diesen Loskaufmit gegen­
seitiger Einwilligung geendigt zu sehen-
Verordnet:
"D er Termin von einem J a h r , -der der 
ehrwürdigen Geistlichkeit ist gestattet worden, 
damit sie sich m it dem Zehnt-und Gültpfiich-
§tigen einverstehen könne, ist bis auf den nächst" 
folgenden Landrath verlängert-
Gegeben im Landrathe zu S itten den 26 
Wintermonat 1806.
i Folgen die Unterschriften.
D er Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
Lind m it dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften.
l D e c r e t
welches den jetzigen Werth der fünf Gold« 
gülden, in der Würdigung der Diebstähle, laut 
Fröhlich sdurg bestimmt.
Vom -6. Wintermonat igoS.
§ ) s r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
Gefiinnet die Ungewißheit zu heben, wo­
rinn fich die Mitglieder der Criminalgerichts- 
höfe über den dermahligen W erth der fünf 
Goldgulden befinden können, wovon Frölichs- 
burg , der das Criminalgeschbuch unsrer Repu­
blik ausmacht, im ersten T ite l, 4ten Buche, 




r. D er dermahlige W erth gedachter fünf 
Goldgulden wird auf zweyhundert Franken, 
jeder von i o Batzen, bestimmt. >
2. Dieser Werthsanschlag soll nur im 
Falle eines ersten, nicht qualifizierten, imd m it 
keinen erschwerenden Umständen begleiteten 
Diebstahls zur Regel genommen werden; al­
lein im Fa lle , wo erschwerende Umstände vor­
handen seyn sollten w ird es den Gerichtshöfen 
willkührlich seyn laut ihrer Wichtigkeit die ge­
wöhnliche S trafe zu sprechen, wenn gleich der 
Betrag des Diebstahls diese angeführte S um ­
me nicht erreichen sollte.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 26. 
Wintermonat 1806. -
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und mit dem Siegel versehen.
Folgen die Unterschriften.
zoi
G e s e t z
Welches die Verfallzeit für den Looskaufder 
Gtaatszchnten lind Gülten festfetzt.
Dom Wintermonat 1806.
^ ) E r  Landrath der Republik.
Stuf den vorläufigen und staatsverfaßlichen . 
Vorschlag des Staatsrathes.
Nach eingesehenen verschiedenen Begeh­
ren, dahin zielend, eine Verlängerung des durch 
das Gesetz bestimmten Termins für den Loos- 
tau f der Zehnten und Gülten zu bewirken.
Erwägend, daß es zusteht, eine allge­
meine Maasregel zu, nehmen, um die Unge­
wißheit des Staats über den Looskauf seiner 
Zehnten, und Feodalrechte zu heben.
Verordnet:
Die Verfallszeit, um die Zehnten, und 
Gülten des Staats um den Preis von 24 
durch eines looszukausen, ist auf den ziten 
Ehristmonat 1807 festgesetzt.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 27. 
Wintermonat 1806.
Folgen die Unterschr ften.
D er Staatsrath beschließt re. unterschrieben 




welches alle Revision der durch den obersten 
Gerichtshof getragenen Sentenzen versagt.
Dom I .  Christmonat 1806.
^ E r  Laudrath der Republik ^
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths
I n  Erwägung , daß man den Rechtshän­
dern , die immer kostspillig find, ein Ende 
machen soll, und daß die Einrichtung und Zu­
sammensetzung des obersten Gericheshofes der­
gestalt beschaffen find, daß sie für die Rechtftbaf- 
senheit und B illigke it, womit sie urtheilen Ge­
währ leisten-
Verordnet:
1. Der fünfte Artikel der Revision deS 
Landrechtes von 162z. jst abgestellt.
2. D ie Rewision der durch den obersten 
Gerichtshof getragenen Sentenzen wird in kei­
nem Falle mehr S ta t t  haben-
Gegeben im Landrathe zu S itten den r. 
Christmonat l8«6.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc- unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften, '
^  zoz ^
D c c r e t
welches den Candidaten eines Zehnens, so da» 
rln säßhaft sind, für die Vorstellung zu den Officiers- 
siellen in französischen und spanischen Diensten, 
vor jenen den Vorzug giebt, die es nicht sind, ob sie 
gleich daselbst ein Geineinrecht besitzen.
l Dom Christmonat i8--6.
Landrath der Republik 
Auf den vorläufigen und staatsversaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes-
I n  Erwägung, daß es in den Gefinnun gen, 
Hie er bereits geäußert, und in den Grundsätzen 
Her Gerichtigkeit liegt, daß die Officiersfielleu 
Vorzugweise den in einem Zehnen säßhaften 
Candidaten, die daselbst die mit dem Wohnsitze 
verknüpften Beschwerden ertragen, vor den 
Candidaten gegeben werden, die zwar Gemein­
det, allein darin nicht niedersäßig find; wenn es 
§n dem ist, einen Zehnen durch Zusage einer 
Offieiersstelle in seiner Reihe zu belohnen.
Verordnet:
r. Die Regierung wird in Zukunft für die 
Offieiersstelle,, in französischen, und spanischen 
Diensten, wenn die Reihe M  einen Zehnen 
<ömmt / Candidaetu vorschlagen, die darin Ge--
meinder
;c>4
meinder und säßhaftsind, und die die von der 
Capitulation erheischten Eigenschaften besitzen.
2. Wem: keine darin säßhaften,Candidaten, 
die die erforderten Eigenschaften haben, sich vor­
finden, w ird die Regierung deren vorschlagen, 
die in diesem Zehnen Gemeinder sind, ob sie 
schon nicht darin wohnen, wenn sie nur die 
geineldten Eigenschaften besitzen.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 2 
^hriftm onat 1806.
Folgen die Unterschriften.
D er Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften,
G e s e t z
wider.die jenigen, so die Conscribierten, unk- 
Ausreißer, es seyn dies lben Franzosen, oder Ita »  
liener, begünstigen.
Dom Christmonat 1806.
^ E r  Landrath der Republik
A u f der: vorläufigen und staatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß ungeachtet der wie- 
holtermahlm vom Maatsrathe ergangenen
,  Befth-.
^  ZOA ^
Befehle, die französischen Conscribierten, und 
Ausreißer anzuhalten/ die diesfals getroffenen 
Verfügungen nicht all die Wirksamkeit erhal­
ten haben / die man davor» erwarten sollte.
. - i - '
I n  Erwägung, daß es in den Gesinnungen 
der Regierung lieg t, die guten Freundschafts­
und Nachbarschaftsverhältnisse aufs sorgfältig­
ste zu unerhalten, die zwischen seiner Ntajestät 
dem Kayser der Franken , und König von 
Welschland, und der Republik W a llis  bestehen.
I n  Erwägung, daß man gegen jene m it 
aller Schärfe verfahren soll, welche Trotz -er 
Verfügungen der Regierung, die Befehle der­
selben außer Acht fetzen, oder sicherfrechen, sel­
be zu übertreten.
Verordnet: <
l .  Vom 2 otm Christmonat an, werden 
Alle Franzosen, welche im W a llis  wohnhaft 
sind, oder wohnhaft werden wollen, deren 
Pässe von der französischen Legation nicht w i- 
sicrt, und die nicht m it einem Auszug der Re­
gister der Im m atrikulation der gedachten Le- 
qation versehen sind , als Conscribierte, Aus­
reißer,' oder Landstreicher angesehen/und als 
solche angehalten, und über die Gränzen geführt 
werden, um aus.dem Lande (verwiesen, oder 
der französischen Behörde, wie es der Fa ll 
erheischet, und laut der für die Auslieferungen 
vorgeschriebenen Weise übergeben zu werden-
, 2. Alle
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- 2 .  Alle und jede Walliser , und Fremde,
welche in W a llis  wohnhaft sind/ und die/ 
unter was immer für einem Verwand/ sey es 
mittelbar oder unmittelbar einen französischen 
Conscribierten/ oder Ausreiffer begünstigten/ 
oder selbem Unterschlauf gäben, sollen für das 
erste M a h l zu einer Büß von vier und sechzig 
Schweitzer Franken / im Ruckfalle aber zum 
Doppel derselben/ und zur Gefangenschaft laut 
Schwere des Falles verfällt werden.
3- Eine jede Ortsbehörde/ welche einen 
Franzosen, der die im ersten Artikel vorge­
schriebenen Formalitäten / nicht würde erfüllt 
haben / verheimlichet, duldet / oder auf die 
ih r desselben -gemachte Anzeige nicht anhal­
ten würde/ soll mizt einer Büß von Zween 
hundert Franken belegt / und ihres A>nts sus- 
M d ir t  werden.
4 - D ie Hälfte dieser Bußen w ird dem An­
geber zugehören / und seine Angabe wird geheim 
gehalten werden können / ist aber keine Anzeige 
gemacht worden / gehört die eine Hälfte den 
Ortsbehörden / die andere dem Staate zu-
M a n  soll die nemlichen Maaßregeln 
ergreifen, um die italienischen Conscribierten/ 
nnd Ausreiffer anzuhalten/und um zu verhin­
dern, daß selbe auf dem walliser Boden keinen 
Unterschlauf bekommen.
6. D ie Verordnungen dieses gegenwär­
tigen Gesetzes sind sonderheitlichen dem E ife r, 
und der Aufsicht der Zehnen-und Gemeinds-
V
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Präsidenten empfohlen, und dem Staatsrathe 
ist aufgetragen alle Maasregeln zn ergreifen, 
Lie nöthig sind / um die Vollziehung dieser Ver­
ordnungen zu versichern
Gegeben im Landrathe zu S itten  den -- 
Christmonat 1806.
Der President des Landrathes i
. . S t o c k a l p e r -  
I m  Namen des Landrathes 
Die Sekretärs des Landrathes
Desepibus, Dufour.
Der Staatsrath beschließt, daß dieses ge­
genwärtige Dekret in seinem Namen unter­
schrieben, m it dem Siegel der Republik ver­
sehen und bekannt gemacht werde, um nach 
feiner Form und In h a lt  vollzogen zu werden.
S itten den 1 Christmonat 1806.
Der Landshaupmann der Republik 
A u g u s t in i .
I m  Namen des Staatsrathes.
Der Landschreiber
P  r  e u x.
zog
G e s e t z
rrelches einige Anordnungen im Fache der 
Appellation vorschreibt.
Vom z. Christmvnat r8°L.
Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des. Staatsrathes.
I n  Erwägung/ daß es nöthig ist, gewisse 
Grundsätze über die Formalitäten, so man im 
Fache der die Fatalität nach fich ziehenden Ap­
pellation befolgen soll, aufzustellen.
Verordnet:
1. D er Appellant von einer Sentenz, so 
von einem Richter erster Instanz ist getragen 
worden, ist verpflichtet das M a n da t, wodurch 
er seinen Appel einlegen w i l l , vom Richter sck
zu nehmen, demnach ist der von den 
Partheyen mündlich eingelegte Appel von kei­
ner Wirkung.
2. Das M andat, wodurch von einer 
Sentenz, die ein Zehnengericht getragen, ap­
pelliert w ird , soll vom Großkastlan des neinli- 
chen Zehnens, jenes aber zur Verfolgung des 
Appels be» dem Landrichter genommen werden.
zoy
Die erste Wider den Appellanten von 
den Zehncngerichten erhaltene Contumaz ist 
fatal. W ider den Appellierten aber soll es erst 
die zweyte von den gedachten Gerichtshöfen er­
haltene Contnmanz seyn, vor dem Obersten- 
Gerichtshofe ist die erste Contnmanz für den 
Appellierenden, wie auch gegen den Appellier­
ten fatal.
4 S ind  ausgenommen die Fälle, wo ei­
ne Parthey, wider welche die Contumanz ist er­
halten worden, durch eine der gesetzlichen U r­
sachen, die in dem Landrathe enthalten sind, 
Wäre verhindert worden zu erscheinen, in die­
sen Fällen kann der Gerichtshof die Parthey 
von der wider sie erhaltenen Contumanz los­
sprechen und Vermög Abtrage der durch ihre 
Contumanz veranlaßten Unkosten ihren Prozeß 
zu führen ihr gestatten.
5- Wenn von einem Zehnengericht eine 
Sentenz zu einer Zeit ist getragen worden, 
wo dem Appellanten nicht die zo juridischen 
Tage zwischen dem Tage der Bekanntma­
chung der getragenen Sentenz, und dem ersten 
§age des daraus folgenden Lanraths bleiben 
sollten, soll dieser Appel bis zur zweyten ge­
wöhnlichen Versammlung des oberstenGerichts- 
hofes überschoben werden, es wäre dann, daß 
die Partheyen W  darüber einverstanden hätten-
6 - I n  dieser Zwischenzeit, sowohl als 
auch in jedem andern Fa ll w ird der Appel­
lant um seinen Appel aufrecht zu halten, an­
dere
zic>
Lere Mandate zu nehmen nicht verpflichtet 
seyn , sondern nachdem er sein Appellations­
mandat/ in der. durch das Gesetz vorgeschrie­
benen Zeit w ird genommen haben, hat er 
keine andere Formalitäten zu erfüllen, als die 
appellierte Parthey vor den Oberstengerichts­
hof fünfzehen Tage vor dem Landrath vorzu­
laden.
7. D ie vor den Obersten Gerichtshof ap­
pellierende , und appellierte Partheyen sind ver­
pflichtet, sich entweder persönlich, oder schrift­
lich, oder durch Commission während den drey 
ersten Tagen des Landraths aufs späteste dies- 
salls bey dem Landrathe der Republik, oder 
in  dessen Abwesenheit bey seinem Statthalter 
zu melden, und dieses unter der S tra fe der 
Fa ta litä t, m it Vorbehalt der im 4ten Artik. 
gemachten Ausnahmen
8. I m  Falle, wo weder der Landrichter, 
noch sein S ta tth a lte r, M itglieder des Land­
rathes', oder des Staatsrathes seyn sollten j 
sollen sich die Partheyen in den drey erste» 
Tagen des Landrathes bey demjenigen vor 
ihnen melden, der dem Wohnorte dessen der 
sich melden soll, näher gelegen ist.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den z.
Christmonat. 1806. .
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschriebe» 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die NntcrschrifUn.
V  Z
D  e c r e t.
S o die Art und w e ift bestimmet, nach we^ 
«Her z u  d-r w .ll)I dcr Hochwürdigsten Bischöfe der 
Diöces von Sitten soll geschritten werden.
Vom  - r .  M a y  ,8 °7 .
^ ) E r  Landrath der Republik.
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung, daß der bischöfliche Sitz 
desBissthums von S itten durch das Absterben 
des Hochwürdigften Bischofes, Joseph Anton 
B la tte r ledig geworden ist, und daß es drin­
gend ist, denselben wieder zu besetzen.
Eingesehen das Schreiben des Hochwür­
digsten Domkapitels von S itten unterm roten 
dieses M o n a ts , durch welches der Regierung 
anqekündet w ird , daß es bereit is t, zu der Be­
stimmung eines neuen Bischofs zu schreiten, 
und zu selber m it der Regierung beyzutreten 
nach der seit langenJahren her geübten Form.
I n  Erwägung, daß dieser von Seite des 
Hochwürdigen Capitels bey der Regierung ge­
machte Schritt m it dem Rechte des Sitzes im 
Landrathe, welches Vermöge des Artikels 52 
Titels 8 der Staatsverfassung an der bischö- 
siichen Würde haftet, in Verbindung stehet; 
und dem A rt. 49 T itel 9 gemäß ist, welcher
ZIL
verordnet, daß der Landrath zu denjenigen 
geistlichen W ürden, und Pfründen ernenne; 
deren Ernennung der ehemaligen Regierung 
zuständig war
I n  Erwägung, daß bey der jetzigen S taats- 
Verfassung die alten Gebräuche in ihrem Gan- 
tzen nicht können beybehalten werden.
Verordnet:
i.  Der Landrath w ird gemäß der durch 
dieses Decret vorgeschriebenen A rt und Weise 
zu der Ernennung des Hochwürdigsten Bischo­
fes der Diöces von S itten  schreiten-
r. D ie Ernennung zum erledigten Sitz 
w ird am Tage und S tu n d e , deren die Re­
gierung und das Hochwürdigste Capitel wer­
den einig geworden seyn, geschehen.
z. Das Hochwürdigfte Kapitel w ird die 
Regierung in dem Chor der Domkirche er­
warten, und seinen Platz auf der Seite des 
Evangeliums nehmen.
4 An dem bestimmten Tag und S tund 
w ird sich der Landrath in das Domstift ver­
fügen, und seinen Platz auf der Seite der Epi­
stel einnehmen.
' 5 .  Nachher w ird der Staatsrath eben­
falls vereinigt sich dahin begeben, und in der 
M itte  des Chors seinen Platz beziehen.
6. Nach abgehörter Trauerlobrede des 
- abgestorbenen Hvchwürdigsten Bischofes wird
z i z
der Generalprocurator, oder jener andere Dom­
herr, so dazu verordnet seyn w ird , den V or­
schlag der vier Candidaten eröfnen, und pu­
blizieren.
7. A u f dieses hin w ird der Landrath sich 
in  das Chor der kleinen Sacristey verfügen, 
wo er zu der Ernennung deß Hochwürdigsten 
Bischofes durch das geheime Scrutinium  
schreitet, dieser wird nur durch absolutes S tim - 
mehr gewählt werden.
2 Der Landrath w ird dem Staatsrathe 
den Werbalprozes der Ernennung des Hoch­
würdigsten Bischofes durch eine Botschaft ü- 
bersenden
9. Nachdem der Landrath seinen Platz 
wieder w ird eingenommen haben, w ird der 
S taatsrath ebenfalls sich in das Chor der klei­
nen Sakristey verfügen, um allda chas Siegel 
der Republik auf den Werbalprozes /aufzu­
drucken ; und nachdem er in das große Chor 
wieder zurückgekehrt w ird seyn, w ird Seine 
Excellenz Herr Landshauptmann dem alten 
Gebrauch gemäß dem neuerwählten Hoch­
würdigsten seine Ernennung ankünden.
Nach erfüllten üblichen Religions­
Ceremonien werden sich der Landrath und der 
Staatsrath in der nemlichen Ordnung in 
ihre gegenfeitigen Versammlungszimmer zu­
rückbegeben.
i i .  Der
z i 4
i  i .  Der Staatsrath w ird für die V o ll­
ziehung gegenwärtigen Decrets die nöthigen 
Maßregeln nehmen.
Gegeben im Landrathe zu S itten den r-r.' 
M a y  ir>o/.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel Versehen rc.
Folgen Sie Unterschriften.
D  e c r e t.
So den zum freiwilligen Auskauf der geist, 
lrchm Zehnten und Gülten bewilligten Termin 
verlängert.
Dom -7 May 1807. ^
^ ) § r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und siaatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths
Eingesehen die Bittschrift des Hochwür­
digsten Probstes von S t  Bernardsberg vom 
isten dieses, wodurch er um einen Aufschub 
ansucht, damit er durch Uebereinkunft den 
Loskauf der dem Hause von S t- Bernard zu­
gehörigen Zehnten und Gülten bewirken könne.
I n  Erwägung einerseits, daß es zu wün­
schen ist, daß dieftr Loskauf sich durch freyes 
Einverständniß bewerkstellige, und daß anderer­
seits zu dieser Operation ein Aufschub nöthig ist.
z i z
Verordnet:
Der zum Versuch, den Loskauf der Zehn­
ten und Gülten durch freywilliges Einver- 
ständniß zu bewirken, bestimmte peremptorische 
und fatale Zeitpunkt ist bis auf den ersten 
Wintermonat 1807 verlängert-
Gegeben im Landrathe zu S itten den 27. 
M a y  i8--st.
Folgen die Unterschr ften.
D er Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
Gesetz
AIs ein Nachtrag zu dem vom - 6ten w in - 
termonat »804/ so die Einrichtung.einer Unte:» 
richtsanstallr für die Geburtshelfer, und Hebam­
men verordnet.
Dom -7. May 1807.
Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen und ftaatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß durch die Verord­
nung der Artikel z. 4. und 5. des Gesetzes 
vom 26ten Wintermonat 1804, der Zweck, 
die Kenntnisse im Fache der Entbindungskunst
zlA
zu erweitern/ nicht kann erreicht werden/ und 
daß es dem gemeinen Wesen daran gelegen ist, 
daß die Regierung wirksammere M itte l/dahin 
zu gelangen / ergreife.
Verordnet:
. i .  Der S taatsrath ist bevollmächtigt 
jährlich einen Kurs der Entbindungskunst in 
dem Hauptorte des Landes zu errichten/ und 
denselben so lange fortzusetzen/ als er es thun- 
lich errachtet-
2. Alle Gemeinden der Republik werden 
eingeladen werden / dahin der Reihe nach auf 
Kosten der betreffenden Zehnen / Personen 
zu senden, die steh anmelden würde»/ um 
in  der Entbindungskunst unterrichtet zu wer­
den.
3. Der Staatsrath ist bevollmächtiget/ 
um zum Besuch des Unterrichts der Entbin­
dungskunst M u th  einzuflößen/ Belohnungen 
zu vergeben.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 27 
M a y  1807.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterzeichnet 
und mit dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
So die Einrichtung eines Gesimdheitsrathes 
verordnet.
Dom »7. IMay >807.
Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung , daß es den Grundsätzen 
derMenschlichkeit zuwider ich dasPublikum der 
Gefahr auszusetzen / in die Hände eines Artz- 
tes zu gerathen , dessen Unwissenheit ihm ent­
weder den Tod , oder das Unglück, auf im­
mer presthaft zu bleibe»/zuziehen könnte.
I n  Erwägung/ daß es in den Gesin­
nungen einer weißen Regierung liegt/ über du 
Aertzte und Wundärtzte eine Aufsicht obwal­
ten zu lassen.
Verordnet:
1. D er S taatsrath ist bevollmächtigt / ei­
nen Protomedicum der Republik zu ernennen 
und ihm zwey Kunstqliedcr für die Fälle / di, 
Beratschlagungen erfordern / beyzugeben. D ie­
se drey Glieder sollen den Sanitätsrath bilden
2. Kein fremder Leibartzt, noch Wund 
artzt/ weder ein walliser Leibartzt, oder Wund 
artzt, der vom Ausland kömmt, wirds sem 
Kunst ausüben können, wenn er nicht vorhir
^  z i 8
von dem Sanitätsrath gutgeheißen worden ist. 
D ie Gehühren für die Prüfung und der Gut- 
heißung werden durch die darum sich Bewer­
benden ausgehalten, und von dem Staatsra­
the bestimmt werden. Es sind hievon jedoch 
ausgenommen, die Leibartzte und W und- 
artzte der Nachbarschaft, die von ihrer Regie­
rung gutgeheißen sind/ und die durch einen 
Kranken Herbeygerufen werden möchten / diese 
können ihre Kunst, jedoch m it Vorbehalt des 
Gegenrechtes, ausüben.
z. D ie Leibärtzte und Wundärtzte des 
Landes und der Nachbarschaft / die man deß­
wegen rügen wurde, weilen sie über ihre Fä­
higkeit einigen Zweifel übrig lassen, können be­
rufen werden, eine Prüfung auszuhalten, und 
die Ausübung ihrer Kunst kann ihnen unter­
sagt werden.
4. Die Scherer werden in die Classe der
Wundärtzte gerechnet.
Der Protomedikus, und der S a n i­
tätsrath werden durch den allgemeinen Schatz 
bloß dann bezahlt, wenn der Staatsrath es 
schichlich findet, sie zusammen zu rufen.
6 Jene, welche wider die gegenwärtigen 
Verordnungen handeln, sollen m it einer Geld­
buße belegt werden , deren M inim um  von rx  
Franken, und das Maxinmm von 50 Franke» 
seyn wird. I m  Rückfalle ist die Buße von 
hundert, und aufs höchste von 200 Franken.
Gege-
z : 6
Gegeben im Landrathe zu S itten  den 27.' 
M a y  >807.
Folgen die Unterschriften-
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und versieglet, re.
Folgen die Unterschriften.
O e c r e t
So oensfür den Auskauf der dem Staate zu­
gehörigen Zehnten und Gülten bestimmten Ter­
min verlängert. ' '
Dom i .  Brachmonat 1807.
Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichett 
Vorschlag des Staatsrathes-
Nach eingesehenem Gesetze vom 2?tett 
Wintermonat i8 °6 ,  welches den fatalen Ter­
min zum Loskauf der dem Staate zugehöri­
gen Zehnten / und Gülten auf den z iten Christ- 
monat festgesetzt.
I n  Erwägung, daß es schwer fä llt, den > 
Loskauf zu bewirken, so lange das Gesetz nicht 
bestimmen hat, was für Gültrechte ohne Ent- 
geld abgeschaft sind, und daß dieses Gesetz in 
diesem Augenblicke vertagt ist.
- Ver-
Verordnet:
Der fatale Termin zum Loskauf der dem 
Staate zugehöreuden Zehnten und Gülten ist 
bis auf den ztten Merzen 1803 verlängert.
Gegeben im Landrathe zu S itten den r. 
Brachmonat 1807.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re- unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen.
Folgen die Unterschriften.
D e c r e L
S o den, der ehrwürdigen Geistlichkeit für 
den Loskauf der geistlichen Gülten zugestandenen 
Lermin verlängert
Dom - i .  Wintermonat 1807.
Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichm 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung, daß die allmähligen Terz 
m ined ie  der ehrwürdigen Geistlichkeit für den 
Erkauf der Zehnten undGülten find zugestanden 
worden/ denglücklichstenErfolg hervorgebracht 
haben / daß der größte Theil dieser Gerccht- 
samme bereits losgekauft ist / und daß erst letzt­
lich Contraete, die zu den größten Schwie­
z !  I
rigkeiten Anlaß gegeben,sind erkauft worden,daß 
folglich, da in den verschiedenen Verträgen, die 
zwischen der ehrwürdigen Geistlichkeit, und 
einer großen Anzahl Gemeinden sind geschlos­
sen worden, die Grundlagen zu fast allen Con- 
wentionen gemacht worden sind, er zu glauben 
gegründet ist, daß, da er ih r die schickliche 
Zeit laß t, alle annoch zu machenden Loskäüfe 
sich m it wechselseitiger Einwilligung endigen 
werden, wie es von jeher des Wunsch des Land­
rathes, und des Staatsraths war.
Verordnet:
Der peremptorische Term in, der der ehr­
würdigen Geistlichkeit zum Loskauf der Zehn­
ten und Gültrechte m it gegenseitiger E inw illi­
gung bis auf diesen Landrath ist festgesetzt wor­
den, wird bis auf den künftigen Landraeh 
verlängert.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 21 
Wintermonat 180-.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
pnd m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
Z22
D e c r e t .  7  ./
Betreffend den Unterhalt den großen Straßen. ^ 
Dom rz. Wintermonat 1807.
§ ) E r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und ftaatsverfaßlichen
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß ein Theil der Arbeit 
an der Landstraße durch Gemeindwercke nur 
auf eine höchst mangelhafte Weise vollzogen 
werden kann, und daß sie den Gemeinden ei­
ne Menge Gemeinwercke kosten, die m it den A r­
beiren , die daraus entstehen, und dem Umfan­
ge und Dauerhaftigkeit derjenigen, die man 
m it einer ungleich geringeren Anzahl wohl an­
geführter Werckleute erziehlen w ürde, äußerst 
im  Misverhältnisse stehen-
I n  Erwägung, daß eine Ausgabe für be­
soldete Arbeiter eigentlich nichts als eine W ie - 
derergießunq der Baarschaft im Inneren 
wäre, daß sie den Gemeinden zur Entledigung 
gereicht, und daß es die vorthetlhafteste W ei­
se ist, den Wunsch des Art- 6 des Gesetzes vom 
4 Wintermonat 1802 so viel möglich zu er­
füllen-
I n  Erwägung sonderbar, daß es ein 
M itte l wäre die Heersstraße auf das fchleuig- 
ste und dauerhafteste in den Stand zu sekem
X
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welchen die Verhältnisse der Republik/ die Häu­
figkeit der Reisenden, und die große Menge 
derWaaren, derenDurchpaß die Oefnungdes 
Simpelberges veranlasset, erheischen.
Verordnet:
1. Es soll von dem Staatsrathe eine ge­
wisse Menge vom Staatsschätze besoldeter A r­
beiter angestellt werden, die laut seinen Verord­
nungen in verschiedeneWerckstätte vertheilt, und 
unter der Anleitung der Generalinspektoren der 
Brucken, und Straßen während der schickli­
chen Jahrszeits zu den Arbeiten der Land- 
Straße gebraucht werden sollen, ihre Anzahl 
w ird  nach Maaßgabe des Umfangs des zu den 
öffentlichen Arbeiten angewiesenen Stücks Lan­
des begräntzt werden.
2. Diese Wärckstätte w ird auch zur Ver­
besserung der Straße, so auf den S t .  Ber- 
nardsberg fü h r t, gebraucht werden, damit sel­
be gemäß des i2ten Artik. der Constitution er­
halten werden.
z- Wenn durch Einbrüche (Lauwinen^l 
oder außerordentliche Überschwemmungen der 
S traß e , so von der Landstraße in dasHauptort 
eines jeden Zehnen fü h rt, beträchtliche Ver­
wüstungen verursacht werden, so können die 
in  die Werckftätte einverleibten Arbeiter zu 
ihrer Ausbesserung verwendet werden.
4- Es werden in den Werckstätten A r­
beitsmeister aufgestellt werden, um die Arbei-
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ter zu leiten, und zu wachen, daß sie auf die 
voni Oberinspektor, oder von den Ahnen- 
Inspektoren angeordnete Weise vollzogen wer-» 
den, weilen jene unter der besondern Aufsicht 
der letzter« sind. .
D ie Gemeinden können nichtsdestowe­
niger aufgefordert werden, Mannwercke zu lie­
fern laut dem Gesetz vom 4ten Wintermonat 
^ 8 o r , -welches sämmtlich beybehalten bnrd, 
wenn die zu verrichtenden Arbeiten die Kräf­
te dieser Werckstätte übersteigen sollten.
6. Allein sie sollen dessen ungeachtet be­
sonders beauftragt seyn, die Materialien aller 
A r t zu laden, auf die ihnen von dem Ober­
oder Unterinspeetoren angewiesenen Orte und 
Plätze zu führen, und daselst abzuladen-
Gegeben im Landrathe zu S itten  den -r r.' 
Wintermonat 1807.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und mit dem Siegel versehen rc.
Folgen, die Unterschriften.
X  »
^  Z 2 f
G e s e t z
S o  ein Finanzsystem für das Ia h r  >8o8 verordnet 
Vom sü. Wintermonat 1807.
^ ) b r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths
I n  Erwägung , daß der Zustand der F i­
nanzen hoffeu läßt, die Staatsbedürfnissemit 
Beybehaltung der öffentlichen Abgaben auf 
demnemlichen F u ß , wie fie jetzt find, decken zu 
können, und daß in der Nothwendigkeit Abgaben 
aufzuerlegen, diejenigen, die jetzt vorhanden 
sind, durch die Erfahrung, als die am wenig­
sten beschwerlichen, und reichtest erhebbaren 
sind anerkannt worden.
Verordnet:
i -  Das Finanzsystem von 1805 ist m it 
den Modifikationen und Zusätzen, so für i8os 
und 1807- sind beschlossen worden, für das 
J a h r 1808 beybehalten, demnach sind die A r­
tikel 19 und Lo des Systems von 1805 laut 
Beschluß des Landrathes vom Wintermonat 
A805 wie fo lget, modifiziert.
A rt. 19 Das M inim um  des Patents für 
die Fleischhacker ist auf 8 Franken, und das 
Maximmn auf 60 Franken bestimmt:
Z26
Art- 20. §. L. 2 die S tra ft  wider die­
jenigen , die über den bestimmten Zeitraum 
verweilen sollten, das Patent zu lösen, nach 
der Kundmachung, die ihnen von Seite des 
Finanzpflegers durch den Weibel w ird gemacht 
worden seyn, soll eine dem Preise des Patents 
gleiche Geldbuße seyn.
2. Die Ein-und Ausfuhrsqebühren sind 
zu Folge des Gesetzes vorn 24ten Wintermonat 
1806 beybehalten.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 26 
Wintermonat 1807.
Folgen die Unterschriften.
D er Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dein Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
S o  die Wirkungen der Legitimsten bestimmt.
Dom -7. Wintermonat 1807.
Landrath der Republik- 
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung, daß es nöthig ist zu be­
stimmen , was für Wirkungen die Legitima­
tionen haben, welche durch die Regierung der 




1. D ie unehlichen K inder, welche durch 
die Regierung legitim irt werden, sollen freyer 
Landsmannsrechte genießen, wie die in der 
Ehe gezeugten Kinder.
2. S ie  werden das Recht genießen Scheid 
Lungen zu ziehen, Testamente zu machen, und 
ihre Hinterlassenschaft, gleich übrigen, an ande­
re zu übertragen, und die Regierung entsagt 
den Rechten, die dem Landesherr» auf das 
Vermögen zugesichert sind, welches die unehli­
chen Kinder hinterlassen, die nicht legitim irt 
worden sind.
z. I m  Falle, wo ein Vater, oder eine 
M u tte r keine ehlichen Kinder hinterließen, w ird 
alsdann jenes oder jene der unehlichen Kinder, 
welche durch Verwilligung der B itte  von dem 
Landes-Fürsten legitim irt worden sind, n o t ­
wendigerweise den Theil der Habschaften ihrer 
Aeltern erhalten, von welchen diese das Recht 
gehabt hätten, durch Testament zu Günften wes­
sen immer sie wollen zu verfügen, im Falle aber, 
wo mehrere unehliche Kinder von der nemlichen 
- M u tte r oder vom nemlichen Vater vorhanden 
w ären , welche von der Regierung dieserge- 
sialten wären legitim irt worden, werden selbe 
unter ihnen diesen Theil vertheilen , von 
welchem ihr Vater, oder ihre M utte r das Recht 
gehabt hätten, zu verfügen^
zr8
Gegeben im Landrathe zu S itten den 27! 
Wintermonat 1807.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt^ unterschrieben^ 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
D  e c r e t.
S o  ^>en Termin des Loskaufte der dem Staate  
zugehörigen Gültrechte verlängert.
Dom r». Wmtermonat 1807.
Landrath der Republik-
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung, daß der Looskauf der, 
dem Staate in mehreren Zehnen zugehörigen 
Gültrechte, durch die Untersuchung der verschie­
denen über diese Rechte zu entscheidenden Que- 
stionen ist verspätert worden, und daß folglich 
die Zehnen über diesen Loskauf nichts Endli­
ches haben abschließen können.
Verordnet:
Der Termin des Loskaufs der dem S taa­
te zugehörigen Gültrechte w ird bis auf den er­
sten Christmonat 1808 verlängert.
T  4 '
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Gegeben im Landrathe zu S itten den rs  
Wintermonat 1807.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt rc. unterzeichnet 
und mit dem Siegel versehen rc.
, Folgen die Unterschriften.
G e s e t z .
S o verschiedene Verfügungen verordnet be­
treffend die Art in civil - peinlichen und Lorrectio- 
neUen Händeln zu verfahren , die Ferien, die Aus­
weichung der Gerrchtsstellen (Forums) die Verwer­
fung der Richter, die Ausschätzungen, die Noga- 
torien,die Unbildshändel, die von amtrwegen 
unternommenen Untersuchungen , die Verhaftneh- 
liiungen der Verbrecher, die Mittheilung der Nah­
men der Zeugen, die Haftung der Mithaften des 
einen für die anderen, der Veränderung der Geld­
strafen im Falle der Unzahlbarkeit.
/  Vorn i .  Christmsnat 1807.
^ E r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichm
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß es zu Folge in ver­
schiedenen Gerichtshöfen entstandener Schwü- 
rigkeiten, worüber sie selbsten Anweisungen 
begehrt haben, nothwendig ist, den vorharp
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denen Gesetzen eine Auslegung zu geben, oder 
ih r Stillschweigen in verschiedenen Fällen/und 
besonders in mehreren, die die A rt sowohl in 
civil / als in peinlichen und correetionellen 
Handeln zu verfahren betreffen / zu ergäntzen.
I n  Erwägung zugleich / daß es einer­
seits das Interesse des Staates erheischet, 
das den vergeblichen Untersuchungen Schrän­
kten gesetzt, ohne daß jedoch die unentgeltliche 
H ilfe der Gerechtigkeit in den Fällen, wo man 
sie schuldig ist, versagt werde, und daß es an­
dererseits daran gelegen ist die Abtragung der 
Gerichts kosten und Geldbußen zu versichern, 
und denjenigen Einhalt zu th u n , die in ihrer 
Unzahlbarkeit eine Straflosigkeit hoffen sollten-
Verordnet:
i .  D ie abgeschaften Feyertage, deren im 
Gesetze vom r7ten M a y '80^ keine Ermah­
nung geschieht, sollen von den Gerichtshöfen 
nicht unter die Gerichtstillstandstäge gezahlt 
werden, weder die Verwaltung und den Lauf 
. der Gerechtigkeit unterbrechen.
erster § Die Verwerfung eines Richters 
sowohl wegen Inkompetenz, als aus was im­
mer für einem Beweggrund sott allzeit vor die­
sem nemlichen Richter geschehen, auf daß er 
selbst über diese Verwerfung erkenne und aus- 
spreche m it Vorbehalt des Appels an den 
- oberen Gerichtshof. Adoch soll der Richter 
selbst sich ausnehmeu, wenn er in dem durch
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den nachfolgenden 4ten §. vorgesehenen Fa ll der 
Verwandschaft sich befinden sollte, oder wenn 
während der Prozedur Gewisheit der Erbfol­
ge zwischen ihm/ und einer der Partheyen da 
is t, oder wenn es ihm bewußt is t, daß er 
Theilhaber/ und in dem Handel interessiert 
ist- E r w ird die Bewegursachen in seiner Ver­
weigerung ausdrücken.
2ter §. D ie deelinatorischen Ausnahmen 
sollen immer in der ersten Erscheinung/ oder in 
der erstell nachdem die Beweggründe davon 
werden gekannt seyn / wenn sie erst nach An­
fange des Handels entstanden und entdeckt 
worden sind/ gemacht werden. Eine einzige 
Contumanz ist über die deelinatorischen Aus­
nahmen peremptorisch
zter §- Ein jeder Richter ist immer^ver- 
Werflich in den Händeln/ die seine Gemeinde 
interressieren/ ausgenommen in denjenigen/ 
die die Vollziehung der Polizeyverordnungen 
lau t dem Gesetze vom 8ten Wintermonat 1802 
betreffen.
4ter§. Die Richter sind in C iv il-H ä n ­
deln verwerflich wegen Verwandschaft m it ei­
ner der Partheyen bis zum zweyten Grad ein­
schließlich , und in den Criminal-und Correc- 
tionshändlen / wie auch in jenen im Fache der 
Unbilden bis zum vierten Grad einschließlich.
3. Kein Richter w ird in Zukunft können 
Rogatorien bewilligen um einen Angehörigen 
der Republik vor einen Gerichtshof eines frem­
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den Landes erscheinen zu lassen, ohne vorher 
den Staatsrath darüber einberichtet , und sei­
ne Einwilligung dazu erhalten zu haben.
4. Sobald ein Richter durch die V ie l­
fältigkeit der Forderungen gegen einen Schuld­
ner ahndet, daß er verschuldet sey, und daß 
es zu einer Ausschätzung kommen könnte, soll 
er die wider ihn gerichteten gerichtlichen Be- 
treybungen einstellen, und seine Anverwand­
ten zusammen rufen, um vereint m it ihnen, so 
viel möglich Kunde über den Vermögens- 
S tand dieses Schuldners einzuziehen, und 
dann eine Ausschätzung seiner Habschaft zu 
verordnen, wenn es der Fa ll erfordern sollte.
5. §- r. I n  den Abschätzungen sollen die 
liegenden und die fahrenden Güter der Schuld­
ner zum voraus durch Sachverständige ge­
schähet, und immer durch öffentliche Vergan- 
tung verkauft werden. Jene aber die nicht um 
die Schätzung können angebracht werden, wer­
den den Gläubigern laut dem Sinue des 6. 
ten Artikels der Revision von 1780 zugestellt 
werden.
§ 2. Der Verkauf der Pupillen - Güter 
ist den nemlichen Formalitäten der Schätzung 
und Vergantung unterworfen
6. Das Gesetz vom rzten Wintermonat 
i 8o z, über die A rt im Fache der Unbilden zu 




' '  7. §- r- I m  Falle einer bloßen Anzeige, 
Zvo der Angeber gerade interessirtist, wieder 
die Kosten der Procedur für die Untersuchun­
gen der Anklage, und Fortsetzung derselben 
-vorschießen.
§. 2 . I n  der Angabe jedoch -er schwer 
scheinenden Verbrechen, sowohl in Betracht der 
Persohnen, als der Umstände untersucht die 
Commission des Gerichtshofes, ob in Anschau 
der Proben die Untersuchung der Anklagen 
weiters kann von amtswegen fortgesetzt werdest. 
W ird  die Anklage von der Gerichts - Commis­
sion verworfen, bleibt es dennoch dem Ange- 
'ber w illkührlich, wenn er den Vorschuß der 
Kosten macht, in der Untersuchung seiner An­
klagen weiters fortfahren zu lassen.
§. z. Wenn ein Beamter in Anschau seines 
Amtes beschimpft w ird, w ird der Handel von 
amtswegen durch das Zehnen-Gericht unter­
sucht werden. ^
8. Die M ithaften haften immer einer fü r 
Hen andern fü r die Kosten, und die Entschä­
digung gegen den Verletzten. Die Gerichtshöfe 
sind gleichwohl begwältiget selbe auf eine un­
gleiche Weise laut Beschaffenheit d.er gegensei- 
rrgen Inzichten zu vertheilen, ohne jedoch dieser 
Haftung des einen M ithaften gegen drn andern 
Eintrag zu thun. D ie Gerichtshöfe können die 
S o lidaritä t unter die M ithaften auch auf die 
Geldbußen ausdehnen.
9. Wenn die Verbrecher wegen Unzahl- 
barkeit ausser Stand seyn sollten die Geldbußen
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und Proeeßköften zu entrichten/ oder wenn untw 
Solidären und Mitschuldigen diese Bußen und 
Proeeßkösten nicht sollten von einem aus ihnen 
bezahlt werden , werden sie in Verhaft m it 
Wasser und B rod während einer nach Verhält­
niß der Geldbußen, in die sie verfallen sind, 
angemessenen Zeit gesetzt werden, deren 
M inim um  fünf Tage, und das Maximun» 
drey Monate seyn wird.
ro. I n  den wichtigen, und dringlichen 
F ä lle n , wo es zu fürchten w äre , daß der 
Verdächtige entwischen könnte, wenn seine ' 
Verhaftnehmung, bis der Großkastlan darüber 
würde einberichtet seyn, verschoben würde, soll 
sie von den Zehnen Präsidenten, oder Gemeinde 
Präsidenten, und Kastlänm, oder durch ihre 
S tatthalter gemeinschaftlich , und von dem 
ersten aus ihnen, der vom Verbrecher Kenntniß 
hat, verordnet werden. S ie  werden zu diesem 
Ziehle sich der Gewalt und der M itte l bedienen, 
die durch den L 8ten Art. des Gesetzes vom 
M a y i 8oz. den Präsidenten und Großkastlä- 
nen der Zehnen, und den Ortspräsidenten ein­
geräumt sind.
n .  I n  den Wittheilungm der Nahmen 
der Zeugen der Angeklagten , werden diese Nah­
men ihnen nur vermengt, und m it dem Nahmen 
einiger Personen begleitet, die in den Zeugen- 
verhören/nicht erscheinen, noch Zeugenschaft 
abgelegt haben, bekannt gemacht werden.
- ' Ge-
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Gegeben im Landrathe zu S itten den i  
- Chustmonat 1807.
Folgen die Unterschriften.
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und versieglet, rc.
Folgen die Unterschriften.
G e s c t z
Ueber die polizey des fuhrwesens.
V»m Chrisinronat 1807.
^ ) E r  Landrath der Republik 
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes-
I n  Erwägung, daß die neuen Commerz- 
Verhältnisse, die die Eröfnung des S im ­
pelberges veranlaßt h a t, eine Bestimmung des 
Gewichtes der Ladung der Wagen erheischen, 
Die von derjenigen verschieden is t, welche von 
dem Gesetze vom zo. Weinmonat 1802. ver­
ordnet war.
Daß jedoch die Brucken der Landstraße 
nicht in den Stand können gesetzt werden, über­
große Lasten zu tragen, weil sie so stark sie im­
mer gebaut wären, dennoch häufig durch die 
Heftigkeit der Ströme fortgerissen werden, 
und daß man keine kostspieligen Werke wagen 
kann, in dem sie so sehr vom Zufalle abhängig
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s i n d u n d  daß demnach gleich / da man sich 
nach der Conwenienz des Handels richtet, das 
Gesetz dennoch sich nach den phisischen Hinder­
nissen , die die Loealität darbiethet, regulieren 
soll. '
Verordnet:
Das Gesetz vom zoten Weinmonat w ird 
durch das gegenwärtige modifiziert und erneuert.
Das Gewicht der Frachtwägen soll m it 
Einbegriffdes Wagens m it seiner Zubehörden 
die nachstehenden Proportionen nicht übersteigen 
können-
Wagen von 4- Rädern 60 Z in t. Markgew.
Zweyrädrige Karren 35 — ------ -
E in jeder Fuhrmann, der überwiesen w ird 
dieseBestimmung in seiner Ladung überschritten 
zu haben, soll eine Buße von r-r. Franken von
io .  Batzen für das erste M a h l, von 24 . fürs 
zweyte, von 48. Frank, fürs dritte M a h l zahlen.
Es ist bey nehmlicher Strafe verbothen, 
einen kleinen Wagen an einen großen geheftet 
mitzuführen.
I n  der Abfahrt bey jähen Strassen soll 
kein Rad änderst, als vermittelst eines darun­
ter gelegten Stiefels eingehemmt werden unter 
der Buße von .8. Franken.
Es ist.den Einnehmern der Einfuhrsge- 
bühren und jenen der Zollrechte aufgetragen, 
auf die Vollziehung der Verfügungen des ge­
genwärtige» Gesetzes zu wachen, und es ist 
ihnen dafür die Hälfte der Buße zur Beloh­
nung zugesprochen.
B is  sogenante Brücken ü bssculs (die bey 
einen gewissen Gewichte sinken) werden angelegt 
seyn, sollen sie das Gewicht der Ladungen durch- 
die Werisikation der Frachtbriefe und den An­
schlag des Gewichtes des Wagens erwähren. -
I m  Falle einer Zuwiderhandlung soll das 
Uebergewicht abgeladen werden, und der Fuhr­
mann seinen Weg nicht fortsetzen können, bis. 
er die Summe der Buße in den Händen -e§ 
Großkaftlans, oder seines S ta ttha lte rs, wenn 
er im Orte wohnhaft is t, oder in dessen Abgang 
ge in den Händen des Ortskastlans wird hin­
terlegt, oder hinreichende Burgschaft geleistet 
haben.
Wenn der Fuhrmann sich dawider setzt, 
soll der obgedachte Richter darüber summa­
risch entscheiden, und wenn eine Streitigkeit 
wegen der Menge des Gewichtes der Ladung 
obwaltet, soll der Fuhrmann für die Buße 
und für die Unkosten Bürgschaft leisten, und der 
Richter soll die Abladung des Wagens in der 
nächsten Suften, in der von S t  Moritzen, M a r--  
ttnacht oder S itten verordnen, auf daß ihm dä- 
rüber ein Bericht gemacht wedde, und er den 
Ausspruch thue.
Gegeben im Landrathe zu S itten den r  
Chriftmonat 1806.
Folgen ie Unierschriftcn. ,
Der Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen re.
Folgen die Unterschriften,
Ge-
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G e s e t z
Welches den Staatsrath bevollmächtigt, eine 
Nechtskanzel zu errichten.
Dom z. Christmonat 1807.
^ E r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsraths.
I n  Erwägung, daß es für die Gesell­
schaft wichtig is t, daß man im Rechte wohl 
unterrichtete Richter habe, und daß die Regie­
rung demnach auf M itte l denken muß, die 
dazu geeignet find, dahin zu gelangen.
Verordnet:
D er Staatsrath ist bevollmächtigt eine 
Rechtskanzel zu errichten Der Professor w ird  
dm Unterricht in den Instituten des Justini- 
a n s , in den Landesgesetzen und in der Pratik 
des Notariats ertheilen.
Gegeben im Landrathe zu S itten den 
Christmonat l 8°?.
Folgen die Unterschriften.
D er Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen rc.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
Ueber die Bildung der Rathe, und Ernen. 
nung der Gemctnd.und Zehnenbehorden , und 
üder die Ernennung der Gefandschaft auf den 
Landrath, und des Zehnengerichtshofes.
Dom z. Christmonat 1807.
§ ) E r  Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag -es Staatsrathes.
L- I n  Erwägung daß das Gesetz vom 4ten 
Herbstmonat 1802 , und die bey jeder Epoche 
der constitUtionellen Ernennungen getragenen 
reglementär Beschlüsse des Staatsrathes, als 
bloß einstweilige Verfügungen, von Beschaffen­
heit tvaren, laut Erfahrung umgeändert zu
I N  Erwägung, öaß dek hauptsächlicheZweck 
der Formalitäten die Verminderung der W ir ­
kungen der In trigue  seyn soll- Daß überdieß die 
gesetzlichen Formalitäten nicht weiter sollen aus­
gedehnt werden, als die Gemeinden ße leicht er­
fülle« köMen, Und daß sie umsomehr einge­
schränkt werden sollen, weil ihre Nichterfül­
lung die Nichtigreitsursachen vervielfältigen, 
und eine große Menge Streitigkeiten über die 
Giftigkeit der Ernennungen, dit oft m it Red­
lichkeit sind gemacht worden, veranlassen.
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Und den Artikeln 25. 27. zo. z r l zz: 
60. 6r. 67. 70. und 74. der Verfassung
nachlebend.
Verordnet:
1. D as Gesetz vorn 4ten Herbstmonat 
,802 ,  betreffend die B ildung der Räthe, und 
die Ernennung der Gemeinds-und Zehnenbe- 
hörden ist zurückgenommen, da die Verfügun­
gen, die davon fortbestehen sollen, durch das 
gegenwärtige zurückberufen worden sind.
2. D ie Gemeindversammlungen für die 
Ernennung der Präsidenten und Gemeindrä- 
the werden von zwey zu zwey Jahren, zu 
ungeraden Jahren statt haben. S ie  werden 
am letzten Sonntag A p rill in den Gemeinden, 
die diesen Tag angenommen haben, gehalten, 
in  den übrigen aber kann sie an jenem Tage 
Platz haben, an welchem sie bisdahin für die­
se Ernennungen ist gepflegt worden.
Allein weder die einen, noch die anderen 
haben die W illkühr den Tag zu ändern, den 
sie einmal angenommen haben, und die E r­
nennung zu den Gemeindämtern auf einen an­
dern Tag zu verschieben-
D ie Pflicht, sich alle zwey Jahre für die­
se Ernennungen zu versammeln, gehet die Ge­
meinden nicht an, welche ihre Rathsglieder 
für ihren Lebtag ernannt haben. I n  diesen , 
wenn ein Platz im Rathe durch den Tod ei­
nes seiner M itglieder leer seyn w ird , kann 
v  R -
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die allgemeine Versammlung, so bald man eS 
schicklich erachten w ird , zusammen berufen 
werden, um für die Wiederbesetzung desselben 
Vorsorge zu thun. Diese Wiederbesetzung soll 
aber in den Formen geschehen, die vom ge­
genwärtigen Gesetze vorgeschrieben werden. 
Es stehet eben auch in der W illkühr der Ge­
meinden , welche seit unsrer Unabhängigkeit ih­
re Ortsbehörden am letzten Sonntag A p rill 
ernennt und die ihren Rath nicht für ihren 
Lebtag ernamset haben, einen anderen Tag zu 
bestimmen und zu erwählen, um dieses Werck 
zu verrichten
z. I n  den Gemeinden wo die Räthe nicht 
sind aus lebenlänglich eingesetzt worden, kann 
nur ein D ritte l davon bey jeder Ernennungs­
Epoche auf einmahl erneuert werden.
D ie Anzahl der austretenden w ird  aus 
den Rathsgliedern der ältesten Ernennung ge­
nommen worden , und in den Gemeinden, wo 
der Rath auf einmal ganz ist besetzt worden, 
w ird diese austretende Zahl durch das Loos 
bestimmt werden. D ie austretenden Raths­
glieder sind immer wieder wählbar-
4. D ie neuen Rathsherren werden ansei- 
nm dreyfachen Vorschlag, der von dem Rathe 
und zwar auf einmal für die ganze Anzahl der zu 
ersetzenden Plätzewird gemacht werden ernannt 
werden. Es können nur rechtschaffene und vor- 
wurftfreye Männer vorgeschlagen werden.
Dieser Vorschlag w ird vom Rathe in 
<inev Versammlung gemacht werden, die un-
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mittelbar vor der allgemeinen Versammlung 
soll gehalten werden-
Diese W ah l soll vom Rathe m it lauter 
S tim m e, und durch das absolute Stimmen- 
mehr gemacht werden, es sey dann, daß die 
Mehrheit des Rathes das geheime S cru ti- 
nium verlange. -
s. D ie zween ältesten dem Alter nach 
unter den bleibenden Rathsherren, oder jenen, 
die nicht auf der Liste der Candidaten sich be­
finden, sind von Recht aus die Serutatoren 
der Versammlung, um m it dem Schreiber 
die Stimmen einzeln aufzunehmen, und ein­
zuschreiben. S ie  sollen zu diesem Ende sich 
auf die Seite begeben, und abgesöndert hal­
ten, damit die Stimmenden nicht können ge­
hört werden.
6. Wenn der Präsident und Vice-Präsi­
dent des Rathes im Falle sind , davon auszu- 
treten , und von der Zahl der Candidaten 
sind, sollen sie sich hinterziehen, und der älte­
ste aus den Mitgliedern des Rathes unter je­
nen , die nicht austreten, oder nicht Candida­
ten für die Wiedererwählung sind, soll bey 
der Versammlung den Vorsitz führen-
7. Der gewöhnliche Sekretär des Rathes 
soll der Secretär der Versammlung seyn, wenn 
ey nicht von der Anzahl der Candidaten ist, 




Die Stimmen werden einzeln, und münd­
lich , da man sich nahe am Bureau verfügt, 
gegeben werden-
9. D ie vorgeschlagenen Candidaten wer­
den die ersten ihre Stimme geben, und sich 
nachher von der Versammlung entfernen; bis 
das Serutinium geendigt ist.
10. Jene welche am meisten Stimmen in 
Vergleich gegen andere werden erhalten haben, 
werden zu Rathsherren erwählt, allein im 
F a lle , daß für den letzten Landraths­
herrplatz zwischen zween Candidaten die glei­
che Anzahl Stimmen sich ereignen sollte, wenn 
man mehrere auf einmal ernamset, soll man 
zum zweytenmal die Stimmen einziehen, und 
wenn alsdann unter ihnen die nemliche S tim - 
menzahl wieder statt fände, soll das Loos da­
rüber entscheiden.
11. D ie Rathsherren werden auf ein 
Verqleichungsftimmenmehr ernennt, wo je­
dermann auf einmal so viel Personen ernen­
nen w ird , als Plätze zu besetzen sind-
1?. Wenn die Plätze des Präsidenten, 
oder Vicepräsidenten des Rathes leer werden 
sollten, w ird man zu ihrer Wiederbesetzung 
schreiten, nach dem man die der Rathsherren 
besetzt hat, und zwar auf einen dreyfachen Vor­
schlag , den man aus dem laut der Vorschrift 
des 4ten Artikels erneuerten Rath erkiesen w ird 
der sich alsogleich vereinigen soll, um die Liste 
der vorzuschlagenden Candidaten zur Beset-
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zung -er leergewordenen Präsidenten und V i- 
cepräsidentenstelle, welche alsdann auf ein ab­
solutes Stimmenmehr sollen erwählt werden, 
zu verfassen.
i z. D ie Ernennung der Gewaltshaber 
w ird zur gewöhnlichen Epoche, und für dj§ 
visdahin gepflegte Zeit in den Gemeinden ge­
macht werden, allein auf einen dreyfachen von 
dem Rathe gemachten Vorschlag und durch 
ein Serutinium  gleich dem, welches für die 
Rathsherren vorgeschrieben wird.
14. D ie Gemeinden, die sich der Freyheit 
bedienen wollen, die ihnen die Verfassung ein- 
rä ü m t, einen Kastlan, oder Kastlansstatthaltep 
zu haben, werden selbe nur in einer von dem 
Präsidenten zu diesem Ziehle gehörig zufam- 
menberufenen Versammlung, und die noth­
wendig am letzten Sonntag A prils  deb unge­
raden Jahre soll gehalten werden, ernamsen, 
diejenigen so diese Nominationen am gedachten 
Tage nicht y-erden gemacht haben, können sich 
keinen Kastlan erwählen, als bis zur Rückkehr 
des nemlichen gesetzmäßigen Tages nach vor- 
lau f zweyer Jahre.
- D ie Gemeinden, welche sich zu einer 
oder mehreren andern stossen wollen, um ge­
meinschaftlich einen Kastlan der ersten Instanz 
zu haben, sollen die durch die Verfassung vor­
geschriebene Presentation der 4 Candidaten durch 
eine Deputation machen lassen , welche aus 
einem Bürger auf 25. Aktivbürger bestehet-
X  4
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Dieser Deputierte sollen aus dem Rathe ge­
nommen werden.
16. D ie Fractionen der Hälfte und einer 
darüber sollen für vollständig gerechnet werden 
also das 34 Aetivbürger zwey Deputirte schi­
cken sollen , um den Presentationsrath zu b il­
den, 6z werden drey schicken und so weiters. 
D ie  Gemeinden welche nicht 25 Aetivbürger 
haben, sollen doch einen Deputirten schicken.
17. Diese Deputation: soll sich an dem 
volkreichsten Orte dieser Gemeinden versam­
meln. S ie  soll überdieß in Rücksicht der Ein­
richtung des Bureaus, und der Wahlen der 
vier Eandidaten eben dieselben Formen befol­
gen, welche schon vorgeschrieben find.
, 18. Diese Presentation soll vor die all­
gemeine Versammlung dieser Gemeinden ge­
bracht werden, die sich deßwegen an dem volk­
reichsten Orte versammeln sollen, als wenn 
sie nur eine Gemeinde bildeten. Diese Ver­
sammlung soll ebenfalls in der Ernennung ih­
res Bureaus die hieroben vorgeschriebenen 
Formen befolgen.
i9 . D ie neuerwählten Kastläne, und 
Kastlansstatthalter der Gemeinden sollen am 
ersten Sonntag des Maymonats sich im Haupt- 
O rte ihres Zehnens stellen, um dort in den 
Händen des resignierenden Großkastlans, und 
in Gegenwart der Glieder des Zehnenraths 
den von dem Gesetze vorgeschriebenen Eid zu 
leisten.
ro; Der
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sdi Der R a th / der annoch in Ausübung 
ist/ soll 4 Candidaten inner oder außer seiner 
Schooße für die Stellen des Kastlans und Kast- 
lansstatthalter ernennen/ die in Gemäßheit des 
6 'ten Artikels der Verfassung der Gemeind- 
Versammlung sollen vorgeschlqgen werden- 
S ie  sollen wenigstens laut dem Gesetze vom 
r 6ten Herbstmonat lesen und schreiben können.
21. Diese vier Candidaten sollen von dem 
Rathe laut der im 4ten Artikel vorgeschriebe­
nen Weise ernennt werden.
22. D er Kastlan und fein Statthalter 
sollen aus diesen vier ' Candidaten laut dem 
Serutinium  / laut Vorschrift der Artikel 9 und
IO. auf absolutes Stimmenmehr ernannt 
werden.
2 z. Der Curial des Kastlans hängt von 
seiner Ernamsung ab.
24- D ie Gemeindräthe werden Sorge tra ­
gen / daß die Ernennung ihrer Gesandten auf 
den Zehnenrath/ und der anderen Beamten 
ihrer Gemeinden und die Beobachtung der 
durch das Gesetz vorgeschriebenen Formalitä­
ten auf eine gesetzmäßige Weise erwährt wer­
den-
25- D ie nach der Vorschrift des 27ten 
Artikels der Verfassung organisierten Zehnen- 
räthe sollen sich den ersten Sonntag M a y ei­
nes jeden ungeraden Jahres nothwendigerma­
ßen im Hauptorte unter dem Vorsitze des Prä­
sidenten , der seine Zeit vollendet / versammeln
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rrm die Ernennung zu den Zehnenämtern zu 
machen.
26. S ie  werden durch das geheime und 
absolute Stimmenmehr zween Stimmenzähler 
ernennen.
27. S ie  werden den Zehnenpräsidenten 
Lurch das geheime S e ru tin ium , und das ab­
solute Stimmenmehr erwählen. E r kann in 
oder außer seiner Schooße ernannt werden.
. L?. I m  Falle wo der Zehnenpräsident das
A m t eines Großkastlans vereinigen sollte, soll 
der Vicepräsident der S tatthalter des Großkast- 
Lans seyn
29. S ie  werden auf die nemliche A rt, die 
Gesandten ihres Zehnens auf den Landrath, 
wie auch den Großkastlan und seinen S ta tt­
halter ernennen.
zo. D ie Gemeinden, die rsr Aetivbürger 
und mehrere zählen, werden zwey Gesandte 
auf den Zehnenrath schicken. Diejenigen, die 
deren 251 haben, senden deren drey ab , mnd 
so fort.
zr. Die Zehnen, welche eine Bevölke­
rung von5oor Seelen haben, schicken drey 
Gesandte auf den Landrath. Diejenigen, die 
deren 7001 haben, schicken deren 4 und so 
weiters in der nemlichen Proportion.
3 2 .  Die BeysttzerdesZehnengerichts sollen 
vorn Zehnenrath durch das geheime S cru ti- 
mum und das absolute Stimmenmehr, und 
W a r auf einen dreyfachen vom resignierenden 
Großkastlan, seinem S ta tth a lte r, und eincm
3 4 8
Deputierten auf den Landrath, der der erstem 
nannte ist / ernamset werden / welche sich zu 
diesem Ziehle in Gemäßheit des A rtike lsr des 
Gesetzes vom 4 ten Herbstmonat 1802 über die 
B ildung des Apvellatjons-und Criminalge- 
richtshofes vereinigen; welches Gesetz sonst in  
seinem Ganzen bekräftigt w ird.
Dieser Vorschlag w ird nach und nach 
gemacht werden dergestaltew, daß nach einem 
jeden erwählten Beysitzer ein neuer Vorschlag 
von drey Gliedern gemacht werden soll, un­
ter welchen dreyen jene, welche im vorigen 
Serutinium nicht ernamset worden sind, all­
zeit auf ein neues können vorgeschlagen werden. 
I m  Falle, wo der Großkastlan zugleich Ab­
geordneter eines Zehnens wäre, der nur zwey 
Deputirte hat,  und in allen übrigen Fällen 
wo das Zusammentreten dieser drey Glieder, 
welche bestimmt sind , die Liste der Candt- 
daten vorzutragen, nicht bewirkt werden könn­
te, ist der Zehnenrath befugt ein anderes 
Glied zu bestimmen, und an seinen Platz zu 
stellen, daß bey diesem Vorschlag mitwirken 
soll-
zz.DieseBeysitzer sollen die vom 6§ A r t -er 
Staatsverfassung vorgeschriebenen Eigenschaf­
ten besitzen, und können in Gemäßheit des nem- 
lichen Artikels in ihrem, oder in einem benach­
barten Zehnen ernannt werden.
34. Die Zehnenräthe sind bey S tra fe  der 
Nichtigkeit verbunden über die Ernennungen der 
Zehnenämter, und der Gesandschaft auf den
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Landrath, und zwar über die nemlichen Weise, 
wie sie sind gemacht worden, einen W erbal - 
Proceß aufzusetzen, um zu erwähren, ob alle 
von dem Gesetze vorgeschriebenen Formalitäten 
seyn beobachtet worden.
Alle Präsidenten, welche dem Zehnenrathe 
vorgestanden sind, sollen innerhalb acht Tagen 
dem Staatsrathe das Verzetcbniß dieser E r­
nennungen eingeben, und dabey diesen Werbal- 
Prozeß beyfügen.
Jener, welcher ein Gemeind-oder 
Zehnenamt bekleidet, kann zu keinem an­
dern Amte in - oder für einem anderen Zehnen 
weder vorgeschlagen, noch ernennt werdeir. 
Es sind hievon gemäß des 65- Artikels der 
Staatsverfassung die einzigen Aemter der bey- 
sitzer im Zehnengerichte ausgenommen.
z6. Alle durch das gegenwärtige Gesetz 
verordneten Formaletäten sollen streng beobach­
tet werden bey S trafe der Nichtigkeit aller Ge­
meinde und Zehnenernamsungen, wo sie nicht 
sollten befolgt werden seyn. Diese Nichtigkeit 
w ird  jedoch vom Staatsrathe bloß in den Fäl­
len ausgesprochen werden, wo es Partikularen, 
oder Gemeinden geben sollte, die sich über die 
Nichtbefolgung dieser Form alitä ten, welche 
durch das gegenwärtige Gesetz vorgeschrieben 




 ^ Gegeben im Landrathe zu S itten den z.' 
Christmonat 1807.
Folgen die Unterschriften.
D er Staatsrath beschließt re. unterschrieben 
und m it dem Siegel versehen.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
welches die Eigenschaften derjenigen bestimmt/ 
die zum Notariats.Amts gelangen wollen.
Dom z. Chri-monat 1807.
Landrath der Republik
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes-
I n  Erwägung , daß die offenen S chre i 
ber Personen sind/ bey welchen das Publikum 
sein Zutrauen ihinterlegt / und die die ersten 
Richter über die Massigkeit der Akte sind, 
die man von ihnen verfassen läßt-
I n  Erwägung, daß die Richter am gemei- 
niglichsten in der Classe der offenen Schreiber 
nkohren werden.
I n  Erwägung , daß es nicht hinreichend 
is t , daß die offenen Schreiber einer untadelhaf- 
ten Aufführung seyn, sondern daß es eben auch 
daran gelegen ist, daß sie die Kenntnesse be- 
-sitzen, die zu ihrem Stande erforderlich sind.
^ 4  zz i  ^
Verordnet:
i .  Diejenigen, welche sich um das Nota­
r ia t bewerben, können zur Prüfung zugelassen 
werden, bloß nachdem sie folgenden Bedung- 
Nissen genug gethan und von dieser Ge­
nugthuung einen in rechter Form ausgestellten 
Schein haben-
Erstens. Sollen sie das Alter von 20 er­
füllten Jahren erreicht haben / walliserlands- 
leute/ wie auch von untadelhaften Lebenswan­
del und S itten  erkannt seyn.
Zweytens. Sollen sie wenigstens die Rhe­
to r ik  gemacht haben.
Drittens. Sollen sie den Rechts-Cours 
während eines Schuljahrs gemacht haben, den 
die Regierung aufgerichtet hat.
Von dieser Bedingniß können jene ausge­
nommen werden/ welche anderwärts einen 
Rechts-Cours gemacht haben/ und selben ge­
bührend bescheinen.
Viertens. Sollen sie ein Jahrlang die P ra- 
tick gemacht haben; sie können aber selbe m it 
dem Rechts-Cours machen.
s. D ie sich um das NotariatBewerbenden 
werden durch den obersten Gerichtshof über 
die Instituten des Justinians/ über  ^die Ge­
setze des Landes und über die Notariats-Pratick 
geprüft werden / und sie werden nur in so weit 
angenommen werden / als sie genugsam unter­
^  z§2
richtet zu seyn anerkannt werden- Der oberste 
Gerichtshof w ird diesfalls alle Schärfe ge­
brauchen.
Gegeben im Landrathe zu S itten  den z 
Christmonat »807.
Folgen die Unterschriften."
Der Staatsrath beschließt rc. unterschrieben 
und versieglet, rc.
Folgen die Unterschriften.
G e s e t z
Wider die Ausreisser vom waUistr Bataillon 
in französischen Diensten.
Dom z. Christmonat 1807. '
^ E r  Landrath der Republik-
A u f den vorläufigen und staatsverfaßlichen 
Vorschlag des Staatsrathes.
I n  Erwägung, daß die walliser Regie­
rung , nachdem sie durch die grösten Anstren­
gungen ihren E ife r, das Bata illon im Dienste 
seiner Majestät des Käysers der Franzosen 
vollständig zu machen, an Tag gelegt, auch 
ihren Unwillen wider diejenigen, die vor die­
sem Diensten ausreisten sollten, laut äusseren, 
und ihre Gesinnung bekannt machen soll, die- 
- selben zu bestrafen, und daß sie beynebeus ihnen
